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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

zur 26. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration und 

Gleichstellung lade ich ein für 

 

Donnerstag, 24. Januar 2019, 17:00 Uhr, 

Lesezimmer, Rathaus, Kassel. 

 

Tagesordnung: 

 

1. Interkommunale Zusammenarbeit bei der Qualitätssicherung von Rad- und 

Wanderwegen 

Vorlage des Magistrats 

Berichterstatter/in: Oberbürgermeister Christian Geselle 

- 101.18.1139 - 

(gleichzeitig im Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr) 

 

2. Flughafen GmbH Kassel 

Vorlage des Magistrats 

Berichterstatter/in: Oberbürgermeister Christian Geselle 

- 101.18.1141 - 

(gleichzeitig im Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen) 
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Einladung zur 26. Sitzung des Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung  

am 24. Januar 2019 

 

2 von 2  

3. Direktvergabe eines öffentlichen Dienstleistungsauftrages 

Straßenbahn-/Busverkehr an die Kasseler Verkehrs- und Versorgungs-

GmbH (KVV) sowie die Kasseler Verkehrs-Gesellschaft Aktiengesellschaft 

(KVG) 

Vorlage des Magistrats 

Berichterstatter/in: Stadtrat Dirk Stochla 

- 101.18.1149 - 

(gleichzeitig im Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen) 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

gez. Stefan Kortmann 

Vorsitzender 

 

 

Für die Richtigkeit: 

 

 

Cenk Yildiz 

Schriftführer 
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Niederschrift 

über die 26. öffentliche Sitzung 

des Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung 

am Donnerstag, 24. Januar 2019, 17:00 Uhr 

im Lesezimmer, Rathaus, Kassel 

 

 

Anwesende:  

 

Mitglieder 

Stefan Kortmann, Vorsitzender, CDU 

Stefan Kurt Markl, Mitglied, SPD (Vertretung für Dr. Hasina Farouq) 

Anja Möller, Mitglied, SPD 

Norbert Sprafke, Mitglied, SPD 

Petra Ullrich, Mitglied, SPD 

Holger Augustin, Mitglied, CDU 

Valentino Lipardi, Mitglied, CDU (Vertretung für Saskia Spohr-Frey) 

Dr. Andreas Jürgens, Mitglied, B90/Grüne 

Awet Tesfaiesus, Mitglied, B90/Grüne 

Michael Werl, Mitglied, AfD 

Vera Katrin Kaufmann, Mitglied, Kasseler Linke         ab TOP 3, 17.03 Uhr 

Thorsten Burmeister, Mitglied, FDP (Vertretung für Matthias Nölke) 

 

Magistrat 

Dirk Stochla, Stadtrat, SPD 

 

Schriftführung 

Sabine John, Hauptamt - Büro der Stadtverordnetenversammlung 

Edith Schneider, Hauptamt - Büro der Stadtverordnetenversammlung 

 

Entschuldigt: 

Dieter Pfeiffer, Vertreter des Seniorenbeirates 

Gerd Walter, Vertreter des Behindertenbeirates 

 

Verwaltung und andere Teilnehmer/-innen 

Dr. Sandra Büchsel, Rechtsamt 

Dr. Georg Förster, Straßenverkehrs- und Tiefbauamt 

Julian Bley, Kasseler Verkehrs- und Versorgungs-GmbH 
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2 von 5 Tagesordnung: 

 

1. Interkommunale Zusammenarbeit bei der Qualitätssicherung 

von Rad- und Wanderwegen 

101.18.1139 

2. Flughafen GmbH Kassel 101.18.1141 

3. Direktvergabe eines öffentlichen Dienstleistungsauftrages 

Straßenbahn-/Busverkehr an die Kasseler Verkehrs- und 

Versorgungs-GmbH (KVV) sowie die Kasseler Verkehrs-

Gesellschaft Aktiengesellschaft (KVG) 

101.18.1149 

 

 

Vorsitzender Kortmann eröffnet die mit der Einladung vom 17. Januar 2019 

ordnungsgemäß einberufene 26. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Recht, 

Sicherheit, Integration und Gleichstellung, begrüßt die Anwesenden, stellt die 

Beschlussfähigkeit und die Tagesordnung fest. 

 

 

1. Interkommunale Zusammenarbeit bei der Qualitätssicherung von Rad- und 

Wanderwegen 

Vorlage des Magistrats 

- 101.18.1139 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Der Magistrat wird ermächtigt, zur interkommunalen Zusammenarbeit im 

Projekt Qualitätsmanagementkonzept für Rad- und Wanderwege in der 

GrimmHeimat NordHessen die beigefügte öffentlich-rechtliche Vereinbarung 

zwischen dem Werra-Meißner-Kreis, dem Landkreis Kassel, dem Landkreis 

Hersfeld-Rotenburg, dem Schwalm-Eder-Kreis, dem Landkreis Waldeck-

Frankenberg sowie der documenta-Stadt Kassel abzuschließen.“ 

 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

Abwesend: Kasseler Linke 

den  
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Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. Interkommunale Zusammenarbeit bei der 

Qualitätssicherung von Rad- und Wanderwegen, 101.18.1139, wird zugestimmt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Sprafke 

 

 

2. Flughafen GmbH Kassel 

Vorlage des Magistrats 

- 101.18.1141 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

1. Die Gemeinde Calden tritt der Stadt Kassel von ihrem Geschäftsanteil an der 

Flughafen GmbH Kassel in Höhe von 61.300 € einen Teilgeschäftsanteil in 

Höhe von 15.325 € ab. 

2. Der Vereinbarung über Gesellschafterbeiträge des Landes Hessen, des 

Landkreises Kassel, der Gemeinde Calden und der Stadt Kassel als 

Gesellschafter der FGK zur Finanzierung des künftigen Betriebs des Kassel 

Airport wird zugestimmt.  

3. Der Vereinbarung über die Bodenbevorratung zwischen der Hessischen 

Landgesellschaft mbH (HLG) und der Stadt Kassel, dem Landkreis Kassel und 

der Gemeinde Calden wird zugestimmt.  

4. Dem Entwurf der „Geschäftsordnung für den Lenkungsausschuss zur 

Durchführung der Entwicklung des Verkehrslandeplatzes Kassel-Calden im 

Rahmen der Bodenbevorratung zu einem interkommunalen Gewerbegebiet“ 

wird zugestimmt. 

5. Der Interessenausgleichsvereinbarung „Interkommunales Gewerbe- und 

Industriegebiet Kassel-Calden“ zwischen der Stadt Kassel, dem Landkreis 

Kassel und der Gemeinde Calden wird zugestimmt.  

6. Der Magistrat wird ermächtigt, die zur Umsetzung der Beschlüsse 

erforderlichen Erklärungen in der jeweils rechtlich gebotenen Form 

rechtsverbindlich abzugeben. Die Ermächtigung umfasst auch die Vornahme 

etwaiger redaktioneller Ergänzungen, Änderungen, Streichungen oder 

Klarstellungen. 
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Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: AfD 

Abwesend: Kasseler Linke 

den  

 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. Flughafen GmbH Kassel, 101.18.1141, wird 

zugestimmt. 

 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Augustin 

 

 

3. Direktvergabe eines öffentlichen Dienstleistungsauftrages 

Straßenbahn-/Busverkehr an die Kasseler Verkehrs- und Versorgungs-

GmbH (KVV) sowie die Kasseler Verkehrs-Gesellschaft Aktiengesellschaft 

(KVG) 

Vorlage des Magistrats 

- 101.18.1149 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

1. „Der Betrauung der KVV sowie der KVG mit der Erbringung öffentlicher 

Personenverkehrsdienste mit Straßenbahnen und Bussen (einschließlich der 

Vorhaltung der Infrastruktur) durch Erteilung eines öffentlichen 

Dienstleistungsauftrags als Direktvergabe gemäß Art. 5 Abs. 2 Verordnung 

(EG) Nr. 1370/2007 gemeinsam mit dem Nordhessischen VerkehrsVerbund 

(NVV) als Gruppe von Behörden in der aus dem Anhang zu dieser Vorlage 

ersichtlichen Fassung wird zugestimmt.  

2. Der Magistrat wird beauftragt, durch entsprechende gesellschaftsrechtliche 

Weisungen die Umsetzung des Beschlusses zu 1. sicherzustellen. 

3. Der Magistrat wird ermächtigt, etwaige redaktionelle Ergänzungen, 

Änderungen, Streichungen und/oder Klarstellungen in der als Anhang 

beigefügten Betrauung vorzunehmen.“ 
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Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: AfD, Kasseler Linke 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. Direktvergabe eines öffentlichen 

Dienstleistungsauftrages Straßenbahn-/Busverkehr an die Kasseler Verkehrs- und 

Versorgungs-GmbH (KVV) sowie die Kasseler Verkehrs-Gesellschaft 

Aktiengesellschaft (KVG), 101.18.1149, wird zugestimmt. 

 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Dr. Jürgens 

 

 

Ende der Sitzung: 17.04 Uhr 

 

 

 

 

 

Stefan Kortmann Edith Schneider 

Vorsitzender Schriftführer 



Magistrat 

-III-/-66- 
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Vorlage Nr. 101.18.1139 

 

 

Interkommunale Zusammenarbeit bei der Qualitätssicherung von Rad- und 

Wanderwegen 

 

Berichterstatter/-in: Oberbürgermeister Christian Geselle 

 

Mitberichterstatter/-in: Stadtrat Dirk Stochla 

  

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Der Magistrat wird ermächtigt, zur interkommunalen Zusammenarbeit im 

Projekt Qualitätsmanagementkonzept für Rad- und Wanderwege in der 

GrimmHeimat NordHessen die beigefügte öffentlich-rechtliche Vereinbarung 

zwischen dem Werra-Meißner-Kreis, dem Landkreis Kassel, dem Landkreis 

Hersfeld-Rotenburg, dem Schwalm-Eder-Kreis, dem Landkreis Waldeck-

Frankenberg sowie der documenta-Stadt Kassel abzuschließen.“ 

 

 

Begründung: 

 

Die GrimmHeimat NordHessen arbeitet aktuell an der Erfassung und Sammlung 

aller relevanten Daten zur nordhessischen Radwegeinfrastruktur in einem 

gemeinsamen (die fünf nordhessischen Landkreise sowie die Stadt Kassel 

umfassenden) digitalen Kataster. Im Rahmen dessen soll ein gemeinsames 

Qualitätsmanagement für die regionale touristische Rad- und 

Wanderwegeinfrastruktur erstellt und implementiert werden. Dabei wird unter 

anderem das Ziel verfolgt, Abstimmungsprozesse bei Orts- und Regionen 

übergreifenden Planungen in den Bereichen Rad- und Wanderwegeinfrastruktur 

zu vereinheitlichen und zu verschlanken. Daraus ergeben sich Einsparpotentiale für 

gemeinsame Planungen. Weiterhin sollen sich nordhessenweite Kooperations- und 

Steuerungsstrukturen entwickeln, die den Kooperationspartnern im Hinblick einen 

dauerhaften Mehrwert bieten.  

 

Für die Erstellung und Umsetzung dieses nordhessischen 

Wegequalitätsmanagementkonzeptes sollen Mittel aus dem Programm der 

interkommunalen Zusammenarbeit (IKZ) des Landes Hessen verwendet werden. 

Diese decken die entstehenden Kosten voll ab. Eine Kofinanzierung seitens der 

Stadt Kassel ist bis auf einen Betrag in Höhe von einmalig 6.300,- € nicht 

notwendig. Haushaltsmittel sind im Ergebnishaushalt unter 66000401 disponiert. 

Der Magistrat der Stadt Kassel hat der Vorlage in seiner Sitzung am 10. Dezember 

2018 zugestimmt. 
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Für eine entsprechende Mittelbeantragung ist vorgreiflich die Beratung und 

Beschlussfassung einer Kooperationsvereinbarung in Form einer öffentlich-

rechtlichen Vereinbarung in den jeweiligen Kreistagen der betroffenen 

nordhessischen Landkreise sowie der Stadtverordnetenversammlung der Stadt 

Kassel erforderlich. 

 

 

 

Christian Geselle 

Oberbürgermeister 



Magistrat 

- I - / - IG - 
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Vorlage Nr. 101.18.1141 

 

 

Flughafen GmbH Kassel 

 

 

Berichterstatter/-in: Oberbürgermeister Christian Geselle 

 

Mitberichterstatter/-in:  

  

  

  

  

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

1. Die Gemeinde Calden tritt der Stadt Kassel von ihrem Geschäftsanteil an der 

Flughafen GmbH Kassel in Höhe von 61.300 € einen Teilgeschäftsanteil in 

Höhe von 15.325 € ab. 

2. Der Vereinbarung über Gesellschafterbeiträge des Landes Hessen, des 

Landkreises Kassel, der Gemeinde Calden und der Stadt Kassel als 

Gesellschafter der FGK zur Finanzierung des künftigen Betriebs des Kassel 

Airport wird zugestimmt.  

3. Der Vereinbarung über die Bodenbevorratung zwischen der Hessischen 

Landgesellschaft mbH (HLG) und der Stadt Kassel, dem Landkreis Kassel und 

der Gemeinde Calden wird zugestimmt.  

4. Dem Entwurf der „Geschäftsordnung für den Lenkungsausschuss zur 

Durchführung der Entwicklung des Verkehrslandeplatzes Kassel-Calden im 

Rahmen der Bodenbevorratung zu einem interkommunalen Gewerbegebiet“ 

wird zugestimmt. 

5. Der Interessenausgleichsvereinbarung „Interkommunales Gewerbe- und 

Industriegebiet Kassel-Calden“ zwischen der Stadt Kassel, dem Landkreis 

Kassel und der Gemeinde Calden wird zugestimmt.  

6. Der Magistrat wird ermächtigt, die zur Umsetzung der Beschlüsse 

erforderlichen Erklärungen in der jeweils rechtlich gebotenen Form 

rechtsverbindlich abzugeben. Die Ermächtigung umfasst auch die Vornahme 

etwaiger redaktioneller Ergänzungen, Änderungen, Streichungen oder 

Klarstellungen. 

 

 

Begründung: 
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2 von 5 Die Stadt Kassel, der Landkreis Kassel, die Gemeinde Calden und das Land Hessen 

sind Gesellschafter der Flughafen GmbH Kassel (FGK). Das Stammkapital der 

Flughafen GmbH Kassel beträgt insgesamt 1.021.800 € und verteilt sich auf die 

Gesellschafter wie folgt:  

 

Land Hessen 694.800 € 

Stadt Kassel 132.850 € 

Landkreis Kassel 132.850 € 

Gemeinde Calden   61.300 € 

 

Anteilsübernahme 

 

Die Gemeinde Calden ist in Höhe von 61.300 € an der FGK beteiligt. Dies entspricht 

einem Anteil am Gesamtkapital der Gesellschaft von 6 Prozent. Die Gemeinde 

Calden hatte den weiteren Gesellschaftern der FGK angeboten, ihre Anteile zu 

übernehmen. Die Gemeinde Calden sieht sich zu diesem Schritt gezwungen, da die 

Belastungen durch die Abschreibungen auf die von der Gemeinde Calden 

geleisteten Investitionszuschüsse und die zu leistenden Verlustausgleiche und 

Zahlungen für hoheitliche Kosten nicht im Verhältnis zur Leistungsfähigkeit der 

Gemeinde stehen (§ 121 Abs. 1 Nr. 2 HGO). Die Gemeinde Calden ist nicht mehr in 

der Lage die Verlustausgleiche aus dem Haushalt zu begleichen.  

Um hier eine für die Gesellschafter der FGK zukunftsfähige Lösung zu erarbeiten, 

welche einen Weiterbetrieb und eine Weiterentwicklung der FGK nicht gefährdet, 

wurde eruiert, dass die Stadt Kassel und der Landkreis Kassel jeweils 1,5 Prozent 

der Geschäftsanteile der Gemeinde Calden übernehmen; dies entspricht einem 

Geschäftsanteil in Höhe von 15.325 €.  

Die Gemeinde Calden soll, als Standortgemeinde, weiterhin an der Gesellschaft 

beteiligt bleiben. Ein Anteil von 3 Prozent an Stammkapital ist hierfür ausreichend 

und steht in angemessenem Verhältnis zur Leistungsfähigkeit der Gemeinde. Das 

Land Hessen unterstützt die Gemeinde Calden durch die Übernahme der 

Abschreibungskosten. 

 

Vereinbarung über Gesellschafterbeiträge 

 

Im Rahmen der bisher bestehenden Absichtserklärung der Gesellschafter der FGK 

vom 28. April 2004 in der Fassung des Nachtrags vom 21. August 2008 und des 2. 

Nachtrags vom 2. Juli/20. August/16. Dezember/22. Dezember 2010 wurden 

unter anderem Regelungen bezüglich der Verteilung der Ausbaukosten, der 

Finanzierung des laufenden Betriebs des Flughafens und der Vermarktung des 

alten Flugplatzes bis zum Ende des Flughafenausbaus getroffen.  

Der neue Flughafen wurde nach seiner Fertigstellung planmäßig am 04. April 2013 

eröffnet. Die Gesellschafter der FGK sind sich einig, dass die Beteiligung an der FGK 

und deren Finanzierung im öffentlichen Interesse stehen. Vom Flughafen gehen 

erhebliche Impulse für wirtschaftliche und infrastrukturelle Entwicklung in 

Nordhessen aus. 
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In der nun erarbeiteten Vereinbarung über Gesellschafterbeiträge soll die 

Aufteilung des laufenden Betriebsergebnisses in der Art geregelt werden, dass 

dieses unter den Gesellschaftern gemäß ihrer Anteile an der Gesellschaft 

unterjährig im Rahmen von Abschlagszahlungen ausgeglichen wird. Die bisherigen 

Reglungen bezüglich der Verteilung der Ausbaukosten werden von dieser 

Absichtserklärung nicht berührt. Das heißt, es bleibt bei der Deckelung der 

kommunal zu tragenden Ausbaukosten. Die Stadt Kassel hat ihren Beitrag zu den 

Ausbaukosten bereits in voller Höhe geleistet.  

Weiterhin werden in der Vereinbarung über Gesellschafterbeiträge der 

Haushaltsvorbehalt und die Konsequenzen aus einer EU-rechtlichen Genehmigung 

der Beihilfen an die FGK geregelt. 

 

Vereinbarung über die Bodenbevorratung 

 

Durch den Neubau des Flughafens Calden werden die Flächen des bisherigen 

Verkehrslandeplatzes nicht mehr für Flugverkehre benötigt. Im Rahmen von 

Untersuchungen durch die Wirtschaftsförderung Region Kassel GmbH (WFG) 

wurde ermittelt, dass im Umfeld des neuen Flughafens ein Bedarf an entwickelten 

Gewerbeflächen besteht, welcher von den umliegenden Gemeinden, allen voran 

der Gemeinde Calden, nicht gedeckt werden kann. Die Fläche des alten Flugplatzes 

bietet sich für die Erschließung eines interkommunalen Gewerbegebietes an. Die 

FGK beabsichtigt diese Flächen, da sie nicht mehr für den Flugbetrieb benötigt 

werden, zu verkaufen. Für die Entwicklung und die Vermarktung der Flächen 

konnte die HLG als kompetenter Vertragspartner gewonnen werden. Die HLG hat 

im Vorfeld einer möglichen Beauftragung eigene Prüfungen eingeleitet und 

verschiedene Erfolgsszenarien aufgestellt. Nach Einschätzung der HLG wird im 

Real Case von einem Verlust aus der Bodenbevorratung in Höhe von 12,6 Mio. € 

und im Worst Case in Höhe von 31,00 Mio. € ausgegangen.  

Über die Bodenbevorratung soll eine Vereinbarung zwischen den kommunalen 

Gesellschaftern und der HLG getroffen werden. Ziel der Vereinbarung ist, dass die 

kommunalen Gesellschafter der FGK die HLG beauftragen, die Flächen des alten 

Flugplatzes anzukaufen, zu einem interkommunalen Gewerbegebiet zu entwickeln 

und dieses dann zu vermarkten. Die durch den Verkauf der Flächen erzielten 

Erträge entlasten das Betriebsergebnis der FGK und somit auch den 

Zuschussbedarf der Gesellschaft. Die Kaufpreise für die einzelnen Teilflächen des 

alten Flugplatzes werden ratierlich über mehrere Jahre an die FGK geleistet. Das 

Jahresergebnis der FGK kann somit über den Zeitraum der Ankaufphase entlastet 

werden, dies hat auch einen positiven Einfluss auf den Zuschussbedarf der FGK. 

Das Land Hessen beteiligt sich nicht an der Bodenbevorratung, da es selbst 

Hauptgesellschafter der HLG und Hauptgesellschafter der FGK ist. Als Ausgleich 

bietet das Land Hessen der Stadt Kassel eine Bürgschaft über 27,5 Prozent, jedoch 

maximal 2,05 Mio. €, des zu erwartenden Verlustes aus der Bodenbevorratung an.  

Die Stadt Kassel und der Landkreis Kassel haften für die Verpflichtung zur 

Übernahme eines etwaigen Fehlbetrages in Höhe von jeweils 20 Prozent. 
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4 von 5 Unter Zugrundlegung der Bürgschaft des Landes Hessen errechnet sich somit ein 

Anteil der Stadt Kassel an den Kosten der Bodenbevorratung in Höhe von 14,5 

Prozent. Dies entspricht dem Anteil der Stadt Kassel an der FGK nach Übernahme 

von 1,5 Prozent der Anteile von der Gemeinde Calden.  
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Interessenausgleichsvereinbarung 

 

Nach Abschluss der Bodenbevorratung werden die Erträge und Aufwendungen aus 

dem Gewerbegebiet unter den kommunalen Auftraggebern gemäß der 

Interessenausgleichsvereinbarung verteilt. Auf Grund ihrer Beteiligungshöhe an 

der Bodenbevorratungsvereinbarung trägt die Stadt Kassel 20 Prozent der 

Aufwendungen, von den Erträgen aus Gewerbesteuer aus dem dann entwickelten 

Gewerbegebiet erhält sie hingegen 1/3. Das Land Hessen soll bis zur vollständigen 

Rückführung der in Anspruch genommenen Bürgschaft an dem Saldo aus Aufwand 

und Ertrag in Höhe von 50 % beteiligt werden.  

 

Geschäftsordnung für den Lenkungsausschuss  

 

Für die operative Umsetzung des Verkehrslandeplatzes Kassel-Calden im Rahmen 

der Bodenbevorratung zu einem interkommunalen Gewerbegebiet soll ein 

Lenkungsausschuss eingesetzt werden. Dieser soll sich zusammensetzen aus den 

Gesellschaftern der FGK, der HLG und der FGK selbst. Ziel dieses 

Lenkungsausschusses besteht in einer Optimierung der Kommunikation, 

Vereinfachung von Abläufen im Projekt und einer einvernehmlichen 

Projektentwicklung.  

 

Der Magistrat hat diese Vorlage in seiner Sitzung am 10. Dezember 2018 

beschlossen. 

 

 

Christian Geselle 

Oberbürgermeister 



   

 
 

 
Vereinbarung über Gesellschafterbeiträge 

 
 
 

des Landes Hessen, 
 

des Landkreises Kassel, 
 

der Stadt Kassel 
  

und 
 

der Gemeinde Calden 
 
 

als Gesellschafter der Flughafen GmbH Kassel (FGK) zur Finanzierung des künftigen Be-
triebs des Kassel Airports  

 
 
 
 
 
Das Land Hessen, der Landkreis Kassel, die Stadt Kassel und die Gemeinde Calden sind 
Gesellschafter der FGK.  
 
Die Beteiligungsverhältnisse stellen sich wie folgt dar: 
 

- Land Hessen     68,0 %,  
- Stadt Kassel    14,5 %, 
- Landkreis Kassel    14,5 %, 
- Gemeinde Calden        3,0 % 

 
 
 

§ 1 
 

Regelungsgegenstand, Hintergrund und Ziel der Vereinbarung 
 

Die Gesellschafter sind sich einig, dass die Beteiligung an der FGK und deren Finanzierung 
im öffentlichen Interesse stehen, da der Betrieb des Kassel Airport erhebliche Impulse für die 
infrastrukturelle und wirtschaftliche Entwicklung in Nordhessen gibt und dem Bedarf in der 
Region an einem ausgebauten Regionalflughafen Rechnung trägt. Sie sind sich ferner einig, 
dass die FGK aus dieser Vereinbarung keine eigenen Ansprüche herleiten kann. 
 
Der Ausbau des Verkehrslandeplatzes Kassel Calden zu einem Regionalflughafen ist im We-
sentlichen abgeschlossen. Der Regionalflughafen konnte planmäßig am 4. April 2013 in Be-
trieb genommen werden. Vor diesem Hintergrund ersetzt diese Vereinbarung die Absichtser-
klärung vom 28. April 2004 in der Fassung des Nachtrags vom 21. August 2008 und des 2. 
Nachtrags vom 2. Juli / 20. August / 16. / 22. Dezember 2010, die insbesondere die öffentliche 
Finanzierung des Ausbaus des Verkehrslandeplatzes Kassel Calden zu einem Regionalflug-
hafen zum Gegenstand hatte, und regelt die Finanzierung des laufenden Betriebs des Flug-
hafens. Die bisherigen Regelungen bezüglich des Ausbaubudgets der kommunalen Gesell-
schafter bleiben von dieser Regelung unberührt. Ebenso bleiben die Regelungen über die Ent-
lastung des Landkreises und der Stadt Kassel von den Kosten im Zusammenhang mit dem 



   

 
 

Investitionsmehrbedarf und Handhabung des Teilwiderruf- und Rückforderungsbescheids des 
Landes Hessen in der Aktualisierten Ergebniszusammenfassung des Gesprächs vom 22. Ja-
nuar 2016 in Fulda sowie die Regelungen der Ergänzungsvereinbarung zwischen dem Land 
Hessen und der Gemeinde Calden vom 11. Juli / 2. August 2017 unberührt. 
 
Gemäß Artikel 56a der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 in der Fassung der Verordnung (EU) 
2017/1084 sind Investitions- und Betriebsbeihilfen unter den Voraussetzungen dieser Verord-
nung vom Beihilfeverbot des Artikel 107 Abs. 1 AEUV gruppenfreigestellt. Die Gesellschafter 
gehen davon aus, dass der Kassel Airport derzeit die Voraussetzungen für eine Gruppenfrei-
stellung insbesondere zur Gewährung laufender Betriesbeihilfen erfüllt. Insbesondere liegt das 
durchschnittliche jährliche Passagieraufkommen unter 200.000 Passagieren. Vor diesem Hin-
tergrund sind die Gesellschafter bereit, auf einen Antrag der FGK gemäß Artikel 6 Absatz 2 
der Verordnung (EU) Nr. 651/2014, für den Betrieb des Kassel Airport erforderliche Betriebs-
beihilfen, falls erforderlich und zulässig auch mögliche Investitionsbeihilfen zu gewähren. 
 
Die finanziellen Risiken der Gesellschaft sollen von den Gesellschaftern gemeinschaftlich ent-
sprechend ihrer Anteile an der Gesellschaft getragen werden.  
 
 
 

§ 2 
 

Aufteilung der laufenden Betriebsergebnisse unter den Gesellschaftern 
 
(1) Das laufende Betriebsergebnis der FGK wird auf Antrag der FGK unter den Gesellschaf-

tern entsprechend ihrer Gesellschaftsanteile aufgeteilt. Dies gilt auch für die Erstattung der 
Kosten für die Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben mit Ausnahme der Luftaufsichtsleis-
tungen, die allein vom Land Hessen zu tragen sind. 

 
(2) Das Land Hessen, der Landkreis Kassel, die Stadt Kassel und die Gemeinde Calden stel-

len der Gesellschaft auf Anforderung durch die Geschäftsführung nach Prüfung der Erfor-
derlichkeit und gegenseitiger Abstimmung unterjährig Teilbeträge in Höhe von insgesamt 
maximal der Gesamtsumme des nach dem vom Aufsichtsrat genehmigten Wirtschaftsplan 
zu erwartenden Defizits der FGK zur Verfügung (Abschlagszahlungen). Diese Abschlags-
zahlungen sind vom Land Hessen, dem Landkreis Kassel, der Stadt Kassel und der Ge-
meinde Calden entsprechend ihrer Beteiligung an die Gesellschaft zu leisten. Die Erstat-
tung der Kosten für die Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben wird über das Regierungs-
präsidium Kassel abgewickelt. 

 
(3) Mit Feststellung des Jahresabschlusses erfolgt eine Spitzabrechnung mit der FGK für die 

im Vorjahr von den Gesellschaftern geleisteten Abschlagszahlungen. Soweit die im Vorjahr 
geleisteten Abschlagszahlungen eines Gesellschafters seinen Defizitanteil übersteigen, 
der sich aus dem mit dem Jahresabschluss festgestellten Verlust der FGK ergibt, werden 
diese Überzahlungen an den Gesellschafter zurückbezahlt oder mit künftigen Abschlags-
zahlungen verrechnet.  

 
(4) Die Gesellschafter werden im Rahmen ihrer rechtlichen Möglichkeiten und soweit ein tat-

sächlicher Anlass besteht, eine laufende Kontrolle der Kosten und Mittelverwendung der 
FGK vornehmen und hierzu im Rahmen ihrer rechtlichen Möglichkeiten nötigenfalls Bü-
cher, Belege, und sonstige Geschäftsunterlagen der FGK selbst prüfen oder durch einen 
von ihnen beauftragten qualifizierten Dritten prüfen lassen. 

 
(5) Die Gesellschafter werden die FGK kontinuierlich dazu anhalten, auf eine mittelfristige Ver-

besserung des Betriebsergebnisses hinzuarbeiten. 
 

 



   

 
 

 
§ 3 

 
Hauhaltsvorbehalt; Vereinbarkeit mit dem EU-Beihilferecht 

 
Zahlungsverpflichtungen des Landes Hessen, des Landkreises Kassel, der Stadt Kassel und 
der Gemeinde Calden aus dieser Vereinbarung stehen unter dem Vorbehalt, dass  
 

1. in den jeweiligen Haushalten entsprechende Mittel veranschlagt werden, 
 

2. sie gemäß Art. 107, 108 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar sind. Die Gesellschafter 
gehen davon aus, dass die beabsichtigten Betriebsbeihilfen gemäß der Verordnung 
(EU) 651/2014, insbesondere Artikel 56a, vom Beihilfeverbot gemäß Artikel 107 Absatz 
1 AEUV gruppenfreigestellt sind. Soweit sich die Verhältnisse des Kassel Airport da-
hingehend ändern, dass eine Gruppenfreistellung nicht (mehr) in Betracht kommt, stel-
len die Gesellschafter sicher, dass die Betriebsbeihilfen mit den Leitlinien für staatliche 
Beihilfen für Flughäfen und Luftverkehrsgesellschaften (Flughafenleitlinien) im Ein-
klang stehen und entsprechend rechtzeitig bei der Europäischen Kommission ange-
meldet und von dieser freigestellt werden. 

 
Für das Land Hessen: Für den Landkreis Kassel:  Für die Stadt Kassel: 
 
 
 
 
..................................... .................................................. ............................................ 
 
 
Für die Gemeinde Calden:  
 
 
 
 
..................................... 



Zwischen der  

 
HESSISCHEN LANDGESELLSCHAFT MBH, Staatliche Treuhandstelle für ländliche 

Bodenordnung, Kassel vertreten durch den Geschäftsführer  

-  nachstehend HLG genannt - 

 

 

und  

 

a) dem Landkreis Kassel, 

vertreten durch … [wird noch festgelegt] 

 

b) der Stadt Kassel 

vertreten durch … [wird noch festgelegt] 

 

sowie 

 

c) der Gemeinde Calden, 

vertreten durch … [wird noch festgelegt] 

 

- a), b) und c) nachstehend Auftraggeber oder AG genannt - 

 

 

wird folgende  

 

Vereinbarung 
 

getroffen: 

 

 

 

 

§ 1  

 

(1) Die HLG wird für den Auftraggeber im eigenen Namen und auf eigene Rechnung 

Landankäufe nach Maßgabe der §§ 2 und 3 durchführen. Dadurch soll erreicht werden, 

dass Grundstücke zeitgerecht und zu tragbaren Preisen bereitstehen.  

 

(2) Die Landankäufe sollen der regionalen Entwicklung dienen.  

 

 

§ 2  

 

(1) Der AG legt im Einvernehmen mit der HLG Gebiete im Sinne des § 1 fest, in denen die 

HLG Landankäufe durchführen soll. Dabei sind Landes- und Regionalplanung zu 

beachten.  

 

(2) AG und HLG legen einvernehmlich die für diese Gebiete anzuhaltenden Kaufpreise 

fest. Die HLG führt in den festgelegten Gebieten Landankäufe nur dann durch, wenn 

die anzuhaltenden Kaufpreise gegenüber den Verkäufern durchzusetzen sind.  
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(3) Die Gebiets- und Kaufpreisfestlegungen (sog. Anlagen) nach Abs. 1 und 2 bedürfen der 

Schriftform. Bei späteren Kaufpreisänderungen/-erhöhungen oder beim Ankauf 

zusätzlicher Flächen in einem zusammenhängenden Gebiet ist eine Ergänzung zur 

Anlage (Gebietsfestlegung) zu fertigen.  

 

 

§ 3 

 

Den AG ist bekannt, dass die HLG Landankäufe nur dann durchführen darf, wenn hierzu die 

Einwilligung des HMWEVL zur Gebiets- und Kaufpreisfestlegung (Anlage) vorliegt und der 

HLG wirtschaftlich vertretbare Refinanzierungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen.  

 

 

§ 4  

 

Die Gemeinde Calden wird, soweit ihr beim Kauf von Grundstücken gem. § 2 (1) durch die 

HLG nach dem Baugesetzbuch ein Vorkaufsrecht zusteht, dem amtierenden Notar spätestens  

binnen zwei Wochen nach der Mitteilung des Kaufvertrags die Verzichtserklärung übersenden. 

 

§ 5 

 

Die HLG unterrichtet den AG laufend über den Stand der Ankaufsverhandlungen und der 

Landankäufe. Sie übersendet dem AG jährlich eine Grundstücksübersicht und auf Anforderung 

jederzeit.  

 

 

§ 6  

 

(1) Die HLG wird die im Rahmen dieser Vereinbarung erworbenen Grundstücke nur im 

Einvernehmen mit dem AG verwerten.  

 

(2) Die HLG hat dem AG eine Mindestverkaufskalkulation vorzulegen, mit deren Hilfe der 

Verkaufspreis gemeinsam festzulegen ist. Der Mindestverkaufspreis ist - zur 

Vermeidung von Fehlbeträgen - neu zu ermitteln, wenn zwischenzeitlich 

unvermeidbare zusätzliche Kosten angefallen sind. Sofern ein kostendeckender 

Verkaufspreis aus übergeordneten Gründen nicht erreicht werden kann, ist eine 

verbindliche Erklärung des AG notwendig, einen daraus entstehenden Verlust zu tragen. 

Die HLG hat diese Zustimmung dem HMWEVL zur Kenntnis vorzulegen.  

 

(3) Dem AG steht bei der Verwertung der Grundstücke im Sinne des Abs. 1 ein besonderes 

Ankaufsrecht zu. Dieses beinhaltet, dass der AG Grundstücke, die öffentlichen 

Zwecken des AG dienen sollen, zum Mindestverkaufspreis (§ 7 Abs. 3) von der HLG 

erwerben kann.  

 

 

§ 7 

 

(1) Die HLG bemüht sich, die angekauften Grundstücke zu verpachten und (vermietbare)  

Gebäude zu vermieten (Zwischenbewirtschaftung). Die erwirtschafteten Pacht- und 

Mietzinsen sind in die Bodenbevorratungsmaßnahme einzubringen. Die HLG erhält für 

diese Tätigkeit eine Einzugsgebühr von 10 v. H. der erzielten Einnahmen.  
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(2) Die HLG wird bestrebt sein, die im Rahmen dieser Vereinbarung erworbenen 

Grundstücke schnellstmöglich, jedoch längstens innerhalb einer Frist von 10 Jahren, 

beginnend mit dem Jahr des ersten Ankaufes in einem Gebiet (sog. Anlage), zu 

verwerten. Der AG kann die HLG mit der überregionalen Vermarktung beauftragen. 

Die dabei entstehenden Kosten gehen zu Lasten der jeweiligen Anlage; § 6 (1) bleibt 

davon unberührt.  

 

(3) Als Mindestverkaufspreis ist ein Wert in Höhe der entstandenen Kosten (Kaufpreis, 

Notariatsgebühren, Gerichtskosten, Steuern, Zinsen, Kapitalbeschaffungskosten, 

Maklergebühren, Vermessungskosten, Erschließungskosten und sonstige Nebenkosten 

sowie die der HLG nach Abs. 5 zu stehende Gebühr) anzuhalten.  

 

(4) Die Grundstückskosten werden mit Besitzübergang dem Mischzinssatz unterworfen.  

Auch alle weiteren Aufwendungen (einschl. Zinsen, sofern keine Erstattung durch den 

AG erfolgt) unterliegen dem Mischzinssatz. Der Mischzinssatz errechnet sich aus den 

von der HLG aufgewendeten Zinsen für das eingesetzte Fremdkapitel und den Zinsen 

für das Eigenkapital. Die HLG ermittelt den Mischzinssatz jährlich und legt diesen dem 

HMWEVL zur Prüfung und Genehmigung vor. Für Guthaben findet ebenfalls der 

Mischzinssatz Anwendung. 

 

(5)  Der HLG steht für ihre Tätigkeit gegen den Erwerber ein Anspruch auf eine einmalige 

Gebühr von 5 v. H. des Verkaufspreises (abzüglich der Gebühr selbst) sowie auf eine 

Verwaltungsgebühr pro angefangenem Kalenderjahr von 0,25 v. H. des Verkaufspreises 

(abzüglich der einmaligen Gebühr und dieser Gebühr) zu. Die Gesamtgebühr beträgt 

7,5 v. H.  beispielsweise bei einer Vorhaltedauer von 10 Jahren. 

 

 

§ 8  

 

(1) Die AG und HLG teilen sich den gem. § 10 Abs. 1 und 2 festgestellten Mehrerlös, der 

den Mindestverkaufspreis gem. § 7 Abs. 3 übersteigt nach vollständiger Verwertung 

und Schlussabrechnung im Verhältnis 9:1, d.h. die AG erhalten 90% und die HLG 10%. 

Die Überführung von Restgrundstücken zum jeweiligen Buchwert in eine andere 

Anlage ist möglich. 

 

(2)  Ist eine Verwertung zum Mindestverkaufspreis in Ausnahmefällen nicht möglich, hat 

der AG den sich bei der Abrechnung (§ 10) ergebenden Fehlbetrag zu übernehmen. Der 

HLG stehen auch in diesem Fall die Gebühren nach § 7 Abs. 5 aus dem Differenzbetrag 

zwischen dem Mindestverkaufspreis und dem erzielten Kaufpreis zu. Der AG ist 

berechtigt, auf einen zu erwartenden Fehlbetrag jederzeit Abschlagszahlungen zu 

leisten.  

 

 

§ 9 

 

(1) Sofern bei Ablauf der Frist nach § 7 Abs. 2 von der HLG im Rahmen dieser 

Vereinbarung erworbene Grundstücke noch nicht verwertet sind, hat die HLG dies dem 

AG innerhalb einer Frist von vier Wochen durch eingeschriebenen Brief anzuzeigen.  
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(2) Der AG ist in diesem Fall verpflichtet, innerhalb von drei Monaten nach Zustellung der 

Anzeige gegen Zahlung des Mindestverkaufspreises bei gleichzeitigem Ankauf der 

verbliebenen Grundstücke zum dann zu ermittelnden Verkehrswert zu erwerben, sofern 

keine Verlängerung der Bodenbevorratungsdauer möglich ist. 

 

(3) Kommt ein notarieller Vertrag nach Abs. 2 aus Gründen, die vom AG zu vertreten sind, 

nicht zustande, so kann die HLG verlangen, dass der AG die Differenz zwischen dem 

Verkehrswert und dem Mindestverkaufspreis nach § 7 Abs. 3 an die HLG zahlt.  

Die Aufforderung zur Zahlung des Differenzbetrages hat durch eingeschriebenen Brief 

zu erfolgen. 

 

(4)  Wird über den Verkehrswert der Grundstücke keine Einigung erzielt, so wird dieser 

durch die zuständige Fachbehörde oder das HMWEVL festgesetzt. Der Differenzbetrag 

ist innerhalb einer Frist von vier Wochen nach Zugang der Zahlungsaufforderung und 

Schlussabrechnung von dem AG zu zahlen.  

 

 

§ 10  

 

(1) Die Abrechnung der sich aus einer Gebietsfestlegung ergebenden Ansprüche erfolgt 

nach Verwertung der Grundstücke, jedoch spätestens mit Ablauf einer Frist nach § 7 

Abs. 2. 

 

(2) Soweit sich ein Mehrerlös aus einer Gebietsfestlegung gem. § 8 (1) ergibt, ist 

dieser - soweit nichts anderes vereinbart wird - bis spätestens drei Monate nach Vorlage 

der Schlussabrechnung auszugleichen. Diese Modalitäten gelten auch für die Zahlung 

des Mindestverkaufspreises nach § 9 Abs. 2 durch den AG. 

 

(3)  Auf Verlangen des AG hat die HLG je Gebietsfestlegung jährlich eine Zwischen-

abrechnung zu erstellen, die den Mindestverkaufspreis der Restgrundstücke ausweisen 

muss (§ 7 Abs. 3).  

 

 

§ 11 

 

(1) Die etwaige Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen dieser Vereinbarung berührt nicht 

die Gültigkeit des übrigen Vertragsinhalts. 

  

(2) Der AG und die HLG verpflichten sich, im Zuge einer Vereinbarung solche 

Bestimmungen durch gleichwertige gültige Vorschriften zu ersetzen. Sollten bei 

Durchführung der Vereinbarung ergänzende Bestimmungen notwendig werden, so 

verpflichten sich der AG und die HLG, die erforderlichen Vereinbarungen zu treffen. 

Das Gleiche gilt, wenn einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung späteren 

gesetzlichen Regelungen widersprechen.  

 

(3) Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung sowie andere Festlegungen, die den 

Inhalt dieser Vereinbarung berühren, bedürfen der Schriftform.  

 

 

§ 12  
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(1) Diese Vereinbarung läuft auf unbestimmte Zeit.  

 

(2) Diese Vereinbarung kann vom AG und der HLG nach einjähriger Laufzeit mit 

einjähriger Kündigungsfrist jeweils zum Ablauf eines Kalendervierteljahres schriftlich 

gekündigt werden. In diesem Fall gelten für die Verwertung der nach dieser 

Vereinbarung erworbenen Grundstücke die §§ 6 bis 10 sinngemäß fort.  

 

 

 

§ 13  

 

Zu dieser Vereinbarung soll ein Schiedsvertrag abgeschlossen werden, nach dem sich beide 

Parteien der Entscheidung eines Schiedsgerichtes für den Fall eventueller Streitigkeiten aus 

dieser Vereinbarung unterwerfen.  

 

§ 14  

 

Den Vertragsparteien ist bekannt, dass diese Vereinbarung nur dann rechtswirksam wird, wenn 

die Einwilligung des Hessischen Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Verkehr  und 

Landesentwicklung (HMWEVL) und die Interessenausgleichsvereinbarung gemäß § 16 

vorliegt.  

 

 

§ 15 

 

(1) Der AG haftet gegenüber der HLG für die Verpflichtung zur Übernahme eines etwaigen 

Fehlbetrages gemäß § 8 Abs. 2 gesamtschuldnerisch. Zwischen Landkreis Kassel, Stadt 

Kassel und Gemeinde Calden wird im Innenverhältnis zunächst folgende Quote für den 

Ausgleich eines Fehlbetrages vereinbart: 

 

Landkreis 20%, Stadt Kassel 20% und Gemeinde Calden 60%. 

 

(2) AG und HLG sind sich darüber einig, dass in beiderseitigem Einvernehmen auf der 

Auftraggeberseite weitere Vertragsbeteiligte hinzugezogen werden können. In diesem 

Fall bedarf es einer schriftlichen Ergänzung dieser Vereinbarung. Eine Modifizierung 

der Fehlbetragsquoten ist zwischen den Auftraggeberparteien im Innenverhältnis 

jederzeit möglich. 

 

 

§ 16 

 

Die Auftraggeberseite wird in einer separaten Interessenausgleichsvereinbarung, unter 

Einbeziehung der Standortgemeinde Calden, alle weiteren Einzelheiten, die sich aus der 

Gebietsentwicklung im Innenverhältnis ergeben (z.B. Unterhaltsverpflichtungen für die 

öffentliche Infrastruktur, projektgebietsbezogene Gewerbesteuerverwendung oder –aufteilung, 

etc.) regeln.  

 

 

 

Kassel, den     Kassel, den 

Landkreis Kassel     Stadt Kassel 
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...........................................   ........................................... 

 

...........................................   ........................................... 

 

 

(Siegel) (Siegel)  

 

 

Calden, den   

Gemeinde Calden 

 

...........................................    

 

...........................................    

 

(Siegel)  

 

 

Kassel, den  

Hessische Landgesellschaft mbH 

 

…………………………………. 

 

 

…………………………………. 
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Schiedsvertrag 
 

Zwischen dem 

 

 

a) Landkreis Kassel, 

vertreten durch … [wird noch festgelegt] 

 

 

b) der Stadt Kassel 

vertreten durch … [wird noch festgelegt] 

 

 

sowie 

 

 

c) der Gemeinde Calden 

vertreten durch … [wird noch festgelegt] 

 

- a), b) und c) nachstehend Auftraggeber oder AG genannt - 

 

 

und der 

 

 
HESSISCHEN LANDGESELLSCHAFT MBH, Staatliche Treuhandstelle für ländliche 

Bodenordnung, Kassel 

 

- nachstehend HLG genannt - 

 

wird folgender Schiedsvertrag gemäß § 1025 ff ZPO geschlossen: 

 

 

 

Zur Entscheidung in allen zivilrechtlichen Streitfragen, die sich aus der zwischen dem 

Auftraggeber und der HLG geschlossenen Vereinbarung ergeben, wird ein Schiedsgericht 

gebildet. 

 

 

Durch die Einrichtung des Schiedsgerichtes soll die ordentliche Gerichtsbarkeit ausgeschlossen 

sein. 

 

 

Die Bildung des Schiedsgerichtes erfolgt auf Verlangen einer Vertragspartei dadurch, dass jede 

Vertragspartei einen Schiedsrichter benennt. Die beiden auf diese Weise ernannten 

Schiedsrichter sollen sich auf einen dritten Schiedsrichter als Vorsitzenden des 

Schiedsgerichtes einigen. Kommt eine Einigung nicht zustande, so soll der/die zuständige 

Regierungspräsident/in den Vorsitzenden ernennen. 

 

Jede der Vertragsparteien kann das Zusammentreten des Schiedsgerichts verlangen. Das 

Verfahren regelt sich nach den Bestimmungen der Zivilprozessordnung. 
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Kassel, den     Kassel, den 

Landkreis Kassel    Stadt Kassel 

 

...........................................   ........................................... 

 

...........................................   ........................................... 

 

 

 

(Siegel) (Siegel)  

 

 

 

Calden, den Kassel, den 

Gemeinde Calden Hessische Landgesellschaft mbH 

 

...........................................   ........................................... 

 

...........................................   ........................................... 

 

 

 

(Siegel) 

 



Anlage 1 (Entwurf) – Gebiets- und Kaufpreisfestlegung 

zur Bodenbevorratungsvereinbarung vom  XXXXX zwischen der Stadt Kassel, der Gemeinde 

Calden, dem Landkreis Kassel (nachstehend Auftraggeber genannt) und der Hessischen 

Landgesellschaft mbH, Kassel 

Es besteht Einvernehmen zwischen dem Auftraggeber und der Hessischen Landgesellschaft 

mbH Kassel über den Erwerb des Grundbesitzes: 

1. Aus dem Eigentum der Flughafen Kassel GmbH (FGK mbH)

Gemarkung CALDEN 

Flur Flurstück Buchgröße (m²) Bedarfsfläche (m²) 

2 34/1 67.360 54.687 

2 29/9 66.246 66.246 

2 29/7 24.324 48 

2 24 23.999 2.979 

2 29/8 437 92 

 28 148/1 3.034 3.034 

 28 119/1 17.894 17.894 

 28 119/2 2.779 2.779 

 28 119/3 7.587 6.413 

 28 129 756 756 

 28 116/3 6.897 3.830 

 28 154/2 623 623 

 28 113/1 17.017 17.017 

 28 113/2 305 305 

 28 113/3 1.526 1.526 

 28 113/4 383 383 

 28 113/5 198  198 

 33 52/105 428.510 301.700 

 33 52/6 3 3 

 33 52/7 3 3 

Gemarkung   M E I M B R E S S E N   

Flur Flurstück Buchgröße (m²)  Bedarfsfläche (m²) 

3 104/6 200.102 153.000 

3 104/4 348 53 

3 93/1 1.013 229 

Gesamtgröße 633.798 633.798 m² 



2. Aus dem Eigentum Dritter

Gemarkung   C A L D E N 

Flur Flurstück Buchgröße (m²) Bedarfsfläche (m²) 

2 75/29 32.981 43 

2 70/1 122 122 

2 74/1 33 33 

2 66/4 10.410 993 

2 25 5.208 210 

2 30 12.786 1.594 

2  31 7.838 152 

2 32 11.303 1.130 

2 67 1.523 204 

2 68 2.971 2.490 

2 33/1 47.981 7.801 

Gemarkung   M E I M B R E S S E N   

Flur Flurstück Buchgröße (m²) Bedarfsfläche (m²) 

 3 107 6.760 100 

Gemarkung   E H R S T E N   

Flur Flurstück Buchgröße (m²) Bedarfsfläche (m²) 

 4 42/2 8.558 2.700 

Gesamtgröße 17.572 17.572 m² 

Summe Ankaufsflächen Ziff. 1. und 2. ca. 651.370  m² 

Der Ankaufspreis für die vorgenannten Flächen beträgt 15,00 €/m². 

Die Auszahlung erfolgt gestaffelt nach Fortschritt der Baureifmachung.  

Der Kaufpreis beträgt insgesamt ca. 9.770.550,00 €. 

Die Grundstücke sind für die Entwicklung eines interkommunalen Gewerbegebietes vorgese-

hen. 

Zu dem vorgenannten Grundbesitz können ggf weitere Grundstücke hinzutreten, die im Zuge 

der Optimierung der Bauleitplanung benötigt werden. Hierüber wird dann eine gesonderte 

Anlage erstellt. 



Kassel, den 

Landkreis Kassel, 

……………………………. 

…………………………… 

Siegel 

Kassel, den 

Stadt Kassel 

……………………………. 

…………………………… 

Siegel 

Calden, den 

Gemeinde Calden 

……………………………. 

…………………………… 

Siegel 

Kassel, den 

Hessische Landgesellschaft mbH 

……………………………. 

…………………………… 



Geschäftsordnung für den Lenkungsausschuss zur Durchführung der Entwicklung des 

Verkehrslandeplatzes Kassel-Calden im Rahmen der Bodenbevorratung zu einem 

interkommunalen Gewerbegebiet 

 

Präambel 

Mit Unterzeichnung der Grundsatzvereinbarung, der Interessenausgleichsvereinbarung, der Gebiets- 

und Kaufpreisfestlegung durch den Landkreis Kassel, die Stadt Kassel und die Gemeinde Calden 

wurde die Hessische Landgesellschaft mbH mit der Durchführung der Bodenbevorratung zur 

Entwicklung des Verkehrslandeplatzes Calden zu einem interkommunalen, luftfahrtaffinen 

Gewerbegebiet beauftragt. Die Zustimmung zur Bodenbevorratung durch das Hessische Ministerium 

für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Landesentwicklung liegt vor. 

Zur Optimierung der Kommunikation und zur Vereinfachung von Abläufen im Projekt bilden die 

Auftraggeber (AG) der Bodenbevorratung Landkreis Kassel, Stadt Kassel und Gemeinde Calden einen 

ständigen Lenkungsausschuss (LA) mit eigener Geschäftsstelle.  

Jede Gebietskörperschaft entsendet jeweils eine/n bevollmächtigte/n, ständige/n Vertreter/in in den 

LA. Darüber hinaus entsenden auch das Land Hessen und die Flughafengesellschaft Kassel mbH 

jeweils eine/n entsprechende/n bevollmächtigte/n ständige/n Vertreter/in in den LA. Die ständigen 

Mitglieder des LA benennen jeweils eine/n Stellvertreter/in. Die Vertretungsvollmachten der 

ständigen Mitglieder und deren Vertreter sind bei der Geschäftsstelle zu hinterlegen. 

Der LA strebt eine möglichst einvernehmliche Projektentwicklung an. Sollte das Einvernehmen in 

bestimmten Situationen zwischen den LA-Mitgliedern nicht hergestellt werden können, so wird 

hierüber abgestimmt. Jedes Ausschussmitglied hat eine Stimme. Entscheidungen können mit 

einfacher Mehrheit umgesetzt werden. 

Diese Geschäftsordnung regelt die interne Arbeitsweise und Aufgabenverteilung innerhalb des LA. 

Die Gesamtverantwortung der AG für die Bodenbevorratung bleibt davon unberührt. 

 

§ 1 Geltungsbereich, Geltungsdauer, Erlass, Änderung und Wirksamkeit, Geschäftsstelle 

1. Diese Geschäftsordnung gilt für alle Belange des Projektes, insbesondere für die Bereiche 

 Grundstückssicherung,  

 Bauleitplanung,  

 Bodenordnung,  

 Erschließung und  

 Vermarktung sowie für die  

 Durchführung von Kontroll-, Monitoring- und Evaluierungstätigkeiten zur Überwachung der 

Umsetzung des Gewerbegebietes. 

2. Diese Geschäftsordnung gilt für die Dauer der Bodenbevorratung bis zur Abrechnung durch die 

HLG und Anerkennung der Schlussabrechnung der Maßnahme durch die AG. 

3. Diese Geschäftsordnung wird durch den LA beschlossen und kann durch den LA geändert werden.  

4. Die HLG fungiert als Geschäftsstelle des LA. Sitzungen finden am Sitz der Geschäftsstelle (Kassel) 

oder in begründeten Ausnahmefällen an einem der Verwaltungssitze der AG statt. 



 

§ 2 Einladung zur Sitzung / Entscheidungsfindungsprozesse  

1. Die Sitzungen des LA finden nach Bedarf, jedoch mindestens einmal im Kalenderjahr statt. Bedarf 

kann von jedem LA-Mitglied sowie der Geschäftsstelle angemeldet werden. Entscheidungen können 

im Rahmen von Sitzungen oder als Abstimmungen im Rahmen von Umlaufverfahren herbeigeführt 

werden. 

2. Zur Sitzung des Lenkungsausschusses wird unter Einhaltung einer Ladungsfrist von mindestens 

einer Woche schriftlich, postalisch oder in elektronischer Form auf Antrag eines LA-Mitglieds oder 

der Geschäftsstelle durch die Geschäftsstelle geladen. 

 

§ 3 Tagesordnung 

1. Die Tagesordnung des LA wird von der Geschäftsstelle vorgeschlagen. 

2. Die Tagesordnung kann durch Vorschläge der LA-Mitglieder ergänzt bzw geändert werden. 

 

§ 4 Abstimmungsverfahren 

Beschlüsse des LA können nach folgenden Verfahren herbeigeführt werden: 

1. Persönliche Abstimmung in der Sitzung des LA. 

2. Schriftliche Abstimmung des LA im Umlaufverfahren bei Beschlussfassung zu Einzelthemen.  

3. Die Schriftliche Abstimmung im Umlaufverfahren sollte nur in Ausnahmefällen. z.B. bei besonderer 

Dringlichkeit des Themas vorgenommen werden. Über die Dringlichkeit von Vorgängen entscheidet 

die Mehrheit der LA-Mitglieder oder die Geschäftsstelle. 

 

§ 5 Beschlussfähigkeit 

1. Die Sitzungen des LA sind grundsätzlich nicht öffentlich. 

2. Der LA ist beschlussfähig, wenn mindestens 3 der Mitglieder anwesend sind.  

3. Bei Abstimmungen in Sitzungen können sich LA-Mitglieder durch schriftliche Übertragung ihres 

Stimmrechts auf ein anderes Mitglied des LA vertreten lassen. Die entsprechende Vollmacht ist der 

Geschäftsstelle vor der Abstimmung auszuhändigen. Die Vertretung ist in der Teilnehmerliste zu 

vermerken. 

 

§ 6 Beschlussfassung in Sitzungen und im Umlaufverfahren 

1.  Abstimmung in ordentlicher Sitzung des LA 

Mit der Einladung zur Sitzung erhalten die Mitglieder die Tagesordnung mit Angabe der Themen, die 

zur Entscheidung anstehen,  sowie ausreichende Vorabinformationen zu den einzelnen 

Tagesordnungspunkten. 

 

a) Wenn keine Abweichungsanträge vorliegen, fasst der LA seine Beschlüsse in offener Abstimmung.  



 

b) Ein Beschluss gilt bei einfacher Stimmenmehrheit der Stimmen der anwesenden 

Sitzungsmitglieder als gefasst. 

 

c) Falls der LA nach vorstehendem § 5 nicht beschlussfähig ist, können die Voten der fehlenden 

Stimmberechtigten in geeigneter Form (schriftlich, zur Beschleunigung auch digital) eingeholt 

werden. 

 

2. Abstimmung im Umlaufverfahren (Ausnahmefall)  

a) Für Abstimmungen im Umlaufverfahren sind den Mitgliedern des LA neben den Projektunterlagen 

auch eine Stellungnahme der Geschäftsstelle mit ihrer Bewertung sowie ein Abstimmungsblatt mit 

Beschlussvorschlag beizulegen. 

 

b) Bei Abstimmungen im Umlaufverfahren ist von der Geschäftsstelle eine angemessene Frist zu 

setzen, innerhalb der die Abstimmung erfolgen muss. Verspätet oder gar nicht bei der 

Geschäftsstelle eingehende Abstimmungsblätter werden als ungültig gewertet.  

c) Im Umlaufverfahren herbeigeführte Abstimmungen werden in einem Gesamtergebnis mit 

Darstellung des Abstimmungsverhaltens der einzelnen Mitglieder von der Geschäftsstelle 

dokumentiert. 

 

§ 7 Protokollierung der Entscheidungen 

1. Das Ergebnis der Beschlussfassung des LA ist zu jedem Einzelvorgang zu protokollieren. Die 

einzelnen Beschlussfassungen sind Bestandteil des Gesamtprotokolls.  

2. Die Dokumentation der Beschlussfassung kann mittels Formblatt erfolgen.  

 

§ 8 Salvatorische Klausel 

Sollte die Geschäftsordnung Regelungen beinhalten, die sich in der Praxis als untauglich erweisen, so 

sind diese Regelungen durch jeweils zweckdienliche zu ersetzen. 

 

§ 9 Inkrafttreten der Geschäftsordnung 

Die Geschäftsordnung tritt nach Beschlussfassung des LA am ___________ in Kraft. 

 

Kassel, den ………….. 

    Unterschriften aller LA-Mitglieder und der Geschäftsstelle 

…………………………………. 

Für die Stadt Kassel 

 

…………………………………. 



Für den Landkreis Kassel 

 

…………………………………. 

Für die Gemeinde Calden 

 

…………………………………. 

Für das Land Hessen 

 

…………………………………. 

Für die Flughafengesellschaft Kassel mbH 

 

…………………………………. 

Für die Geschäftsstelle(HLG) 
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I N T E R E S S E N A U S G L E I C H S V E R E I N B A R U N G  

I n t e r k o m m u n a l e s  G e w e r b e -  u n d  I n d u s t r i e g e b i e t  

K A S S E L - C a l d e n  

 

Zwischen  
 

dem Landkreis Kassel, 

vertreten durch … [wird noch festgelegt] 

 

der Stadt Kassel 

vertreten durch … [wird noch festgelegt] 

 

der Gemeinde Calden [wird noch festgelegt] 

vertreten durch … 

 
- alle gemeinsam nachstehend Auftraggeber oder AG genannt – 
 
und der  
 

Hessischen Landgesellschaft mbH, Staatliche Treuhandstelle für ländliche Bodenordnung, Kassel 

vertreten durch die Geschäftsführung  

-  nachstehend HLG genannt - 
 
 
wird folgende Vereinbarung geschlossen: 

 

 

 

Präambel 
 
Zur Optimierung der gewerblichen und industriellen Standortsituation in Nordhessen am früheren 
Verkehrslandeplatz Calden (VLP) ist beabsichtigt, dort ein interkommunales Gewerbe- und 
Industriegebiet zu entwickeln. Angestrebt ist die Ansiedlung von luftfahrtaffinen Betrieben. 
 
Zur Durchführung des Projektes verpflichten sich die Vertragsbeteiligten die benötigten Flächen 
zur Verfügung zu stellen bzw. zu beschaffen. 
 
Zur Sicherung einer zügigen Umsetzung des Vorhabens wird durch die Gemeinde Calden die 
Bauleitplanung zügig betrieben. 
 
Die Trägerschaft des interkommunalen Projektes liegt – auf der Grundlage der Bodenbevorratung 
nach Richtlinie des Landes Hessen - bei der HLG, die darüber hinaus auch für die Koordination des 
Gesamtprojektes zuständig sein soll.  
 
Die AG setzen einen operativen Lenkungsausschuss ein, in dem diese gleichberechtigt vertreten 
sind. Dem Lenkungsausschuss soll ebenfalls je ein Vertreter des Landes Hessen sowie der 
Flughafen-GmbH Kassel angehören. 
 
Die nachfolgenden Bestimmungen dienen dem fairen Interessenausgleich zwischen den 
beteiligten Gebietskörperschaften. Sie schließen gemäß §§ 24 und 25 des Gesetzes über 
Kommunale Gemeinschaftsarbeit (KGG) folgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung: 
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§ 1  

Vereinbarungsgebiet 

 
(1) Gegenstand dieser Vereinbarung sind die im anliegenden Lageplan umrandeten Flächen, 

nachstehend Vereinbarungsgebiet genannt. Der Lageplan ist Bestandteil dieser 
Vereinbarung (Anlage 1 zur Interessenausgleichsvereinbarung). 
 

(2) Die genaue Bezeichnung der Grundstücke ergibt sich aus der dieser Vereinbarung 
beigefügten Aufstellung. Diese Aufstellung ist Bestandteil dieser Vereinbarung (Anlage 2 
= Gebiets- und Kaufpreisaufstellung (Anlage 1 zur Grundsatzvereinbarung). 
 

(3) Das Vereinbarungsgebiet wird ggf. noch erweitert, insbesondere um die für den 
naturschutzrechtlichen Ausgleich benötigten Flächen.  

 

§ 2  

Grundstücke 

 

(1) Die HLG erwirbt die Grundstücke zum Vereinbarungsgebiet, um sie dem Bebauungsplan 
gemäß zu entwickeln.  

 
(2) Nach Fertigstellung und Abnahme der Erschließungsmaßnahmen gehen diese 

einschließlich der zugehörigen Flächen unentgeltlich in das Eigentum der jeweiligen 
Gemeinde über, soweit nicht hiervon abweichende Regelungen getroffen werden. 

§ 3  

Verteilung der Aufwendungen und Erträge 

 
Soweit im nachfolgenden Aufwendungen und Erträge zwischen den AG aufgeteilt werden, wird 
von folgendem Verteilerschlüssel ausgegangen: 
 
 

(1) Aufwendungen: 
Landkreis Kassel 20% 
Stadt Kassel  20% 
Gemeinde Calden 60% 

 
(2) Von den Erträgen erhalten die AG jeweils 1/3. 

 

§ 4 

Gewerbesteuer  

 

(1) Die AG sind sich einig, dass das im Vereinbarungsgebiet erzielte Aufkommen an 
Gewerbesteuer nach Maßgabe der Regelung in § 3 (2) aufgeteilt wird; gleiches gilt für 
eventuelle künftige Konzessionsabgaben bzw. Wegenutzungsentgelte, die sich auf das 
Vereinbarungsgebiet beziehen. 
 

(2) Der Ausgleich findet dergestalt statt, dass die Gemeinde Calden von dem in einem 
Kalenderjahr vereinnahmten Gewerbesteueraufkommen aus dem Vereinbarungsgebiet 
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den anderen kommunalen Vereinbarungsbeteiligten den jeweilig zustehenden Anteil 
überweist. Gegenstand des Ausgleichs ist das Netto-Gewerbesteueraufkommen, d.h. vor 
der Durchführung des vereinbarten Ausgleichs sind zunächst gesetzliche 
Umlageverpflichtungen (z.B. Gewerbesteuerumlage, Kreis- und Schulumlage), denen das 
Brutto-Gewerbesteueraufkommen zu unterziehen ist, in Abzug zu bringen. 

 
(3) Der Ausgleichsbetrag ist den begünstigten Vereinbarungsbeteiligten jeweils bis zum 

31.03. des auf das betreffende Kalenderjahr folgenden Kalenderjahres schriftlich 
mitzuteilen und zur Zahlung anzuweisen. Die Mitteilung muss den Gesamtbetrag der 
vereinnahmten Gewerbesteuer sowie den auf alle Vereinbarungsbeteiligten entfallenden 
Anteil bezeichnen. 

 
(4) Die Aufrechnung mit Gegenforderungen ist ausgeschlossen. 

 
(5) Ergibt sich in einem Kalenderjahr ein negatives Gewerbesteueraufkommen, gelten die 

vorstehenden Regelungen sinngemäß. 
 
 

§ 5  

Steuerfindungsrecht / Hebesatzrecht 

 

(1) Das Hebesatzrecht bei den Realsteuern oder das Recht, neue Steuern einzuführen, 
bestehende Steuern aufzuheben oder Steuern der Höhe nach abzuändern, verbleibt im 
Vereinbarungsgebiet bei den jeweiligen kommunalen Vereinbarungsbeteiligten. 
 

(2) Wird die in § 4 genannten Steuern durch eine andere ersetzt oder eine vergleichbare 
Beteiligung an einer bestehenden Steuer oder einer neuen Abgabe eingeführt, gelten die 
dort genannten Verteilungsgrundsätze entsprechend. 

 
 

§ 6  

Baumaßnahmen 

 
(1) Die Finanzierung der Erstinvestitionen für die Infrastruktur erfolgt im Rahmen der 

Bodenbevorratung durch die HLG. Falls zusätzlicher Finanzierungsbedarf nach 
Abrechnung der Bodenbevorratung entsteht, ist dies umgehend zwischen allen 
Vereinbarungsbeteiligten zu kommunizieren und die Kostentragung zu vereinbaren. 
 

(2) Die Finanzierung und Durchführung der Baumaßnahmen liegt bei der HLG als Träger der 
Bodenbevorratungsmaßnahme. Soweit im Vereinbarungsgebiet künftig zwischen AG 
abgestimmte Investitionsmaßnahmen durchzuführen sind, gilt für die Finanzierung aller 
Investitionen, sofern nicht sonstige Mittel (z.B. Beiträge, Gebühren, Zuschüsse) zur 
Verfügung stehen, die Regelung des § 3 (1) sinngemäß, sofern keine unmittelbare 
Vorfinanzierung durch die HLG im Rahmen der Bodenbevorratung erfolgt. 

 
(3) Die AG und die HLG sind sich darüber einig, dass die Folgeinvestitionen nach Abrechnung 

der Bodenbevorratung von der Gemeinde Calden durchgeführt werden sollen. Die 
Verteilung der Kosten erfolgt gemäß § 3 (1). 

 
 

§ 7  

Unterhaltung im Vereinbarungsgebiet  

 
(1) Die Kosten der laufenden Unterhaltung im Vereinbarungsgebiet werden - soweit nicht 
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durch sonstige Mittel, wie Gebühren und Beiträge gedeckt - nach Maßnahme der 
Regelung in § 3 (1) auf die AG verteilt, insbesondere nach Abrechnung der 
Bodenbevorratung. 

 
(2) Die Unterhaltung der Straßen (incl. Straßenbeleuchtung) und öffentlichen Grünflächen 

wird während der Laufzeit der Bodenbevorratung im Vereinbarungsgebiet durch die HLG 
durchgeführt. Danach sind die Unterhaltungsmaßnahmen von der Gemeinde Calden 
durchzuführen. 

 
(3) Maßnahmen, die einer Einzelveranschlagung im jeweiligen Haushaltsplan bedürfen, sind 

vor Beginn der Maßnahme den anderen Vereinbarungsbeteiligten mitzuteilen. Die 
Durchführung der Maßnahme erfolgt nach Sicherstellung der Finanzierung und 
Zustimmung der HLG. 

 
(4) Für den Ausgleich der von den Vereinbarungsbeteiligten jeweils verauslagten Beträge 

finden die Vorschriften des § 3 (1) i.V.m. § 4 (3) und (4) sinngemäße Anwendung. 
 
 

§ 8  

Abwasserbeseitigung, Abfallentsorgung, Straßenreinigung, 

Wasserversorgung 

 
(1) Die Vereinbarungsbeteiligten übertragen die Aufgabe der Entwässerung und der 

Straßenreinigung einschließlich des Winterdienstes für die im Vereinbarungsgebiet 
befindlichen Grundstücke einvernehmlich in die Zuständigkeit der Gemeinde Calden. Das 
Recht, im Vereinbarungsgebiet entsprechende Satzungen zu erlassen geht auf die 
Gemeinde Calden über. 
 
 Es gelten damit dort die Satzungen über die Abwasserbeseitigung in der Gemeinde Calden 
(Abwasser- und Abwasserbeitrags- und -gebührensatzung), über die Reinigung der 
öffentlichen Straßen im Gebiet der Gemeinde Calden (Straßenreinigungs- und 
gebührensatzung) und über die Einschränkung der gemeindlichen Straßenreinigung im 
Winter (Winterdienstsatzung). 

 
(2) Die Vereinbarungsbeteiligten übertragen im Vereinbarungsgebiet die Aufgabe der 

Wasserversorgung (incl. Löschwasserversorgung) an die Gemeinde Calden. Das Recht, in 
diesem Gebiet eine Wasserversorgungssatzung zu erlassen bzw. Konzessionsverträge mit 
Wasserversorgungsunternehmen abzuschließen geht auf die Gemeinde Calden über. Es 
gilt damit dort die Wasserversorgungssatzung der Gemeinde Calden. 
 

(3) Die Entwässerung erfolgt nach den gesetzlichen Vorschriften. 

 
(4) Den Vereinbarungsbeteiligten ist bekannt, dass Einzelheiten der Kanalerschließung sowie 

der Wasserversorgung (inkl. Löschwasserversorgung) ggf. noch in gesonderten 
Vereinbarungen zwischen der Gemeinde Calden und den späteren Anschließern geregelt 
werden. 

 
(5) Für die Abfallbeseitigung ist der Landkreis Kassel bzw. sein Rechtsnachfolger zuständig.  

 
 

§ 9  

Brandschutz 

 

(1) Die Vertragsbeteiligten sind sich darüber einig, dass die Gemeinde Calden die Aufgaben 
des Brandschutzes im Vereinbarungsgebiet wahrnimmt.  
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(2) Die Abrechnung der Kosten des Brandschutzes im Vereinbarungsgebiet erfolgt nach 

Maßgabe der Regelungen des § 3 (1). 

 

§ 1 0  

Gefahrgutüberwachung 

 
(1) Die Vertragsbeteiligten sind sich darüber einig, dass die Gemeinde Calden grundsätzlich 

die Aufgaben der Gefahrgutüberwachung im Vereinbarungsgebiet wahrnimmt. Dabei 
behält sich die Gemeinde Calden das Recht vor, diese Aufgaben selbst oder durch 
geeignete Dritte (z.B. Ordnungsbehördenbezirke) zu erfüllen. 
 

(2) Die Abrechnung der Kosten der Gefahrgutüberwachung im Vereinbarungsgebiet erfolgt 
nach Maßgabe der Regelungen des § 3 (1). 

 

§ 1 1  

ÖPNV-Anbindung 

 
 
Zum Zwecke der ÖPNV-Anbindung des Verfahrensgebietes werden Anträge auf Einrichtung und 
Anbindung in das Streckennetz beim zuständigen Verkehrsträger gestellt. Die Gemeinde Calden 
trägt Sorge für die Anbindung an den ÖPNV.  

 

§ 1 2  

Schlussbestimmungen 

 

(1) Die Vereinbarung wird auf unbegrenzte Dauer geschlossen. Sie kann frühestens nach 20 
Jahren gekündigt werden mit einer Frist von einem Jahr. Die Vereinbarungsbeteiligten 
verpflichten sich unverzüglich nach Kündigung, Verhandlungen mit dem Ziel einzuleiten, 
die Vereinbarung unter Berücksichtigung der geänderten Verhältnisse zu erneuern. 
 

(2) Die HLG scheidet als Vereinbarungsbeteiligte nach Vermarktung der Grundstücke und 
Erfüllung aller Verpflichtungen zur Herstellung von Erschließungsanlagen sowie nach 
Abrechnung der Bodenbevorratungsmaßnahme und Anerkennung durch die 
Auftraggeber aus dem Verfahren aus. 

 
(3) Die Vereinbarung wird wirksam an dem auf ihre öffentliche Bekanntmachung folgenden 

Tage. 

 

§ 1 3  

Salvatorische Klausel 

 
Sollten sich einzelne Regelungen der IAV als unzulässig, undurchführbar oder lückenhaft 
erweisen, berührt dies nicht das gesamte Vertragswerk. Die Vertragspartner verpflichten sich für 
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diesen Fall, eine zulässige, praktikable Änderung vorzunehmen im Sinne des gesamten 
Vertragswerkes. 

 

 

 

 

Kassel, den 

Landkreis Kassel, 

 

……………………………. 

 

…………………………… 

 

 

Siegel 

 

 

Kassel, den 

Stadt Kassel 

 

……………………………. 

 

…………………………… 

 

 

Siegel 

 

 

 

Calden, den 

Gemeinde Calden 

 

……………………………. 

 

…………………………… 

 

 

Siegel 

 

 

 

Kassel, den 

Hessische Landgesellschaft mbH 

 

……………………………. 

 

…………………………… 

 



Kreis: Kassel

Gemeinde: Calden

Gemarkung: Calden

Bearbeiter: Gutheil
Datum: 10.06.2015

Wilhelmshöher Allee 157-159
34121
Telefon: 0561-3085-0

Maßstab: 1:6.500

Datengrundlage:
Amtliches Liegenschaftskataster
(ALKIS® -Daten, Stand  2014)

Dig. Orthophoto, DTK25, ATKISdaten Hessen
©Hessischen Verwaltung für Bodenmanagement

und Geoinformation (HVBG)
Umweltfachdaten HLUG Wiesbaden und

Forsteinrichtung und Naturschutz (FENA) Gießen
Weitergabe sowie Vervielfältigung nicht gestattet

erstellt mit Geomedia pro 6.1

ANLAGE 1

zur Interessenausgleichsvereinbarung

Umring zum Geltungsbereich des

Bebauungsplanes Nr. 22

"Interkommunales Gewerbe-

und Industriegebiet Kassel-Calden"

0,0 0,1 0,2 0,3 0,4

Maßstabsleiste
Kilometer



Anlage 2 zur Interessenausgleichsvereinbarung (IAV) 

1. Aus dem Eigentum der Flughafen Kassel GmbH (FGK mbH)

Gemarkung CALDEN 

Flur Flurstück Buchgröße (m²) Bedarfsfläche (m²) 

2 34/1 67.360 54.687 

2 29/9 66.246 66.246 

2 29/7 24.324 48 

2 24 23.999 2.979 

2 29/8 437 92 

 28 148/1 3.034 3.034 

 28 119/1 17.894 17.894 

 28 119/2 2.779 2.779 

 28 119/3 7.587 6.413 

 28 129 756 756 

 28 116/3 6.897 3.830 

 28 154/2 623 623 

 28 113/1 17.017 17.017 

 28 113/2 305 305 

 28 113/3 1.526 1.526 

 28 113/4 383 383 

 28 113/5 198  198 

 33 52/105 428.510 301.700 

 33 52/6 3 3 

 33 52/7 3 3 

Gemarkung   M E I M B R E S S E N   

Flur Flurstück Buchgröße (m²)  Bedarfsfläche (m²) 

3 104/6 200.102 153.000 

3 104/4 348 53 

3 93/1 1.013 229 

Gesamtgröße 633.798 633.798 m² 



2. Aus dem Eigentum Dritter

Gemarkung   C A L D E N 

Flur Flurstück Buchgröße (m²) Bedarfsfläche (m²) 

2 75/29 32.981 43 

2 70/1 122 122 

2 74/1 33 33 

2 66/4 10.410 993 

2 25 5.208 210 

2 30 12.786 1.594 

2  31 7.838 152 

2 32 11.303 1.130 

2 67 1.523 204 

2 68 2.971 2.490 

2 33/1 47.981 7.801 

Gemarkung   M E I M B R E S S E N   

Flur Flurstück Buchgröße (m²) Bedarfsfläche (m²) 

 3 107 6.760 100 

Gemarkung   E H R S T E N   

Flur Flurstück Buchgröße (m²) Bedarfsfläche (m²) 

 4 42/2 8.558 2.700 

Gesamtgröße 17.572 17.572 m² 

Summe Ankaufsflächen Ziff. 1. und 2. ca. 651.370  m² 

Die Grundstücke sind für die Entwicklung eines interkommunalen Gewerbegebietes vorgese-

hen. 



Magistrat 

-III-/-66- 

 

11. Dezember 2018 
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Vorlage Nr. 101.18.1149 

 

 

Direktvergabe eines öffentlichen Dienstleistungsauftrages  

Straßenbahn-/Busverkehr an die Kasseler Verkehrs- und Versorgungs-GmbH 

(KVV) sowie die Kasseler Verkehrs-Gesellschaft Aktiengesellschaft (KVG) 

 

 

Berichterstatter/-in: Stadtrat Dirk Stochla 

 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

1. „Der Betrauung der KVV sowie der KVG mit der Erbringung öffentlicher 

Personenverkehrsdienste mit Straßenbahnen und Bussen (einschließlich der 

Vorhaltung der Infrastruktur) durch Erteilung eines öffentlichen 

Dienstleistungsauftrags als Direktvergabe gemäß Art. 5 Abs. 2 Verordnung 

(EG) Nr. 1370/2007 gemeinsam mit dem Nordhessischen VerkehrsVerbund 

(NVV) als Gruppe von Behörden in der aus dem Anhang zu dieser Vorlage 

ersichtlichen Fassung wird zugestimmt.  

 

2. Der Magistrat wird beauftragt, durch entsprechende gesellschaftsrechtliche 

Weisungen die Umsetzung des Beschlusses zu 1. sicherzustellen. 

 

3. Der Magistrat wird ermächtigt, etwaige redaktionelle Ergänzungen, 

Änderungen, Streichungen und/oder Klarstellungen in der als Anhang 

beigefügten Betrauung vorzunehmen.“ 

 

 

Begründung: 

 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kassel hat in ihrer Sitzung am  

11. Dezember 2017 beschlossen, die Durchführung der öffentlichen 

Personenverkehrsdienste mit Straßenbahnen und Bussen im Stadtgebiet Kassel 

einschließlich abgehender Straßenbahnlinien nach Vellmar und Baunatal im 

Linienbündel für den maximal zulässigen Zeitraum von bis zu 22,5 Jahren an einen 

internen Betreiber im Rahmen eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags gemäß 

Art. 5 Abs. 2 Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 zu vergeben. 
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der KVG gemäß Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 16. Juni 2008. 

Unter Berücksichtigung der Übergangsregelungen gemäß Art. 8 der Verordnung 

(EG) Nr. 1370/2007 muss ab November 2019 eine Neuvergabe erfolgen. Der 

öffentliche Dienstleistungsauftrag ist Grundlage für die Wiedererteilung der 

Liniengenehmigungen. 

 

Aufgrund der verkehrlichen Verflechtung von lokalem und regionalem öffentlichen 

Personennahverkehr zwischen Stadt Kassel und angrenzenden Landkreisen 

umfasst die Direktvergabe neben dem lokalen Straßenbahn- und Busverkehr der 

Stadt Kassel auch die Straßenbahnlinien von/nach Baunatal sowie Vellmar. Der 

NVV nimmt im Rahmen einer Betrauung nach § 6 Abs. 3 ÖPNVG die Aufgaben des 

lokalen Verkehrs im Landkreis Kassel wahr. NVV und Stadt Kassel beabsichtigen, 

gemeinsam als Gruppe von Behörden/Behördengruppe die KVG und die KVV als 

Gruppe von Unternehmen/Unternehmensgruppe mit der 

Verkehrsleistungserbringung zu beauftragen. 

 

Die Leistungen der Unternehmensgruppe können derzeit nicht kostendeckend 

erbracht werden und auch künftig ist dies nicht zu erwarten. 

Gemäß § 2 Abs. 1 des Gesellschaftsvertrags der KVG in der Fassung der 

Hauptversammlung vom 14. November 2017 ist der Betrieb des ÖPNV sowie die 

hierfür erforderliche Infrastrukturvorhaltung Unternehmensgegenstand der KVG. 

Die Holdingsgesellschaft der KVG ist die KVV, welche zu 100% im Eigentum der 

Stadt Kassel steht. Die KVV ist zu 93,5% Eigentümerin der KVG. Die übrigen 6,5% 

stehen im Eigentum der Stadt Kassel. Zwischen KVG und KVV besteht ein 

Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag. Als Holdinggesellschaft 

übernimmt die KVV zahlreiche Aufgaben für den Stadtkonzernverbund.  

 

Zur Sicherstellung des ÖPNV beabsichtigen die Stadt Kassel und der NVV, die 

Ausgleichsgewährung an die Gruppe von Unternehmen im Wege der Direktvergabe 

dieses öffentlichen Dienstleistungsauftrages auf Grundlage der Verordnung (EG) 

Nr. 1370/2007 beihilfenrechtskonform abzusichern. Um dies zu ermöglichen, 

haben sich der NVV und die Stadt Kassel als öffentliche Aufgabenträger mit 

Vereinbarung vom 8./11. Dezember 2017 zu einer Gruppe von Behörden nach 

Art. 5 Abs. 2 Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 zur Sicherstellung von integrierten 

Personenverkehrsdiensten zusammengeschlossen. Die Stadt Kassel fungiert als 

Vergabestelle. Zudem wurden ausreichende, an den Erfordernissen der 

Direktvergabe eines öffentlichen Dienstleistungsauftrages ausgerichtete 

Kontrollmöglichkeiten der Stadt Kassel über die Gruppe von Unternehmen 

sichergestellt. Die Inhalte der im Anhang beigefügten Betrauung wurden auf die 

Vorgaben der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 abgestimmt. 
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Unternehmen erneuert und bestätigt, ÖPNV-Leistungen im Gebiet der 

Behördengruppe zur Sicherstellung des ÖPNV auf Grundlage der Verordnung (EG) 

Nr. 1370/2007 zu erbringen.  

 

Diese stellt als Teil der kommunalen Daseinsvorsorge eine Dienstleistung von 

allgemeinem Interesse im Sinne des Art. 1 Abs. 1 Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 

da. Der gleichberechtigte Zugang zu Verkehrsleistungen sowie eine ausreichende 

Verkehrsbedienung und Kontinuität liegen im öffentlichen (Fahrgast-) Interesse. 

 

Die Betrauung (der öffentliche Dienstleistungsauftrag) gliedert sich im Anhang in 

den Betrauungstext einschließlich dreier Anlagen (1. Leistungsbeschreibung,  

2. Anreizsystem für Wirtschaftlichkeit und Qualität, 3. Kooperationsvertrag). 

 

Der Magistrat hat die Vorlage in seiner Sitzung am 10. Dezember 2018 

beschlossen. 

 

 

 

Christian Geselle 

Oberbürgermeister 
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Anhang 

 

Betrauung der Kasseler Verkehrs- und Versorgungs-GmbH sowie der Kasseler Verkehrs-Gesellschaft 
Aktiengesellschaft mit Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse zur Sicherstellung 

des Öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) 

(öffentlicher Dienstleistungsauftrag) 

auf Grundlage  

der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 
über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der Verordnung 

(EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates 

− ABl. (EU) L 315/1 vom 03. Dezember 2007 – 

zuletzt geändert durch die Verordnung (EU) Nr. 2016/2338 vom 14. Dezember 2016 

− ABl. (EU) L 354/22 vom 23. Dezember 2016 − 

Präambel 

Im Nahverkehrsraum Kassel sind die Stadt Kassel (nachfolgend „Stadt“) und die vom Landkreis Kassel betraute 
Verkehrsverbund und Fördergesellschaft Nordhessen mbH (nachfolgend „NVV“) für die lokalen Verkehre 
zuständig und betrauen als Gruppe von Behörden die Kasseler Verkehrs-Gesellschaft AG (nachfolgend „KVG“) 
und die Kasseler Verkehrs- und Versorgungs-GmbH (nachfolgend „KVV“, zusammen auch „Gruppe von 
Unternehmen“ oder „Unternehmensgruppe“ genannt) mit der Verkehrsleistungserbringung.  

Zuständig für die lokalen Verkehre ist die Stadt Kassel mit Ausnahme der Verkehrsleistungen mit Straßenbahnen 
in den Stadtgebieten von Baunatal und Vellmar, für die der Landkreis Kassel als gesetzlicher Aufgabenträger 
zuständig ist. Der Landkreis Kassel hat den NVV mit der Wahrnehmung dieser Aufgaben betraut.  

Der verkehrliche Schwerpunkt der Verkehrsleistungserbringung liegt weit überwiegend im Stadtgebiet von 
Kassel. Die Leistungen der Unternehmensgruppe können derzeit nicht kostendeckend erbracht werden und auch 
künftig ist dies nicht zu erwarten.  

Gem. § 2 Abs. 1 des Gesellschaftsvertrags der KVG in der Fassung der Hauptversammlung vom 14. November 
2017 ist der Betrieb des ÖPNV sowie die hierfür erforderliche Infrastrukturvorhaltung Unternehmensgegenstand 
der KVG. 

Die Holdingsgesellschaft der KVG ist die KVV, welche zu 100% im Eigentum der Stadt steht. Die KVV ist zu 
93,5% Eigentümerin der KVG. Die übrigen 6,5% stehen im Eigentum der Stadt. Zwischen KVG und KVV besteht 
ein Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag. Als Holdinggesellschaft übernimmt die KVV zahlreiche 
Aufgaben für den Stadtkonzernverbund.  

Zur Sicherstellung des ÖPNV beabsichtigen die Stadt und der NVV die Ausgleichsgewährung an die Gruppe von 
Unternehmen im Wege der Direktvergabe dieses öffentlichen Dienstleistungsauftrages auf Grundlage der VO 
(EG) Nr. 1370/2007 (Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Oktober 2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der 
Verordnung (EWG) Nr. 1197/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates, ABl. (EU) L 315/ 1 vom 03. Dezember 2007, 
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zuletzt geändert durch Verordnung (EU) 2016/2338 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. 
Dezember 2016 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 hinsichtlich der Öffnung des Marktes für 
inländische Schienenpersonenverkehrsdienste, ABl. L 354/22 vom 23. Dezember 2016) beihilfenrechtskonform 
abzusichern. Um dies zu ermöglichen, haben sich die Stadt und der NVV als öffentliche Aufgabenträger mit 
Vereinbarung vom 8. Dezember / 11. Dezember 2017 zu einer Gruppe von Behörden (nachfolgend 
„Behördengruppe“) nach Art. 5 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1370/2007 zur Sicherstellung von integrierten 
Personenverkehrsdiensten zusammengeschlossen (nachfolgend: „Gruppenbildungsvereinbarung“). Die Stadt 
fungiert als Vergabestelle. Zudem wurden ausreichende an den Erfordernissen der Direktvergabe eines 
öffentlichen Dienstleistungsauftrages ausgerichtete Kontrollmöglichkeiten der Stadt über die Gruppe von 
Unternehmen sichergestellt. Die Inhalte des Betrauungsaktes wurden auf die Vorgaben der VO (EG) Nr. 
1370/2007 abgestimmt. 

Mit dieser Betrauung wird die gemeinwirtschaftliche Verpflichtung der Gruppe von Unternehmen erneuert und 
bestätigt, ÖPNV-Leistungen im Gebiet der Behördengruppe zur Sicherstellung des ÖPNV auf Grundlage der VO 
(EG) Nr. 1370/2007 zu erbringen. Die Verpflichtung der Gruppe von Unternehmen stellt eine Dienstleistung von 
allgemeinem Interesse im Sinne des Art. 1 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1370/2007 dar. Die Sicherstellung des ÖPNV ist 
Teil kommunaler Daseinsvorsorge. Der gleichberechtigte Zugang zu den Verkehrsleistungen sowie die 
ausreichende Verkehrsbedienung und Kontinuität liegen im öffentlichen (Fahrgast-) Interesse. 

Die Betrauung gliedert sich wie folgt: In § 1 wird die Gruppe von Unternehmen mit der Erbringung von ÖPNV-
Leistungen sowie der Infrastrukturvorhaltung in einer definierten Qualität betraut. Die betraute Gruppe von 
Unternehmen regelt in einer separaten Anlage 3 Details zur Aufgabenverteilung und gibt diesen der 
Behördengruppe zur Kenntnis. Schließlich werden in den nachfolgenden Vorschriften weitere gemeinsame 
Regelungen für die betraute Gruppe von Unternehmen festgehalten. 

§ 1 Betrauung der Gruppe von Unternehmen mit gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen 

(1) Die Gruppe von Unternehmen erbringt ÖPNV-Leistungen im Gebiet der Behördengruppe auf der 
Grundlage der Liniengenehmigungen nach dem Personenbeförderungsgesetz, nach den Anforderungen 
der jeweils gültigen Nahverkehrspläne (nachfolgend „NVP“) und ergänzenden Beschlüssen der Stadt und 
des NVV. Darauf aufbauend bestätigen und bekräftigen die Stadt und der NVV die Betrauung der Gruppe 
von Unternehmen mit der Durchführung der ÖPNV-Leistungen auf den in Anlage 1 genannten Linien im 
Gebiet der Behördengruppe in arbeitsteiligem Zusammenwirken zum 10. November 2019. Der 
personenbeförderungsrechtliche Status der Gruppe von Unternehmen im Verhältnis zu den Fahrgästen 
und den Genehmigungs- und Aufsichtsbehörden bleibt hiervon unberührt. Die Gruppe von Unternehmen 
nimmt die aus der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung resultierenden Aufgaben im eigenen Interesse 
wahr. Sie ist damit ausschließlich in Erfüllung ihrer jeweils eigenen und satzungsmäßigen Aufgaben und 
Zwecke tätig. 

(2) In der Gruppenbildungsvereinbarung ist die Abstimmung zwischen der Stadt und dem NVV geregelt. Die 
Letztentscheidung bezüglich der Straßenbahn- und lokalen Busverkehre der Stadt Kassel liegt bei der 
Stadt Kassel.  

(3) Zur ordnungsgemäßen Erbringung des ÖPNV-Angebots hat die Gruppe von Unternehmen Folgendes 
sicherzustellen: 

a) Durchführung des Fahrbetriebs im Tram- und Buslinienverkehr (Erbringung der 
Beförderungsleistungen) sowie alternativer Bedienformen im Namen und auf Rechnung der KVG 
auf den in Anlage 1 aufgeführten Linien. 
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b) Betreiben und entsprechend § 1 Abs. 2 nach Abstimmung mit der Stadt oder Behördengruppe ggf. 
Ausbauen der in der Anlage 1 aufgeführten ortsfesten Infrastruktur. 

c) Angebots- und Betriebsplanung, Marketing sowie Vertrieb.  

d) Anwendung des Verbundtarifs und anderer Vorgaben aus dem Verbundvertragswerk. 

e) Mitwirkung an übergeordneten Verkehrsplanungen der Stadt Kassel und des NVV (z. B. 
Verkehrsentwicklungsplanung, Nahverkehrsplanung) inklusive Mitwirkung an der entsprechenden 
Öffentlichkeitsbeteiligung. 

f) Jährlicher Bericht über die Einhaltung der geplanten Leistungen in Qualität und Quantität nach 
Linien. 

g) Beteiligung an Qualitätserhebungen auf eigene Kosten und daraus abgeleiteten Vergleichen mit 
anderen Verkehrsunternehmen. 

h) Teilnahme an Fahrgastzählungen; Bereitstellung der Zähldaten aus automatischen 
Fahrgastzählsystemen. 

i) Teilnahme an Schwerbehindertenzählungen zur Erfassung der Schwerbehindertenquote bei 
Fahrgästen gemäß §§ 145 ff. Sozialgesetzbuch (SGB) IX – Rehabilitation und Teilhabe behinderter 
Menschen, sofern wirtschaftlich vertretbar oder gesetzlich vorgeschrieben.  

j) Aufstellung des Fahrplans unter Berücksichtigung der im öDA verankerten Anforderungen. 

k) Erfüllung der Verpflichtungen hinsichtlich der Vorsorgeleistungen (Alter, Krankheit, Hinterbliebene) 
für die im Bereich des Öffentlichen Personennahverkehrs tätigen Mitarbeiter der 
Unternehmensgruppe. 

Für die Ausgestaltung der Tätigkeiten zur Sicherstellung einer ausreichenden Verkehrsbedienung gelten 
das Anforderungsprofil der gültigen Nahverkehrspläne, die Qualitätsvorgaben (gemäß Anlage 1) sowie 
(einvernehmliche) Beschlüsse der Stadt oder Behördengruppe, welche ggf. die Einzelpflichten 
konkretisieren oder ändern.  

(4) Die Aufgabenzuordnung innerhalb der Gruppe von Unternehmen wird in der Anlage 3 
„Kooperationsvertrag“ konkretisiert. Die Änderung der Aufgabenzuordnung innerhalb der Gruppe von 
Unternehmen ist entsprechend der Vorgaben der Kooperationsregelung möglich, ohne dass dies eine 
wesentliche Änderung der Betrauung darstellt.    

(5) Die Behördengruppe ist berechtigt, Anpassungen der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen im 
Linienverkehr bis zu +/- 8% bezogen auf das Fahrplanangebot (bezogen auf Nutzwagenkilometer) nach 
Abs. 3 (Basiszeitpunkt Fahrplanangebot ab 10. November 2019) zu beschließen. Darüber hinaus kann die 
Behördengruppe auch bei Angebotsänderungen anderer Verkehrsunternehmen oder nachhaltigen 
Nachfrageänderungen eine Anpassung des Umfangs der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung 
beschließen. Änderungen eines einschlägigen NVP führen aber nicht automatisch zu Änderungen der 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen. Für diese und sonstige Anpassungen gelten die Regelungen des 
§ 4.  

(6) Die Gruppe von Unternehmen stellt sicher, dass die verbindlichen Qualitätsstandards der jeweils gültigen 
NVP im Verkehrsgebiet der Behördengruppe eingehalten werden. Weitere Anforderungen an die Qualität 
sind nach der Anlage 1 Leistungsbeschreibung als Grundlage der Leistungserbringung einzuhalten.  
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(7) Im Rahmen der Verkehrsleistungserbringung ist eine Subunternehmerquote von 50% für von dritten 
Verkehrsunternehmen erbrachte Verkehrsleistungen zu unterschreiten. Liegt die Subunternehmerquote 
zwischen 33% und 50%, ist die Notwendigkeit hierfür durch die Gruppe von Unternehmen zu begründen. 

(8) Die Behördengruppe gewährt der KVG als Liniengenehmigungsinhaberin gemäß § 8a Abs. 8 PBefG zum 
Schutz des betrauten Verkehrsangebots mit Wirkung zum 10. November 2019 das ausschließliche Recht, 
auf den in Anlage 1 dargestellten Linien Personenbeförderungsleistungen im Linienverkehr zu erbringen. 
Die Ausschließlichkeit beinhaltet das Verbot für andere Verkehrsunternehmen, Linienverkehre als 
Genehmigungsinhaber oder Betriebsführer gemäß PBefG durchzuführen, sofern durch den beantragten 
Verkehr die öffentlichen Verkehrsinteressen beeinträchtigt werden. Dies ist insbesondere dann der Fall, 
wenn 

a) der beantragte Verkehr mit den vorhandenen Verkehrsmitteln bereits befriedigend bedient werden 
kann, 

b) durch den beantragten Verkehr ohne eine wesentliche Verbesserung der Verkehrsbedienung 
Aufgaben wahrgenommen werden sollen, die der Liniengenehmigungsinhaber bereits wahrnimmt, 

c) der Liniengenehmigungsinhaber hinsichtlich der Bedienung des beantragten Verkehrs bereit ist, die 
notwendige Ausgestaltung des Verkehrs innerhalb einer von der Genehmigungsbehörde 
festzusetzenden Frist und, soweit es sich um öffentlichen Personennahverkehr handelt, unter der 
Voraussetzung des § 8 Absatz 3 PBefG selbst durchzuführen oder 

d) der beantragte Verkehr einzelne ertragreiche Linien oder ein Teilnetz aus einem vorhandenen 
Verkehrsnetz oder aus einem in den Nahverkehrsplänen im Sinne des § 8 Absatz 3 PBefG 
festgelegten Linienbündel herauslösen würde.  

(9) Die Behördengruppe teilt der Genehmigungsbehörde die Gewährung des ausschließlichen Rechts mit. Sie 
wird, wenn dies zur Wirksamkeit der Erteilung des ausschließlichen Rechts erforderlich ist, eine 
entsprechende erneute Bekanntgabe oder sonstige erforderliche Rechtsakte vornehmen.  

§ 2 Ausgleich der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen 

(1) Die Finanzierung der der Gruppe von Unternehmen in § 1 auferlegten gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtungen wird grundsätzlich durch die Fahrgeldeinnahmen (entsprechend dem jeweiligen 
Einnahmeaufteilungsverfahren), durch gesetzliche Ausgleichszahlungen, Ausgleichszahlungen auf Basis 
allgemeiner Vorschriften, Ausgleichsleistungen anderer Gebietskörperschaften sowie sonstigen Erträgen, 
wie Erträgen aus Werbeeinnahmen, Erträgen aus Anlagenabgängen und Versicherungserstattungen, 
vorgenommen. Darüber hinaus beantragt die Gruppe von Unternehmen die für ihre Zwecke verfügbaren 
Fördermittel des Landes und des Bundes nach Maßgabe der gesetzlichen Regelungen und einschlägigen 
Verwaltungsrichtlinien.  

(2) Die unter Abs. 1 genannten Erträge reichen nicht aus, um sämtliche in § 1 Abs. 3 der Betrauung 
genannten gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen der Gruppe von Unternehmen zu finanzieren. Zum 
Ausgleich des aus den gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen resultierenden finanziellen Nettoeffekts 
darf die Gruppe von Unternehmen Ausgleichsleistungen erhalten. Ausgleichsleistungen können an die 
Gruppe von Unternehmen beispielsweise durch Finanzierungsvereinbarungen, direkte 
Vorteilgewährungen seitens der Stadt und / oder des NVV, Bürgschaften zu Gunsten der Gruppe von 
Unternehmen oder einem einzelnen Unternehmen aus der Unternehmensgruppe oder konzerninternen 
Verrechnungen im Rahmen des steuerlichen Querverbunds gewährt werden.  
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(3) Der Ausgleich für die Erfüllung der unter § 1 genannten gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung erfolgt für die 
Laufzeit dieser Betrauung anhand der nachfolgenden Parameter. Ein Anspruch auf Gewährung von 
Ausgleichsleistungen besteht nicht. 

a) Für die Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen betreffend die Verkehrsleistungen mit 
Straßenbahnen in den Stadtgebieten von Baunatal und Vellmar erhält die Unternehmensgruppe 
Ausgleichsleistungen durch den NVV. Deren Höhe ergibt sich aus der Differenz von Kosten 
zuzüglich eines angemessenen Gewinnaufschlags und Erträgen, die diesen Verkehrsleistungen 
zuzuscheiden sind. Hierfür legt die Unternehmensgruppe eine Berechnung für das erste Jahr der 
Gültigkeit dieser Vereinbarung vor. Der NVV zahlt im ersten Jahr Abschlagszahlungen auf Basis 
der bisherigen (Finanzierungs-)Vereinbarungen zu diesen Verkehren. Für die Folgejahre wird eine 
angemessene Dynamisierung vereinbart. Eine Überprüfung findet anhand der tatsächlichen Kosten 
und Erträge eines jeden fünften Kalenderjahres statt. Die Einzelheiten hierzu werden noch 
gesondert geregelt.  

b) Darüber hinaus werden Ausgleichsleistungen für das aus der Verkehrsleistungserbringung 
entstehende Defizit mittelbar gemäß Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag über die KVV 
an die KVG geleistet.  

Zur Durchführung dessen erhält die KVV durch die Stadt einen Ausgleichsbetrag1. 

Dieser Betrag wird unter anderem entsprechend des Leistungsangebots der Gruppe von 
Unternehmen und unter Zugrundelegung der allgemeinen Kostenentwicklung fortgeschrieben.  

Es ist sicherzustellen, dass die Vorteilsgewährungen der Stadt an die Gruppe von Unternehmen 
vollständig für die Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen nach § 1 aufgewendet 
werden. 

Der städtische Ausgleichsbetrag wird seitens der KVV im Rahmen des Beherrschungs- und 
Gewinnabführungsvertrages und unter Berücksichtigung der Regelungen zum steuerlichen 
Querverbund zum Ausgleich der Verkehrsverluste verwendet.  

c) Die Ausgleichsleistungen, die die Unternehmensgruppe im Querverbund oder durch weitere 
Vorteilsgewährungen für die Erbringung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen erhält, 
entsprechen dem durch die Unternehmensgruppe im Hinblick auf Qualität und Quantität derzeit 
erbrachten Leistungsangebot gemäß Anlage 1.  

(4) Die Gruppe von Unternehmen hat mit der Anlage 3 eine Regelung über die Verteilung der 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen zwischen den beiden Mitgliedern der Gruppe von Unternehmen 
getroffen. Durch die Kooperationsregelung stellt die Gruppe von Unternehmen sicher, dass zwischen den 
beiden Unternehmen eine faire Verteilung der Ausgleichsleistungen sichergestellt wird. In die 
Überkompensationskontrolle sind auch die der Unternehmensgruppe aus der Erfüllung der 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung jeweils entstehenden Aufwendungen und Erträge einzustellen.   

 (5) Die Berechnung des voraussichtlichen ausgleichsfähigen finanziellen Nettoeffekts hat im Voraus auf 
Grundlage des aufgestellten Wirtschaftsplans und der daraus für die betrauten gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtungen abgeleiteten Trennungsrechnung zu erfolgen (ist gleich „vorläufiger Soll-Ausgleich“). 
Dabei werden die Angaben der Gruppe von Unternehmen in der Höhe im Rahmen des jeweiligen 
Wirtschaftsplans berücksichtigt, die in ihrem Umfang der zu erbringenden Betriebs-, Infrastruktur- und 

                                                           

1  Der Ausgleichsbetrag wird derzeit im Rahmen des Konsolidierungsvertrages zwischen der Stadt Kassel und der KVV und den KVV-
Unternehmen geregelt und betrug in 2017 7.500 Tsd. €. 
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Regieleistung entsprechen. Der finanzielle Nettoeffekt bemisst sich gemäß Ziffer 2 des Anhangs der VO 
(EG) Nr. 1370/2007 nach den Aufwendungen, die in Verbindung mit der gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtung entstehen, abzüglich aller positiven finanziellen Auswirkungen, wie den Erträgen aus 
Tarifentgelten oder sonstigen Erträgen, die durch die Erfüllung der betreffenden gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtungen erzielt werden, zuzüglich eines angemessenen Gewinns und ggf. eines Bonus für die 
wirtschaftliche Geschäftsführung und gute Qualität, jeweils bezogen auf die Erfüllung der 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen. Die Planung der Aufwendungen und Erträge soll sich 
grundsätzlich aus einer Fortschreibung der Aufwendungen und Erträge der vorhergehenden 
Geschäftsjahre ergeben. Die Prämissen der Fortschreibung sind zu erläutern und die Angemessenheit ist 
nachvollziehbar darzulegen.  

(6) Entsprechend den Auslegungsleitlinien zur VO 1370/2007 (ABl. EU C 92/1 v. 29. März 2014) ist für die 
gesamte Laufzeit dieser Betrauung in regelmäßigen zeitlichen Abständen eine Kontrolle auf übermäßige 
Ausgleichsleistung vorzunehmen (vorläufige Überkompensationskontrolle). Der „regelmäßige zeitliche 
Abstand“ der vorläufigen Überkompensationskontrolle ist spätestens jedes dritte Geschäftsjahr. 
Spätestens jedes dritte Geschäftsjahresende ist daher im Wege der Überkompensationskontrolle 
überschlägig zu überprüfen, dass durch eine Vorteilsgewährung einschließlich des städtischen 
Zuschussbetrages nach Abs. 3 (vorläufiger Soll-Ausgleich) nur der finanzielle Nettoeffekt ausgeglichen 
wird. Zudem hat die Behördengruppe am Ende der Laufzeit dieser Betrauung eine „endgültige“ 
Überkompensationskontrolle durchzuführen. Auf Wunsch und Kosten der Stadt und/oder des NVV kann 
auch vor Ende der Laufzeit der Betrauung eine Überkompensationskontrolle mit entsprechendem 
Nachweis gefordert werden. Die operative vorläufige als auch endgültige Überkompensationskontrolle 
obliegt der Stadt. 

(7) Hinsichtlich der vorläufigen Überkompensationskontrolle gilt für die Berechnung des voraussichtlichen 
ausgleichsfähigen finanziellen Nettoeffekts Folgendes: Die nach der Erbringung der 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung vorzunehmende Berechnung des finanziellen Nettoeffekts ist 
zwingend separat für die betrauten Gemeinwohlverpflichtungen durchzuführen. Ergeben sich durch 
geänderte oder unvorhersehbare Umstände nachweislich im Nachhinein höhere Ausgleichsbeträge 
gemäß § 1, können diese ausgeglichen werden. Die durch die geänderten oder unvorhersehbaren 
Umstände berührten Parameter, die für die Kalkulation des „vorläufigen Soll-Ausgleichs“ verwendet 
wurden, sind entsprechend anzupassen. Dies wird insbesondere relevant, wenn Änderungen der 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung beschlossen werden. 
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 Rechenschema Anm. Zeitpunkt 

 Defizit aus Plan-Trennungsrechnung als 
Vorauskalkulation Plan-Soll-Ausgleich 

(vorläufiger Soll-
Ausgleich = vorläufiger 
finanzieller Nettoeffekt) 

Vor 
Geschäftsjahr 
(GJ) 

Zuzügl. Höhere Aufwendungen bzw. geringere Erträge 
durch geänderte oder unvorhersehbare 
Umstände 

 Nach GJ 

Zuzügl. Angemessener Gewinn (sofern nicht bereits im 
Plan-Soll-Ausgleich eingestellt) 

 Nach GJ 

Zuzügl. Ggf. Anreizwirkung wirtschaftliche 
Geschäftsführung / gute Qualität (sofern nicht 
bereits im Plan-Soll-Ausgleich eingestellt) 

 Nach GJ 

Ergebnis „Soll-Ausgleich“ = finanzieller Nettoeffekt  Nach GJ 

    
 

Im Rahmen der vorläufigen Überkompensationskontrolle ist diese Prüfung überschlägig durchzuführen. 
Am Ende des Betrauungszeitraums erfolgt eine endgültige Überkompensationskontrolle anhand der 
vorgenannten Grundsätze.   

(8) Zur Sicherung der Qualitätsstandards führt die Gruppe von Unternehmen ein Qualitätscontrolling im 
ÖPNV durch. Dieses System sichert die Einhaltung der Qualitätsstandards durch die Festlegung von 
Prüfungs- und Bewertungsmaßstäben der qualitätsgesicherten Sachverhalte. Ferner wird zur nachhaltigen 
Sicherung der Wirtschaftlichkeit bei der Erbringung des betrauten Verkehrsangebots zwischen der Gruppe 
von Unternehmen sowie der Behördengruppe ein Anreizsystem (Anlage 2 Anreizsystem) vereinbart. Beide 
Systeme entsprechen den Vorgaben der Nr. 7 des Anhangs der VO (EG) Nr. 1370/2007. 

§ 3 Trennungsrechnung 

Grundlage für die Ermittlung des finanziellen Nettoeffekts, aber auch für die Festlegung des Soll-Ausgleichs, ist 
die Abgrenzung sowohl der Aufwendungen als auch der Fahrgeldeinnahmen, Erträge und sonstigen 
Zuweisungen oder Vorteilsgewährungen in Verbindung mit der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung dieses 
öffentlichen Dienstleistungsauftrags von den übrigen Tätigkeiten der Gruppe von Unternehmen gemäß Art. 4 
Abs. 1 lit. c) sowie Abs. 2 und Ziff. 5 des Anhangs der VO (EG) Nr. 1370/2007 (Trennungsrechnung). Die 
Trennungsrechnung hat dem Anhang der VO (EG) Nr. 1370/2007 zu entsprechen und muss als Grundlage für 
die Berechnung des finanziellen Nettoeffekts aus den testierten Jahresabschlüssen der Mitglieder der Gruppe 
von Unternehmen bzw. aus dem vollkonsolidierten Konzernabschluss sowie den entsprechenden 
Kostenrechnungen abgeleitet sein. 

§ 4 Anpassung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen 

(1) Die Behördengruppe kann entscheiden, die gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen auf weitere 
Verpflichtungen auszudehnen, die bisher nicht Bestandteil der von der Gruppe von Unternehmen zu 
gewährleistenden Verkehrsversorgung sind („Zusätzliche Verkehre“) oder Verkehre aus der Betrauung 
herauszunehmen („Verringerung von Verkehren“). Dies gilt auch für Anpassungen hinsichtlich der 
Qualitätsmerkmale. Entscheidungen über zusätzliche oder verringerte Verkehre sind bei nicht nur 
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unwesentlichen Änderungen nur einmal jährlich mit Wirkung zum Hauptfahrplanwechsel möglich. Die 
Anpassung darf in Summe über die gesamte Laufzeit der Betrauung die Schwelle von +/- 8% (bezogen 
auf Nutzwagenkilometer) nicht überschreiten. Diese Regelung gilt auch für zusätzliche / verringerte 
Verkehre oder Änderungen der Qualitätsmerkmale, insbesondere aufgrund von Änderungen der 
Nahverkehrspläne. Bei Qualitätsmerkmalen, die sich nicht unmittelbar quantifizieren lassen, wird das 
Wesentlichkeitskriterium aus den bei der Umsetzung entstehenden Kosten abgeleitet. 

(2) Soll auf Beschluss zur Anpassung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung der Behördengruppe das 
Verkehrsangebot um mehr als 8% (bezogen auf Nutzwagenkilometer) gesenkt werden, so werden 
hierdurch verursachte und von der Gruppe von Unternehmen nachgewiesene Remanenzkosten in die 
Berechnung des Soll-Ausgleichs einbezogen und sind somit beihilfenkonform ausgleichsfähig. Soll zur 
Anpassung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung auf Beschluss der Behördengruppe das 
Verkehrsangebot um mehr als 8% (bezogen auf Nutzwagenkilometer) erhöht werden, so wird zunächst als 
vorläufiger Soll-Ausgleich der bisherige Durchschnittszuschuss je Nutzwagenkilometer zugrunde gelegt. 
Liegen die voraussichtlich entstehenden tatsächlichen Aufwendungen darüber, hat die Gruppe von 
Unternehmen die Ursachen nachzuweisen. Liegen die tatsächlich entstehenden Kosten darunter, hat die 
Gruppe von Unternehmen lediglich die voraussichtlich entstehenden tatsächlichen Kosten als Soll-
Ausgleich einzustellen.  

 (3) Die Gruppe von Unternehmen hat im Falle beabsichtigter Änderungen der gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtungen vor der Vornahme der Änderung zu kalkulieren, inwieweit sich der „finanzielle Nettoeffekt“ 
i. S. v. Art. 4 Absatz 1 lit. b) Satz 2 i. V. m. Ziff. 2 des Anhangs VO 1370/2007 durch einen 
entsprechenden Beschluss voraussichtlich ändern wird.  

(4) Die Gruppe von Unternehmen kann der Behördengruppe Leistungsanpassungen oder 
Linienwegänderungen vorschlagen. Die Gruppe von Unternehmen hat ihrem Vorschlag eine Kalkulation 
hinsichtlich der voraussichtlichen Änderung des „finanziellen Nettoeffekts“ beizufügen. Bei 
Leistungsanpassungen sind ggf. vergaberechtliche Grenzen zu beachten. 

§ 5 Aufhebung der Betrauung, Entbindung 

(1) Die Behördengruppe kann einvernehmlich die Betrauung für bestimmte Einzelpflichten oder Linien 
aufheben, wenn hierfür ein wichtiger Grund durch die Gruppe von Unternehmen geschaffen wird, der eine 
Fortsetzung der Betrauung für die Behördengruppe unzumutbar macht. Im Vorfeld einer solchen 
Entscheidung ist durch die Behördengruppe auch zu prüfen, inwieweit durch die Aufhebung der Betrauung 
mit Einzelpflichten oder Linien die Einhaltung der Betriebspflicht verletzt oder unmöglich wird und 
rechtzeitig eine entsprechende Abstimmung mit der zuständigen Genehmigungsbehörde vorzunehmen.  

(2) Tritt der in Absatz 1 benannte Fall ein, werden die Ausgleichsleistungen für die gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtungen nach den Vorgaben des § 2 angepasst. 

§ 6 Geltungsdauer / Schlussbestimmungen 

(1) Die Betrauung erfolgt für eine Laufzeit von 22,5 Jahren und endet somit zum 09. Mai 2042. Über eine 
anschließende Betrauung in Übereinstimmung mit dem nationalen und dem europäischen Recht wird sich 
die Behördengruppe möglichst früh – spätestens drei Jahre vor Ablauf dieser Betrauung – abstimmen. 
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(2) Die Gruppe von Unternehmen ist verpflichtet, alle für die Berechnung der ordnungsgemäßen Höhe der 
Ausgleichsleistungen erforderlichen Unterlagen über den Betrauungszeitraum sowie darüber hinaus für 
einen Zeitraum von weiteren 10 Jahren vorzuhalten. 

(3) Dieser Betrauungsakt ersetzt alle etwaigen vorherigen Rechtsakte der Stadt, des NVV und der 
Behördengruppe gegenüber der KVG, der KVV sowie der Unternehmensgruppe, die die Erbringung der 
ÖPNV-Leistungen im Gebiet der Behördengruppe auf den von dieser Betrauung umfassten Linien zum 
Gegenstand haben. Unberührt davon bleiben der Aufgabenübertragungs- und -beleihungsvertrag 
zwischen Stadt Kassel und KVG und der Konzessionsvertrag zwischen Stadt Kassel und KVG. Die 
bestehenden (Finanzierungs-)Vereinbarungen (vgl. § 2 Abs. 3 lit. a) für die stadtgrenzenüberschreitenden 
Straßenbahnverkehre nach Baunatal und Vellmar enden am 08.12.2019 bzw. dem diesem Datum am 
nächsten kommenden Fahrplanwechsel. Die Ausgleichsregelung nach § 2 Abs. 3 lit. a berücksichtigt die 
Überschneidung ab dem 10.11.2019. Zudem bleibt die Anlage 3 „Aktuelle Kooperationsregelung“ in der 
jeweils gültigen Fassung bestehen. 

(4) Sollte eine in dieser Betrauung enthaltene Bestimmung unwirksam oder undurchführbar sein oder werden 
oder die Betrauung eine ergänzungsbedürftige Regelungslücke enthalten, so wird die Gültigkeit der 
Betrauung im Übrigen hiervon nicht berührt. Die unwirksame oder undurchführbare Bestimmung oder die 
Regelungslücke soll durch eine wirksame Bestimmung ersetzt werden, die dem ursprünglich Gewollten 
am nächsten kommt. 

 

Anlagen 

• Anlage 1 Leistungsbeschreibung 

• Anlage 2 Anreizsystem für Wirtschaftlichkeit und Qualität 
• Anlage 3 Kooperationsvertrag 
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Anlage 1 zur Betrauung 
 
Leistungsbeschreibung zum öffentlichen Dienstleistungsauftrag über öffentliche 
Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße 
(Linienbündel „Straßenbahn Kassel“ und Linienbündel 11 „Stadtbus Kassel“) 
 

1 Verkehrlicher Leistungsumfang 

Auf der Grundlage des Verkehrsentwicklungsplans Stadt Kassel 2030 (nachfolgend VEP, Beschluss der 
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kassel vom 20. Juli 2015) sind insbesondere die in der 
Fortschreibung des Nahverkehrsplans der Stadt Kassel (Beschluss der Stadtverordnetenversammlung 
der Stadt Kassel vom 16. Juni 2014) geforderten quantitativen und qualitativen Anforderungen an die 
öffentliche Personenbeförderungsleistung sowohl bei der Antragstellung im 
personenbeförderungsrechtlichen Genehmigungsverfahren als auch bei der Durchführung der 
Beförderungsleistung zu berücksichtigen. 
 

1.1 Liniennetz, Tätigkeitsumfang 

Die zu erbringenden Leistungen im Straßenbahnverkehr (Verkehre nach § 9 PBefG) sowie im Busbereich 
(Verkehre nach §§ 9 und 42 PBefG) stellen sich für das Fahrplanjahr 2018 wie folgt dar: 
 

Angaben in Mio. 
Nutzwagenkilometer 

Mio. 
Nutzwagenkm 

Mio. 
Fahrplankm 

Straßenbahn 4,30 3,73 

Bus 3,76 3,76 

Gesamt 8,06 7,49 

 
Das Netz besteht aus den in Kassel, Vellmar, Baunatal und Kaufungen (bis Ortsteil Papierfabrik) 
betriebenen Straßenbahnlinien, den lokalen Buslinien und AST-Linien. 
 
Linienbündel „Straßenbahn Kassel“: 

1 Vellmar, Nord <> Wilhelmshöhe (Park) 
2 Baunatal, Bf. Großenritte <> Schulzentrum Brückenhof 
3 Mattenberg <> Ihringshäuser Straße 
4 Druseltal <> Lindenberg 
5 Holländische Straße <> Baunatal, Bf. Großenritte 
6 Ihringshäuser Straße <> Schulzentrum Brückenhof 
7 Mattenberg <> Wolfsanger 
8 Hessenschanze <> Lindenberg (Papierfabrik) 
E diverse Einzelfahrten Tram nach aktuellem Bedarf 

 
Linienbündel 11 „Stadtbus Kassel“: 

10 Rasenallee <> Auestadion 
11 Vellmar, Dörnbergstraße / Holländische Straße <> DEZ-Einkaufszentrum 
12 Weserspitze <> Leipziger Platz 
13 Weserspitze <> Auestadion 
14 Am Kubergraben <> Königsplatz/Mauerstraße 
16 Rothenberg <> Auestadion 
17 Fraunhofer Institut <> Brückenhof 
17E Schulverkehr Fuldabrück 
21 Druseltal <> Schulzentrum Brückenhof 
22 Druseltal <> Habichtswald-Dörnberg/Ehlen 



  2 von 12 

23 Herkules <> Wilhelmshöhe (Park) 
25 Auestadion <> Rathaus/Fünffensterstraße 
26 Hasenhecke <> Wolfsgraben (Weserspitze) 
27 Ihringshäuser Straße <> Wolfsgraben 
28 Warteberg <> Holländische Straße 
29 Leipziger Platz <> Gartenstadt Eichwald 
EB diverse Einzelfahrten Bus nach aktuellem Bedarf (u.a. Schulverkehr) 
AST91 Oberzwehren Mitte <> Oberzwehren West 
AST92 Oberzwehren Mitte <> Niederzwehren 
AST93 Platz der Deutschen Einheit <> Lossewerk 
AST94 Rasenallee <> Ahnatalstraße 
AST95 Lindenberg <> Forstbachweg 
AST96 Fasanenhof <> Wolfsgraben 
AST97 Bergshäuser Straße <> Breslauer Straße 

 
Detaillierte Informationen zu den Linienverläufen können der Anlage A1 „topografischer Liniennetzplan 
Kassel Plus“ entnommen werden. 
 

1.2 Fahrpläne 

Auf den Hauptachsen des Straßenbahnnetzes verkehren zwei oder mehr Straßenbahnlinien. Auf den 
betreffenden Abschnitten ist eine fahrplanmäßige Abstimmung der Linien vorzusehen, so dass sich 
während der Hauptverkehrszeiten ein annähernder 7,5-Minuten-Takt und in den Nebenverkehrszeiten 
ein annähernder 15-Minuten-Takt ergibt. Dies gilt für die nachfolgenden Streckenabschnitte: 
• Königsplatz <> Holländische Straße: Tram 1 und 5 
• Königsplatz <> Weserspitze: Tram 3 und 6  
• Königsplatz <> Auestadion <> Oberzwehren Mitte: Tram 5 und 6 
• Königsplatz <> Bahnhof Wilhelmshöhe: Tram 1 und 3 
• Königsplatz <> Bebelplatz: Tram 4 und 8 
• Königsplatz <> Lindenberg (Papierfabrik): Tram 4 und 8 
• Bahnhof Wilhelmshöhe <> Oberzwehren Mitte: Tram 3 und 7 
 
Detaillierte Informationen zu Einsatzzeiten und Takten können der Anlage A2 „Fahrpläne Straßenbahn, 
Bus und AST“ entnommen werden. 
 

1.3 Fahrzeugeinsatz und -kapazitäten 

Auf allen Linien müssen ausreichende Platzkapazitäten vorgehalten werden. Im Straßenbahnnetz 
kommen überwiegend 30m-Züge zum Einsatz. Auf den Linien 1, 4 und 6 sind aufgrund des 
Fahrgastaufkommens teilweise größere Gefäße erforderlich. Für die einzelnen Linien sind zum 
Betriebsstart folgende Fahrzeugtypen vorzusehen: 
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Fahrzeugeinsatz Straßenbahn 

Linie Fahrzeugtyp Mo-Fr Fahrzeugtyp Sa Fahrzeugtyp So 

1 überwiegend 60m-Züge 
(Doppeltraktion), einzelne 
45m-Züge (Beiwagenzug) 

30m-Züge 30m-Züge (im 
Sommerhalbjahr 
60m-Züge) 

3 30m-Züge 30m-Züge 30m-Züge 

4 30m-Züge (morgendliche 
Verstärkerfahrten ab Bahnhof 
Oberkaufungen 60m-Zug) 

30m-Züge 30m-Züge 

5 30m-Züge 30m-Züge 30m-Züge 

6 45m-Züge (Beiwagenzug) 30m-Züge 30m-Züge 

7 30m-Züge 30m-Züge 30m-Züge 

8 30m-Züge 30m-Züge 30m-Züge 

 

Fahrzeugeinsatz Bus  

Linie Fahrzeugtyp Mo-Fr Fahrzeugtyp Sa Fahrzeugtyp So 

10 SGB SGB SGB 

11 SGB SL SL 

12 SL SL SL 

13 überwiegend SL, in 
Verkehrsspitzen auch SGB 

SL SL 

14 SGB - - 

16 überwiegend SL, in 
Verkehrsspitzen auch SGB 

SL SL 

17+17E überwiegend SL, in 
Verkehrsspitzen auch SGB 

SL SL 

21 überwiegend SL, in 
Verkehrsspitzen auch SGB 

SL SL 

22 überwiegend SL, in 
Verkehrsspitzen auch SGB 

SL SL 

23 SGB SGB SGB 

25 SL SL - 

26 SL SL SL 

27 SL SL SL 

28 überwiegend SL, in 
Verkehrsspitzen auch SGB 

SL SL 

29 SL SL SL 

E SL und SGB SL und SGB SL und SGB 

 
Weitere Details zum Fahrzeugeinsatz siehe Kapitel 4 (Anforderungen an die eingesetzten Fahrzeuge). 
 

1.4 Anschlüsse 

Das ÖPNV-Netz in Kassel sieht eine stringente Trennung von Stadtteil- und stadtteilverbindenden Linien 
vor. Um die Zu- und Abbringerfunktion der Stadtteillinien sicherzustellen, sind an den 
Verknüpfungspunkten der Stadtteillinien 21 bis 29 insbesondere die Anschlüsse mit den übergeordneten 
Tram- und Buslinien sicherzustellen. 
 
In der Nebenverkehrszeit (werktags ab 20 Uhr, samstags vor 10 Uhr und nach 18 Uhr, sonn- und 
feiertags ganztägig) gilt ein netzweiter integraler Taktfahrplan (ITF) mit Ausrichtung auf die zentralen 
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ITF-Knoten „Königsplatz“ und „Bahnhof Wilhelmshöhe“ (ITF-Knoten zu den Minuten 00-15-30-45). 
Fahrzeiten und Anschlüsse aller Linien sind auf diese Knoten abzustimmen. 
 
Aufgrund der fahrplanmäßigen Verzahnung mit den Bussen des Regionalverkehrs und den RegioTrams 
ist eine enge Abstimmung mit dem Nordhessischen VerkehrsVerbund (NVV) als zuständigem 
Aufgabenträger erforderlich. 
 

1.5 Betriebsqualität 

Damit die im Fahrplan ausgewiesenen Fahrten durchgeführt werden können, hält die KVG eine 
ausreichende Anzahl von Fahrzeugen einschließlich Reserve vor. 
 
Die im Fahrplan ausgewiesenen Fahrten sollen pünktlich durchgeführt werden. Verfrühungen sind zu 
vermeiden. 
 
Die KVG schuldet die vollständige Erbringung der vereinbarten Leistungen. Als Ausfall der Leistung gilt 
der komplette Ausfall des Verkehrsmittels, Teilausfälle auf einem Linienwegabschnitt oder 
Verspätungen ab 30 Minuten, bei kürzeren Taktzeiten bis zur folgenden fahrplanmäßigen Fahrt. Werden 
Leistungen nicht erbracht, sind Ersatzmaßnahmen zu erbringen. 
In der Anlage 2 des öDA „Anreizsystem für Wirtschaftlichkeit und Qualität“ sind die Regeln für den 
Nachweis der Betriebsqualität festgelegt. 
 

2 Tarifbestimmungen, Beförderungsentgelte und Beförderungsbedingungen 

Von der KVG ist der Verbundtarif des NVV sowie die jeweils gültigen Tarif- und 
Beförderungsbedingungen des NVV anzuwenden. 
 
Durch den Tarif des NVV ist gewährleistet, dass Beförderungsangebote verschiedener 
Verkehrsunternehmen und Aufgabenträger im NVV-Gebiet durchgehend genutzt werden können. 
 
Die gültigen Tarif- und Beförderungsbedingungen des NVV sind zu finden unter: www.nvv.de  
 
Es sind kontinuierlich Fahrausweiskontrollen durchzuführen. Über das Jahr und alle Betriebszeiten 
verteilt sollen im Durchschnitt 2% der Fahrgäste der Straßenbahn kontrolliert werden (vom Verband 
deutscher Verkehrsunternehmen – VDV –  empfohlener Standard). Es ist auf allen Streckenabschnitten 
und zu allen Betriebszeiten unter Berücksichtigung des jeweiligen Fahrgastanteils eine entsprechende 
Prüfung durchzuführen. Hierüber ist eine überprüfbare Dokumentation zu führen. Die 
Fahrscheinkontrolle im Bus erfolgt durch das Fahrpersonal. 
 

3 Anforderungen an das Personal 

Die KVG stellt beim eingesetzten Fahr- und Servicepersonal sicher, dass das Personal den 
Anforderungen eines attraktiven ÖPNV mit umfassender Dienstleistungs- und Kundenorientierung 
gerecht wird. 
 
Es wird ausschließlich qualifiziertes und ortskundiges Fahr- und Servicepersonal eingesetzt, das die 
nachstehenden Anforderungen zu erfüllen hat: 
• Gesetzliche Anforderungen (PBefG, BOStrab, BOKraft, StVZO etc.) 
• Erforderliche Qualifikationen zur Personenbeförderung für Bus (Führerschein, Qualifikation nach 

Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz) bzw. Straßenbahn (Fahrberechtigung für Straßenbahnen 
nach BOStrab) 

• Hinreichende Kenntnisse zu Fahrplan und Tarif für das bestehende Verkehrsnetz 
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• Sichere Kenntnisse der deutschen Sprache in Wort und Schrift, die die Kommunikation mit der 
Leitstelle und den Kunden gewährleisten 

• Ortskenntnis (wichtige Einrichtungen und touristische Ziele) 
• ordentliches Erscheinungsbild 
• Kundenorientierung 
• Kenntnis der relevanten Arbeitszeit- und Sozialvorschriften sowie der betrieblichen Anweisungen 
 
Die KVG hat die Vorgaben des Hessischen Vergabe- und Tariftreuegesetzes (HVTG) in seiner jeweils 
gültigen Fassung sowie diese ersetzenden Regelungen zu beachten, soweit dieses rechtlich erforderlich 
ist. Dies meint insbesondere die Verpflichtung zur Anwendung eines repräsentativen Tarifvertrages 
gemäß „Liste der als repräsentativ festgestellten Tarifverträge, entgeltrelevanten Bestandteile und 
Altersversorgung des öffentlichen Personenverkehrs auf Straße und Schiene (ÖPNV) gem. § 4 Abs. 4 bis 
6 des HVTG vom 19. Dezember 2014“ des Bundeslandes Hessen und die Einhaltung der Vorschriften des 
Mindestlohns. 
 

4 Anforderungen an die eingesetzten Fahrzeuge 

Die KVG stellt bei den eingesetzten Fahrzeugen sicher, dass die Fahrzeuge den Anforderungen eines 
attraktiven ÖPNV mit umfassenden Sicherheits- und Komfortansprüchen inkl. der jeweiligen 
technischen Neuerungen gerecht werden. Die verbindlichen Anforderungen der Nahverkehrspläne der 
Stadt Kassel und des NVV sind zu erfüllen. 
 
Die Fahrzeuge haben darüber hinaus nachstehende Anforderungen zu erfüllen: 
 
• Alle eingesetzten Fahrzeuge müssen sich stets in verkehrssicherem Zustand befinden. Beim Einsatz 

der Fahrzeuge ist die Ausrüstung den jeweiligen Straßen- und Witterungsverhältnissen 
anzupassen. Die vorgeschriebenen Steuerungselemente und Sicherheitsausstattungen müssen stets 
funktionsfähig und gekennzeichnet sein. 

• Für den Ein- und Ausstieg wird der barrierefreie Zugang zu den Linienfahrzeugen sichergestellt. 
Alle Linienfahrzeuge im Regelbetrieb sind Niederflurfahrzeuge und besitzen eine 
fahrzeuggebundene Einstiegshilfe. Die Vorgaben des PBefG und ergänzender Regelungen zum Ziel 
der Barrierefreiheit sind zu beachten. 

• Die Fahrzeuge müssen mit einer im Sinne der Barrierefreiheit deutlich wahrnehmbaren optischen 
und akustischen Haltestelleninformation entsprechend den einschlägigen Vorschriften bzw. 
Richtlinien ausgerüstet sein. 

• Die Fahrzeuge müssen in das jeweils aktuelle System der Lichtsignalanlagen(LSA)-Steuerung und -
Beschleunigung (derzeit mittels Infrarot-Baken und Datenfunk) integriert sein. 

• Die Fahrzeuge müssen über Bordrechner verfügen, die den Datenverkehr mit einer zentralen 
Leitstelle gewährleisten. Zudem müssen die Fahrzeugrechner über die Möglichkeit der 
Anschlusssicherung und zudem des Rückkanals zur unternehmensübergreifenden 
Anschlusssicherung verfügen. 

• Weiterhin müssen sie zur Kommunikation mit der Verkehrsleitstelle mit einem Funksystem 
ausgestattet sein. 

• Die Straßenbahnen müssen mit Geräten zur Videoaufzeichnung ausgestattet sein, diese müssen bis 
zu 24 Stunden nach dem relevanten Vorfall auslesbar sein. 

• Es ist je Fahrzeug im Regelbetrieb mindestens ein ausgewiesener Rollstuhlplatz  vorzuhalten. 
Weiterhin ist für Gelenkbusse und Straßenbahnfahrzeuge mindestens ein weiterer 
Mehrzweckbereich vorzusehen, um die Mitnahme von Mobilitätshilfen, Fahrrädern und 
Kinderwagen zu gewährleisten. 

• Der KVG obliegt die Wartung und Instandhaltung für alle Linienfahrzeuge. Diese erfolgt gemäß den 
einschlägigen Rechtsvorschriften sowie den entsprechenden VDV-Schriften, die in ihrer jeweils 
aktuellen Fassung als allgemein anerkannte Regeln der Technik anzusehen sind. 
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• Alle zur Aufrechterhaltung des Betriebs erforderlichen und einzusetzenden Sonderfahrzeuge, 
Geräte, Maschinen und maschinelle Anlagen sind von der KVG zu stellen. 

• Die Fahrleistungen der Fahrzeuge müssen so ausgelegt sein, dass die vorgegebenen Fahrpläne 
eingehalten werden. 

 
Besonderheiten Straßenbahn: 
• Grundsätzlich haben alle eingesetzten Fahrzeuge dem PBefG und der BOStrab sowie den 

Unfallverhütungsvorschriften zu entsprechen.  
• Für den Betrieb des Streckenabschnitts nach Baunatal haben eine ausreichende Anzahl von 

Fahrzeugen auch dem AEG und der EBO (für Nebenbahnen) zu entsprechen. Diese Fahrzeuge 
bedienen eine einheitliche Linie, die nach BOStrab und EBO betrieben wird. Eine Anzahl von derzeit 
15 Straßenbahnen der Regionalbahn Kassel GmbH (RBK) muss gegen Zahlung der Kapitalkosten 
(CAPEX) gemietet werden. Davon ist der jeweilige Spitzenfahrzeugbedarf von derzeit 10 
Fahrzeugen,  von der KVG gewartet und betriebsbereit, an die RBK zurück zu vermieten. Sollte eine 
Einigung zwischen  der KVG und der RBK über die Angemessenheit der Bereitstellungspreise nicht 
zustande kommen, sind die zugrundeliegenden Kalkulationen durch einen externen Gutachter zu 
überprüfen. Sollte eine Einigung über einen Gutachter nicht zustande kommen, wird ein Gutachter 
durch die zuständige Industrie- und Handelskammer bestimmt. 

• Die eingesetzten Fahrzeuge müssen die Anforderungen an die vorhandene Infrastruktur erfüllen 
(siehe Kap. 5.3). Dies schließt eine ausreichende Anzahl an Zweirichtungsfahrzeugen mit ein (ca. 
30% des Spitzenbedarfs). 

• Die Abmessungen eines Triebfahrzeuges betragen ca. 30 m in der Länge und  2,30 bzw. 2,40 m in 
der Breite. Auf einigen Linien sind größere Kapazitäten der Züge erforderlich. Diese sind über 
Doppeltraktionen (doppelte Kapazität) oder Beiwagen (1,5-fache Kapazität) sicherzustellen. Siehe 
dazu Kapitel 1.3. 

• Bei Betriebsaufnahme ist das Höchstalter für die Fahrzeuge im Linienverkehr nicht älter als 
28 Jahre. Das Höchstalter der Straßenbahnen liegt bei 30 Jahren. Es verlängert sich um höchstens 
20 Jahre, wenn eine umfassende Generalüberholung des Fahrzeugs stattgefunden hat.  

• Alle Fahrzeuge müssen mit Automaten zum Verkauf von Fahrkarten oder gleichwertiger 
Vertriebstechnik ausgestattet sein. Es muss das gemäß den Tarifbestimmungen des NVV 
vorgesehene Ticketangebot im Fahrzeug verfügbar sein. Diese können unter folgendem Link im 
Punkt „Vertrieb von Fahrkarten“) eingesehen werden: http://www.nvv.de/tickets-
tarife/tarifbestimmungen-und-befoerderungsbedingungen/anlagen-zu-den-tarifbestimmungen/  

• Die im Linienbetrieb eingesetzten Fahrzeuge müssen über eine Platzkapazität von mindestens 140 
Personen verfügen. Sie müssen über mindestens 64 Sitzplätze verfügen. 

• Die Trassen nach Baunatal (Mattenberg bis Baunatal Bf. Großenritte) und nach Kaufungen 
Papierfabrik (Lindenberg – bis Papierfabrik) stehen im Eigentum der RBK und werden von dieser 
auf Basis der jeweils gültigen Schienennetznutzungsbedingungen bereitgestellt. Die 
Nutzungsbedingungen sind im Internet abrufbar unter: http://www.regionalbahn-
kassel.de/infrastrukturunternehmen/. 

• Folgende Versicherungen sind für die Fahrzeuge abzuschließen: 
•  - Schienenfahrzeughaftpflicht-Versicherung 

 - Schienenfahrzeugkasko-Versicherung (Ausnahme N8C), soweit auf dem europäischen 
Versicherungsmarkt und mit dem Risiko angemessenen Prämien verfügbar 

• Für die Reinigung sind folgende Intervalle vorzusehen: 
 - R0 Zwischenreinigung: nach jeder bestellten Fahrt, 
 - R1 Tägliche Reinigung: täglich, 
 - R2 Wöchentliche Reinigung: nach Bedarf, 
 - R3 Grundreinigung mind. alle 8 Wochen 
 - Maschinelle Außenreinigung: wöchentlich (zusätzlich bei Bedarf) 
 - Sitzpolsterreinigung: alle 6 Monate 
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Besonderheiten Bus: 
• Grundsätzlich haben alle eingesetzten Fahrzeuge dem gültigen StVG, der StVO und StVZO 

(insbesondere § 35), dem PBefG und der BOKraft sowie den Unfallverhütungsvorschriften zu 
entsprechen. 

• Je nach Linie werden unterschiedliche Kapazitäten für die Fahrzeuge gefordert (s. Pkt. 1.3). 
• Alle Fahrzeuge besitzen eine Kneeling-Funktion. 
• Das Alter der Fahrzeuge im Linienverkehr zur Betriebsaufnahme ist im Flottendurchschnitt nicht 

höher als 9 Jahre. Das Höchstalter liegt bei 14 Jahren. Bei alternativen Antrieben wie z. B. 
E-Bussen kann vom Höchstalter und dem Flottendurchschnittsalter abgewichen werden – hierzu 
hat der Betreiber ein Konzept vorzulegen, bei dem neben der technischen Verfügbarkeit auch das 
zeitgemäße Erscheinungsbild sowie die geänderten Anforderungen an das Verkehrsmittel zu 
bewerten sind.  

• Alle Fahrzeuge im Linienverkehr entsprechen bei ihrer erstmaligen Inbetriebnahme dem jeweils 
aktuellen Stand hinsichtlich des Feinstaub- und Stickstoffdioxid-Ausstoßes, um einen Beitrag zur 
Luftreinhaltung und zur Einhaltung der EU-Emissionsgrenzwerte zu leisten. Bei Fahrzeugen ab dem 
Baujahr 2015 ist der Standard EURO VI einzuhalten. 

• Alle Fahrzeuge sind mit einer Klimaanlage auszustatten.  
• Mindestens 1/3 der Fahrzeuganzahl im Spitzenverkehr müssen über 3 -Türen bei SL und 4 -Türen 

bei SG Bussen verfügen. 
• Alle Fahrzeuge müssen über Fahrscheindrucker mit der Kontrollfunktion für E-Tickets nach dem 

aktuellen VDV-KA-Standard (Stand 05/2017: 1.4.0) ausgestattet sein. 
• Folgende Versicherungen sind für die Fahrzeuge abzuschließen: 

 - Fahrzeughaftpflicht-Versicherung 
 - Fahrzeugkasko-Versicherung 

• Für die Reinigung sind folgende Intervalle vorzusehen:  
 - R0 Zwischenreinigung: nach jeder bestellten Fahrt, 
 - R1 Tägliche Reinigung: täglich, 
 - R2 Wöchentliche Reinigung: nach Bedarf, 
 - R3 Grundreinigung mind. alle 8 Wochen 
 - Maschinelle Außenreinigung: wöchentlich (zusätzlich bei Bedarf) 
 - Sitzpolsterreinigung: alle 6 Monate 

 
Besonderheiten Fahrzeugwerkstätten 
Innerhalb des Netzgebietes oder unmittelbar angrenzend sind ausreichend leistungsfähige Betriebs-
höfe / Fahrzeugwerkstätten vorzuhalten. Die Betriebshöfe sind so auszulegen, dass dort auch die 
Instandhaltung, Wartung und Betankung der RegioTram-Fahrzeuge der RBK geleistet werden kann. Es 
ist dabei sowohl die entgeltliche Nutzung dieser Werkstatt-Anlagen durch ein von der RBK als 
Fahrzeugeigentümer beauftragtes Unternehmen als auch die entgeltliche Wartung der RegioTrams 
durch die KVG anzubieten. Das kostendeckende Entgelt muss dabei einem durch einen Gutachter 
bestätigten Marktpreis entsprechen. Sollte eine Einigung auf einen Gutachter zwischen der KVG und der 
RBK nicht zustande kommen, wird ein Gutachter durch die zuständige Industrie- und Handelskammer 
bestimmt. 
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5 Anforderungen an die Straßenbahninfrastruktur 

5.1 Betriebspflicht für Straßenbahninfrastruktur 

Zum Betrieb der Infrastruktur der Straßenbahnen durch die KVG gehören folgende Aufgaben: 
• Ersatzbau, Ersatzbeschaffung, Umbau und Entfernung von Betriebsanlagen mit Ausnahme der 

Fahrsignalanlagen als Teil städtischer, verkehrstechnischer Lichtsignalanlagen, bei denen die KVG 
allerdings für das Anforderungssystem (Schleifen, Detektoren, Bake-Funk) zuständig ist. 

• Durchführung der Instandhaltung gem. BOStrab aller Betriebsanlagen der Infrastruktur inkl. der 
Anlagen zur Stromversorgung auf eigene Kosten mit Ausnahme der Fahrsignalanlagen als Teil 
städtischer, verkehrstechnischer Lichtsignalanlagen. 

• Reinigung und Winterdienst (Schneebeseitigung und Streuen bei Glatteis) der Betriebsanlagen und 
Haltestellen, bei denen die KVG Eigentümerin ist, sofern die Reinigungs- und Winterdienstpflichten 
nicht den Anliegern nach den gesetzlichen Vorschriften obliegen. 

• Koordinierung und Sicherstellung des Betriebes bei Arbeiten Dritter im Gleisbereich bzw. in 
unmittelbarer Gleisnähe. 

• Rückbau der Anlagen, sofern die zuständigen Behörden entscheiden, dass dort kein Verkehr bzw. 
kein Verkehr mit Straßenbahnen mehr angeboten werden soll bzw. die Anlagen dauerhaft nicht 
mehr für den Betrieb genutzt werden sollen. 

 
Die Kosten dieser Aufgaben trägt die KVG. 
 

5.2 Erfasste Anlagen 

Zur Straßenbahninfrastruktur gehören folgende Anlagen bzw. Einrichtungen: 
• Gleisnetz in verschiedenen Bauarten, Wendeschleifen und Wendeanlagen 
• Signal-, Bahnübergangs- und Zugsicherungsanlagen inkl. Weichensteuerung und 

Weichenheizungen 
• Fahrleitungsanlagen und Kabelanlagen  
• Anlagen der Fahrstromversorgung und Erdungseinrichtungen  
• Nachrichtentechnische Anlagen inkl. Fernwirk- und Netzwerktechnik 
• Haltestellen inklusive aller Einrichtungen wie z. B. dynamischer Fahrgastinformationsanlagen, 

Wartehallen  und Haltestellenbeleuchtung 
• Betriebshöfe und Abstellanlagen 
 
Die zum Straßenbahnnetz gehörenden Einrichtungen wie 
• Gleis- und Weichenplan 
• Fahrstromversorgung und Unterwerke 
sind in den Anlagen A3 und A4 dargestellt. 
 

5.3 Anforderungen an den Betrieb der Anlagen 

Die Anforderungen an den Betrieb der vorhandenen Straßenbahninfrastruktur sind in den 
veröffentlichten Netznutzungsbedingungen definiert und müssen diesen technischen Anforderungen 
genügen. Dies betrifft insbesondere: 
• Spurweite, Fahrzeugbreite und -länge 
• Fahrzeuggewicht, Achslast, minimale Radien 
• Minimale Ausrundungsradien, Kuppen und Wannen 
• Abstand Haltestellenaußenkante und Gleisachse 
• Höhe der Haltestellen über SO 
• Fahrstromversorgung (Spannung) 
• Minimale Fahrdrahthöhe 
• Nahverkehrsspuren (siehe Anlage A5) 
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Zum Betrieb der Infrastruktur gehört auch ein Notfall- und Entstör-Management das 24/7 zur 
Verfügung steht. Entsprechende Einsatzfahrzeuge und qualifiziertes Personal sind durch die KVG zur 
Verfügung zu stellen. 
 
Eine zu beachtende Besonderheit sind die technischen und betrieblichen Schnittstellen zu den 
benachbarten Infrastrukturen von DB Netz AG, HLB Basis AG und RBK. Diese beziehen sich auf die 
Gewerke: 
• Fahrstromversorgung 
• Netzwerk- und Fernwirktechnik 
• Kommunikationsnetze 
• Fahrgastinformation 
• Zugsicherungs- und Stellwerkstechnik sowie Zugmeldetechnik 
 
Das KVG-Gleisnetz ist für die Nutzung durch die RegioTrams auf Basis der derzeit veröffentlichten 
Schienennetznutzungsbedingungen bereitzustellen.  
 

6 Anforderungen an die Haltestellen 

Die Haltestellen sind an ihrer derzeitigen Position weiter zu betreiben. Änderungen der örtlichen Lage 
und des Ausbaustandards können nur mit Zustimmung des Straßenbaulastträgers, der 
Straßenverkehrsbehörde bzw. des jeweils zuständigen Aufgabenträgers vorgenommen werden. Im 
Sinne der Wiedererkennbarkeit der Produkte und des Abbaus von Zugangshemmnissen ist für die 
Ausstattungselemente aller Haltestellen im Stadtgebiet ein einheitliches Design anzustreben. Dies ist bei 
der Erneuerung bestehender Infrastruktur bzw. beim Bau neuer Haltestellen zu berücksichtigen. Die 
Festlegung der Gestaltungskriterien in den Bereichen Fahrgastinformation und Wegeleitung erfolgt in 
Abstimmung mit dem NVV. Der Kriterienkatalog für die Gestaltung und Qualitätssicherung der 
Haltestellen und Verknüpfungspunkte ist im Nahverkehrsplan der Stadt Kassel ausführlich dargestellt. 
 
Die KVG hat insbesondere sicherzustellen, dass an den Haltestellen die den Anforderungen des 
Nahverkehrsplans entsprechende Ausrüstung vorhanden ist, soweit diese von der KVG zu verantworten 
ist. Zudem sind mindestens an den in der Anlage A6 aufgeführten Haltestellen 
Fahrgastinformationsanzeiger einzurichten und zu unterhalten, die die Abfahrtszeiten in Echtzeit sowie 
betriebliche Meldungen anzeigen können. Ein Verzicht auf diese Anlagen ist nur mit Zustimmung des 
Aufgabenträgers möglich. An den Haltestellen mit Fahrgastinformationsanzeiger sind ebenfalls die 
Abfahrtszeiten der Regionalbusverkehre in Echtzeit darzustellen. 
 
Die KVG hat dafür Sorge zu tragen, dass sich die Haltestellen stets in ordnungsgemäßem Zustand 
befinden. Bei den hierzu notwendigen Maßnahmen (Instandhaltungen, Erneuerungen etc.) sind die 
gesetzlichen Vorgaben einzuhalten. Die Verkehrssicherungspflichten obliegen der KVG.  
 

7 Weitergabe von Fahrplandaten und Übermittlung von Echtzeitinformationen 

Zur Gewährleistung einer betreiberübergreifenden Information der Bevölkerung über das 
Fahrplanangebot stellt die KVG dem NVV alle Fahrplandaten (Soll-Daten) inkl. der Aktualisierungen 
(tagesaktuelle Fahrpläne) im ISA-Format (IVU.pool Standard ASCII-Schnittstelle) tagesscharf und 
elektronisch zur Verfügung. 
 
Weiterhin stellt die KVG sicher, dass Echtzeitinformationen aller Linien (Bus und Tram) einerseits für die 
hessenweite Auskunft HAFAS im Format VDV454AUS sowie andererseits für die DFI-Anzeiger im 
Format VDV453DFI zur Verfügung gestellt werden. Zur Anschlusssicherung stellt die KVG weiterhin den 
VDV453ANS zur Verfügung, um Anschlüsse zwischen Stadtverkehr und Regionalverkehr sicherzustellen 
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und Anschlüsse auch innerhalb der Stadtverkehre an die Kunden über die NVV-Auskunft/App zu 
kommunizieren. Die Kommunikation zwischen den Leitstellen der städtischen und der regionalen Linien 
muss über die VDV454VIS ermöglicht werden. 
 
Alle erforderlichen Abstimmungen mit dem abnehmenden System und die entsprechenden Anpassungen 
der Export-Schnittstellen sind hierbei durchzuführen. Über die VDV-Schnittstelle 452 sind zusätzlich die 
Umlaufdaten zu übergeben. Die KVG stellt sicher, dass die Fahrplan- und Umlaufdaten des 
Jahresfahrplans bis spätestens fünf Wochen vor dem jährlichen Fahrplanwechsel dem Aufgabenträger 
zur Verfügung gestellt werden. Die Fahrplan- und Umlaufdaten zu unterjährigen Fahrplanänderungen 
und geplanten Störungen des Betriebsablaufs sind spätestens zwei Wochen vor Inkrafttreten der 
Änderungen bzw. für den Fall, dass dies unmöglich ist, unverzüglich nach Kenntnis der KVG zur 
Verfügung zu stellen. Bestandteil ist hier auch die Pflege der Haltestellen mit allen Attributen im 
Haltestellenmanagementsystem (HMS). Basis der Zuordnung ist hier die bundesweite MAST-ID. 
 

8 Fahrgastinformation 

Der Fahrgast ist während der Fahrt aktuell über den Fahrtverlauf zu informieren. Dies soll mittels der 
vorhandenen optischen und akustischen Anlagen in den Fahrzeugen erfolgen. 
 
Die KVG hat einen Internetauftritt anzubieten, in dem deutlich auf das Leistungsangebot hingewiesen 
wird und in dem Fahrplan- und Tarifinformationen des gesamten NVV-Angebots integriert sind. Der 
Internetauftritt muss die elektronische Fahrplanauskunft des NVV enthalten sowie über planbare 
Angebotsänderungen (z. B. durch Baustellen) mit angemessenem zeitlichen Vorlauf informieren. Die KVG 
muss diese Angebotsänderungen unverzüglich in den HIM/Fahrplanauskunft des NVV eingeben. 
 
Weitere Anforderungen an die Fahrgastinformation sind im Nahverkehrsplan der Stadt Kassel zu finden. 
 

9 Sicherstellung des Betriebs, Betriebsüberwachung und Betriebssteuerung 

Die KVG ist verpflichtet, eine sichere, ordnungsgemäße und reibungslose Bedienung des 
Verkehrsgebietes entsprechend den im öDA verankerten Anforderungen zu gewährleisten. 
 

9.1 Einrichtung und Betrieb einer Betriebsleitstelle 

Die KVG hat eine Betriebsleitstelle im Bedienungsgebiet einzurichten und täglich im 24-Stunden-Betrieb 
angemessen mit fachlich qualifizierten Verkehrsmeistern zu besetzen. Die wesentlichen Aufgaben sind 
die Überwachung des Betriebsablaufs und steuerndes Eingreifen bei Abweichungen vom geplanten 
Verkehr. 
 
Für schwere Betriebsstörungen ist ein effektives Notfall- und Krisenmanagement inklusive 
Fahrgastinformation zu betreiben. Darüber hinaus ist die Dokumentation von allen relevanten 
Betriebsereignissen sicherzustellen. Für die Verrichtung der Aufgaben müssen der Betriebsleitstelle die 
notwendigen IT-Systeme zur Verkehrsüberwachung und -steuerung in Kombination mit einem 
Funksystem sowie eine geeignete Software zur Dokumentation zur Verfügung stehen. 
 

9.2 Einsatz einer mobilen Verkehrsaufsicht 

Zur Durchführung der Verkehrsaufsicht und zur Unterstützung der Betriebsleitstelle sind im 
Verkehrsgebiet adäquat ausgestattete Fahrzeuge einzusetzen und mit fachlich qualifizierten 
Verkehrsmeistern zu besetzen. Die konkreten Einsatzzeiten richten sich nach dem Verkehrsaufkommen 
im Liniennetz. Weitere wesentliche Aufgaben neben der Verkehrsaufsicht sind: 
• Unfallhilfe bzw. Unfallaufnahme 
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• Störungsbeseitigung an Fahrzeugen 
• Störungsmanagement vor Ort 
 
Die Verkehrsmeister sind ergänzend als Ersthelfer und Erstbetreuer auszubilden. Sie übernehmen auch 
die psychologische Erstbetreuung des Fahrpersonals nach schweren Unfällen oder Übergriffen. 
 

9.3 Einsatz von Ersatzfahrzeugen und Verfügungsdiensten 

Um bei unvorhersehbaren Ereignissen dauerhafte Störungen und Fahrtausfälle zu minimieren, sind 
erforderliche Maßnahmen unverzüglich umzusetzen. Eine entsprechende Personal- und 
Fahrzeugreserve ist zu bilden und vorzuhalten. 
 

10 Einrichtung und Betrieb von zentralen Fahrgastinformations- und Verkaufsstellen 

Die KVG hat den Vertrieb des vollständigen Ticketsortiments (nach den Vorgaben des NVV) zu 
übernehmen und sicherzustellen. Es ist beabsichtigt, den Fahrkartenvertrieb im NVV-Gebiet 
weiterzuentwickeln, insbesondere um die Vertriebskanäle effektiver zu gestalten, den Zugang zu 
vereinfachen und in größerem Umfang elektronische Tickets einzuführen. Die KVG hat sich zu diesen 
Entwicklungen aufgeschlossen und konstruktiv zu verhalten; ggf. auch mit dem Ziel, Neuerungen als 
Änderungen im öDA zu regeln. Verlangen Stadt Kassel und NVV solche Änderungen von der KVG, ist 
auch der finanzielle Ausgleich zu regeln (Vermeidung nicht kalkulierbarer finanzieller Risiken). 
 
Die KVG hat ein personenbesetztes NVV-Kundenzentrum (Fahrgastinformations- und 
Vorverkaufsstelle) in Innenstadtlage einzurichten und zu betreiben. Die mit fachlich qualifizierten 
Personen besetzten Stellen haben nachfrageorientierte Öffnungszeiten einzuhalten. Neben der 
internetgestützten Fahrgastberatung in Fahrplan- und Tarifangelegenheiten ist die Verkaufsmöglichkeit 
des gesamten NVV-Ticketsortiments sicherzustellen einschließlich der Bearbeitung von Abonnements. 
 
Die KVG hat sicherzustellen, dass flächendeckend über das Bedienungsgebiet Vorverkaufsstellen (derzeit 
ca. 70) für das komplette NVV-Fahrkartensortiment für die Tarifgebiete Stadt Kassel und KasselPlus mit 
Ausnahme von Einzelfahrkarten eingerichtet sind.  
 
Die KVG hat darüber hinaus an der Haltestelle Bahnhof Wilhelmshöhe mindestens zwei stationäre 
Fahrausweisverkaufsautomaten sowie in allen Straßenbahnfahrzeugen Fahrausweisverkaufsautomaten 
aufzustellen und zu betreiben, an denen Fahrausweise mit Bargeld (Münzen und Scheine) oder 
bargeldlos erworben werden können. In Straßenbahnen sind an den Fahrausweisverkaufsautomaten alle 
Fahrkartenarten (ohne Jahreskarte/Abo) zum Erwerb zur Verfügung zu stellen. 
In Bussen sind an Verkaufsgeräten durch den Fahrer alle Fahrkartenarten des Gelegenheitsverkehrs 
(ohne Zeitkarten ab Wochenende aufwärts) zum Erwerb zur Verfügung zu stellen. 
 
In Abstimmung mit dem NVV ist der Vertrieb von Fahrkartenarten des Gelegenheitsverkehrs (ohne 
Zeitkarten ab Wochenende aufwärts) über das bereits bestehende Handyticket abzuwickeln. 
 
Die genannten Festlegungen der Verkaufssortimente in Straßenbahnen und Bussen sowie beim 
Handyticket entsprechen den Vorgaben des NVV und können von diesem angepasst werden. 
 
Über das Jahr und alle Betriebszeiten verteilt sind im Durchschnitt 2% der Fahrgäste zu kontrollieren 
(vom VDV empfohlener Standard). Die Fahrausweisprüfer müssen dazu mit Geräten ausgestattet sein, 
die auch die Prüfung elektronischer Tickets auf Basis des aktuellen VDV-KA-Standards (Stand 05/2017: 
1.4.0) ermöglichen. 
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11 Beschwerdemanagement, Kundengarantien und Qualitätssicherung 

Die KVG nutzt ein vom NVV für den gesamten Verbundraum eingerichtetes, zentrales, internetbasiertes 
Qualitäts-Management-System (QMS). Das QMS trägt den Titel „NVV 5-Minuten Garantie“. Sämtliche 
bei der KVG eingehenden Kundenbeschwerden sind von dieser in dieses System einzugeben. Die KVG ist 
zur Mitwirkung an diesem System nach den aktuellen Vorgaben des NVV (technische Plattform, 
Antwortzeiten u. a.) verpflichtet. Beschwerden von Kunden sind in der weit überwiegenden Zahl 
innerhalb von 10 Tagen zu beantworten. Die abschließende Beantwortung von Beschwerden darf den 
Zeitraum von vier Wochen nur in ausreichend begründeten Einzelfällen überschreiten. 
 
 
 

Anlagen 

• A1: Topografischer Liniennetzplan Kassel Plus 
• A2: Fahrpläne Straßenbahn, Bus und AST 
• A3: Gleis- und Weichenplan 
• A4: Fahrstromversorgung und Unterwerke 
• A5: Nahverkehrsspuren 
• A6: Haltestellen mit DFI 



 

Anlagen 1 – 6 zur Leistungsbeschreibung 

 
 
 

Anlage A1 
 
 
Topografischer Liniennetzplan Kassel Plus 
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W
ah

lg
em

ei
nd

e

Am Elsterbach

Sp
or

tp
la

tz
w

eg

Schwarze Breite

Am
 Sälzerhof

W
iehoffstraße

Am
 E

ich
hö

lzchen

Fri

ed
ho

fstr
aße

An der Bauna

Marburger Straße

He
rm

an
nst

ra
ße

Bergshäuser Straße

Trineweg

Sophie-Scholl-Straße

Turnerweg

Bahnhofstraße

W
ai

m
er

sb
er

g-
st

ra
ße

bergstraße
Heiligen-

Ellenbacher Straße

Bü
hlw

eg

Zum Hölzchen

Friedrich-Ebert-Straße

Vor dem Osterholz

Q
ue

nt
el

er
 W

eg

W
iesenw

eg

Triftstraße

Reiche
nh

al
ler 

Straße

Ku
hn

en

Gr
ab

en

Schulweg

St
ei

nb
re

ite

Steing.

Lange Baunastraße

Lenaustraße

M
üh

le
nw

eg

Am Schäferhof

Brüder-Grim
m

-Straße

ObereBornwiesenstraße

Langen berg
straße

Tiefenrod

W
artenhof

Kasse
ler

 St
ra

ße

Blumenäckerweg

Kasseler Straße

Seesenweg

Lortzingstraße

Ko
nr

ad
-A

de
na

ue
r-S

tra
ße

Buchenhagener

Straße

Obere
Weinbergstraße

Lange

W
ender

Pa
rk

st
ra

ße

Mittelring

W
es

er
str

aß
e

Sch
oppen-

berg
weg

Elisabeth-
Selbert-

Straße

Gottlieb-
Daimler-Straße

Potsdam
er

Straße

G
oldene
Aue

Schafft-Straße

Hermann-

Lu
dw

ig
-

M
on

d-
St

ra
ße

M
elsunger Straße

Heckershäuser Straße

Fra
nk

fu
rte

r S
tra

ße

Heckershäuser Straße

Weideweg

Vogelsang

Forstb
achweg

Hamburger Straße

Schanzenstraße

Heiligenröder Straße

Wiener Straße

Dö
rn

be
rgs

tra
ße

Karl-Marx-Straße

From
m

ershäuser Straße

Kasseler Straße

An den Eichen

Windhäuser St
raße

In der Fuldaaue

Heiligenröder Straße

Kasseler Straße

Ra
se

na
lle

e

Es
ch

weger Straße

Rasenallee
Rasenallee

Schulstraße

Hopbachstraße

M
arburger Straße

Lu
tte

rbe
rge

r S
tra

ße

Dennhäuser Straße

W
ic

hd
or

fe
r S

tra
ße

Kirchbaunaer Straße

Ph
ili

pp
is

tra
ße

Gelnhäuser Straße

Holzhäuser Straße

Heinrich-Hertz-Straße

Holländische Straße

Ehlener Straße

Fuldatalstr
aße

Ni
ed

en
ste

ine
r S

tra
ße

Hauptst
raß

e

Wattenbacher Straße

Flu
gh

af
en

str
aß

e

Im Haidstrauch

M
e im

bresser Straße

Weimarer Straße

Am Bau
ns

be
rg

Grifter Straße

Kasseler Straße

Hasunger Straße

Br
ei

te
nb

ac
he

r S
tra

ße

Hauptstraße

Z ier
en

be
rg

er
 S

tra
ße

Zum Fels engarten

Kasseler    Straße

Dörnbergstraße

Bahnhofstr
aße

St
au

fe
nb

er
gs

tra
ße

Kragenhofer Straße

Sandershäuser Straße

Altenritter Straße

Kirchw
eg

Han
no

ve
rsc

he
 St

raß
e

Hauptstraße

W
arm

etalstraße

Besser Straße

Eh
len

er 

Stra
ße

Kohlenstraße

Wolfsburger
Straße

Fuldatalstraße

Kasseler Straße

Gött
ing

er 
Str

aß
e

Haarthstraße

Speeler Straße

Nies
tet

als
tra

ße

Leipziger Straße

Konrad-Adenauer-Str aß e

Crumbacher Straße

He
ßb

er
gs

tra
ße

Holzhäuser Straße

Zierenberger Straße

Obervellmarsche Straße

Wolfsangerstraße

Kasseler Straße

Friedrich-Ebert-Allee

Hi
lg

en
sc

hl
äd

e

Obervellmarsche Straße

Schenk ebier Stanne

Ve
ck

er
ha

ge
ne

r S
tra

ße

Veckerhagener Straße

Kau
fun

ger
 Str

aße

Sp
iek

ershäuser Straße

St.-Ottilie
r-W

eg

W
itzenhäuser Straße

Alte
nbaunaer S

traße

Witzenhäuser Straße

Bergshäuser Straße

Rothw
estener Stra ße

Theodo r-Heuss-Straße

Sc
hu

lze
-D

eli
tzs

ch
-S

tra
ße

Kasseler Straße

Wolfsburger Straße

G
ut Freienhagen

Au
ed

am
m

Wilhelmshöher Allee

Simmershäuser Straße

Ochshäuser Dorfstraße

Berliner Ring

Br
üd

er
-G

rim
m

-S
tra

ße

Crumbacher Straße

Weimarer Weg

Hecke
rsh

äuser Straße

Niedervellmarsche Straße

Goethestraße

Tischbeinstraße

Auf dem Dörnberg

Ha
rle

sh
äu

se
r S

tra
ße

Bunsenstraße

Braban
ter

 St
raße

Damaschkestraße

Oberv
ell

mar
er

 St
ra

ße

Ulm
en

st
ra

ße

Ba
un

sb
erg

str
aß

e

Harleshäuser Straße

Sande rshäuse r Straße

Korbacher Straße

Druseltalstraße

Dennhäuse r  Straße

Korbacher S
traße

Tannenstraße

Zu
m

 Fe
ld

lag

er

Ochshäuser Straße

Hauptstra
ße

Druseltalstraße

Hu
go

-P
re

uß
-S

tr
aß

e

Fuldastraße

Kasseler             
      Straße

Rengershäuser Straße

Korbacher Straße

Korbacher Straße

Ka sseler Stra
ße

Ludwig-Mond-Straße

Fr
an

kf
ur

te
r S

tra
ße

Kaufunge
r S

tra
ße

O
sterbachstraße

Am Sportzentru
m

Dam
as chkestraße

Ba
hn

ho
fst

raße

Königstraße

Erpeta lstra

Kasseler Straße

Ranger Straße

Gu
xh

ag
en

er
 S

tra
ße

Korbacher Straße

Leuschnerstraße

Oberels unger Straße

Landgraf-Karl-Straße

Gu
nt

er
sh

äu
se

r S
tr

aß
e

Heinrich-Schütz-Allee

M
ün

de
ne

r S
tra

ße

Ehlener Stra
ße

Straße
O

berzw
ehrener

Witzenhäuser Straße

Buchenallee

Hauptst r aße

Br
ei

te
nb

ac
he

r  
         

St
ra

ße

Obere Dorfstraße

Nords häuser Straße

Crumbacher Straße

Hunsrückstr
aße

Fr
ie

dr
ic

hs
br

üc
ke

r S
tr

aß
e

Dörnberg straße

Leipziger Straße

Elgershäuser Straße

Mombachstraße

Falkensteinstraß e

He
rm

an
n -

   
   

Gm
ein

er
-S

tr
aß

e

Ahnatalstraße

He
rm

an
n-

Sc
he

er
-S

tra
ße

Wattenbacher Straße

Dorfs

tra
ße

Eugen-Richter-Straße

So
nn

en
al

le
e

Ba
hn

ho
fst

ra
ße

Fr
an

kf
ur

te
r  

   
 S

tra
ße

Lange Heideteile

Wegmannstraße

Altenritter Straße

M
ar

ie-
Cu

rie
-St

ra
ße

Vollmarshäuser Straße

Le ipziger Straße

Wa ldauer Weg

Re
in

ha
rd

sw
al

ds
tr

aß
e

Holländische Straße

Holländische Straße

Holländische Straße

Holländische Straße

Leipziger Straße

Leipziger Straße

Wolfhager Straße

Steinweg

M
ün

de
ne

r S
tr

aß
e

Holländische Straße

Berliner 

Ih
rin

gs
hä

us
er

 S
tra

ße

Holländische Straße

Fr
an

kf
ur

te
r S

tra
ße

Wolfhager Straße

Dresdener Straße

Ka
ss

ele
r S

tra
ße

Wilhelm

sh
äu

se
r S

tra
ße

Spiegelmühle

Wolfhager Straße

Ka
ss

el
er

 S
tr

aß
e

Hauptstraße

ZumPfaffenstrauch

Ingelheim
stra ße

Am
 A

ue
st

ad
io

n

Bertha-von-

Suttner-Straße

Niedervellm
arer

Straße

Silberborn

Böses Feld

Wurmbergsattel

Warme
Wiesen

Zeche
Roter Stollen

Fuchslöcher

Alte Zeche
Ziegenkopf

Roter Pfahl

Alte Zeche
Herkules

Hoofer
Gutsforst

Daspel

Tannengrund

Waldwiesenhof

Gut
Kragenhof

Gut Eichenberg

Hühnerfeldberg

Gut Winterbüren

Breiter Stein

Scheergraben

Rangen

Am Kreuz

Am-Loh-
Kaserne

Kaffeemühle

Gut
Freienhagen

Friedrichstein

Strippelmann

Lohrfeld

Brückenmühle

Wahlershausen

Flüsse-
viertel

Ermetheis

Kammerberg

Heckershausen

Laubach

Kirchbauna

Salzmanns-
hausen

Linden-
berg

Auefeld

Ober-
neustadt

Helleböhn

Weimar

Süster-
feld

Wellerode-Wald

Mulang

Marbachshöhe

Mattenberg

Gut Ellenbach

Gartenstadt
Eichwald

Wilhelmsthal

Friedrichsaue

Heiligenrode

Ochshausen

Kunstmühle

Oelshausen

Brücken-
hof

Wolfsanger

Gut
Bodenhausen

Gut Wissmannshof

Neuholland

Gut Windhausen

Ibachtal

Niedenstein

Fasanen-
hof

Süd-
stadt

Jungfern-
kopf

Forstfeld

Rothenditmold

Hohenkirchen

Alten-
ritte

Brasselsberg Waldau

Ober-
vellmar

Harles-
hausen

Unterneustadt

Süsterfeld-
Helleböhn

Oberzwehren

Bad
Wilhelmshöhe

Bettenhausen

Großenritte

Niedervellmar

Wehlheiden

Frommers-
hausen

Wolfsanger-

Philippinenhof-
Warteberg

Nordshausen

Wesertor

Kirchditmold

Mönchehof

Altenbauna

Vorderer
Westen

Nieder-
zwehren

Nord-Holland

Ehrsten

Fürstenwald

Wahnhausen

Speele

Knickhagen

Rothwesten

Schäferberg

Simmers-
hausen

Bonaforth

Landwehrhagen

Lutterberg

Breitenbach

Burghasungen

Hoof

Dörnberg

Ehlen

Elgershausen

Martinhagen

Sandershausen

Ihringshausen

Hasenhecke
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Hirschhagen

Eschenstruth

Vollmarshausen

Wellerode

Bergshausen

Dittershausen
Dennhausen

Crumbach

Dörnhagen

Guntershausen

Rengers-
hausen

Hertingshausen

Elmshagen
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RT4

Siedlung

Eschenstruth

Am Teich

Grifter Straße

Wald

Frankfurter
Straße

Mitte

Stellberg-
straße

Prinzen-
straße

Odenwald-
straße

Bergstraße

Besser
Straße

Langenberghof

Kirche

Am Schaufelhof

Wasserwerk

Kirche

Kleines Feld

Sporthalle

Söhreblick

Taunus-
straße

Steinbruch

Landschulheim

Mitte

Gasthof Kirchhof

Tannenweg

Schule/
Uhlandstraße

Großenritter Straße

An der Windmühle

Kirche

Bahnhof

Jahn-
straße

Kasseler
Straße

Abzweig
Fehrenberg

Salzgitter-
straße

Vor dem
Neuhaus

Goethestraße

Rathaus

Frauenlehnsweg

Marburger Straße
Ratskeller

Brücke

Wiehoffstraße

KiliansblickGemeinde-
haus

Kirche

OTC

Kirche

Nieden-
steiner
Straße

Waldhof

Schulstraße
Dittershausen
Schule

Baunatal-Guntershausen
(RE30 kein Halt)

Mehrzweckplatz

Am Dachsacker

Ahnatal-
Casselbreite

Kleiner
Holzweg

Knallhütte

Eisen-
hammer-
straße

Brüder-
Grimm-
Straße

Kurt-Schumacher-
Straße

Karl-
Marx-Straße

Erlenloch

Lärchen-
weg

Reiterhof

Sophie-Scholl-Ring

Ihringshausen-
West

Kirchstraße

Thomas-
kirche

Christus-
kirche

Sommerweg

Graßweg

Wohnstraße AEG

Neckar-
weg

An den
Rehäckern

Lilienweg

Kegel-
zentrum

Landes-
feuerwehr-
schule

Hessischer Rundfunk/
Orthopädische Klinik

Teichstraße

Hinter 
den Höfen

Kronenhofer Straße

Lärchenweg

Witzen-
häuser
Straße

Fürsten-
walder
Straße

Anne-
Frank-
Straße

Engelhard-
straße

Naturfreundehaus

Neuholland

Am Goldacker

SMA

Bollhöfe

Vor der
Hecke

Gärtner-
platzbrücke

Hallenbad
Süd

Am Rosen-
garten

Kirche
Kirchditmold

Birkenkopf

Königsplatz / 
Mauerstraße

Emdener
Straße

Friedhof

Niestetal 
Rathaus

Hasselweg

Am 
Kubergraben

Umbachs-
weg

Vor der
Hasenhecke

Felsburg-
straße

Königinhofstraße

Bachstraße

Elisabeth-Selbert-Straße

Trift-
straße

Adalbert-
Stifter-
Straße

Luther-
platz

Petersweg

Siebenbergen

Kassel
Haupt-

bahnhof

Fraunhofer
Institut

Friedens-
kirche

Escheröder Straße

Rasenallee

Gemeinschafts-
haus

Neue Drusel

Walther-
Schücking-

Platz

Uden-
häuser
Straße

Mittelstraße

Eisen-
schmiede

documenta
urbana

Baunsberg-
schule

Hasenhecke
West

Einkaufszentrum

Am Siebenborn

Hohefeldstraße

Am Osterholz

Industriepark 
Waldau-Ost/Ikea

Kirche

Eckenbachstraße

Freibad 
Lohfelden

Salzpfad

Nordhessen-
stadion

Seeberg-
straße

Staufen-
bergstraße

Arnimstraße

Forsthaus

Goldstern-
weg

Auer-
straße

Theodor-
Fliedner-Straße

Botanischer
Garten

Aqua-Park

Gesamtschule
Waldau

Feuerwehr

Breslauer 
Straße

Auestadion

Kirchhainer
Straße

Vellmar Nord

Kasseler Straße

Richard-
Roosen-Straße

Am Kitzebach

Kirche

Steinrutsche

Orangerie

Vellmar-
Osterberg/EKZ

Guntershäuser
Straße

Haroldplatz

Harles-
häuser
Straße

Hünfelder 
Straße

Druseltal

Unternehmenspark
Niederzwehren

Mitte

Mönchebergstraße/
Universität

Mittelring

EKZ 
Herkules

Bürgerhaus
Niester Straße

Schwimmbad

Murhardstraße/
Universität

Freibad
Wilhelmshöhe

Dahlheimer Weg

Kastanien-
weg

Schule
Bossental

Elektro-
Bergmann

Karls-
hafener
Straße

Hügelweg

Hugo-
Preuß-Straße

Rheinstahl-
ring

Am Park

Grundschule

Alte
Stadtgrenze

Im Wilhelmsland

Weiden-
weg

Friedhof 
Waldau

Brandgasse

Stern-
bergstraße

Schule

Wilhelmine-
Pötter-Straße

Stahl-
bergstraße

Baunataler 
Werkstätten

Lindenberg

Knallhütter Straße

Kasseler
Straße

Baunsberg

Obere
Bornwiesen-

straße

Obere Dorfstraße

Brasselsberg

Bodenweg

Am Eich-
hölzchen

Döllbach-
aue

Kurhessen-
Therme

Im
Triesch

Otto-Hahn-
Straße

Sonnenhang

Altenbaunaer Straße/
Europaschule

Müller-
wiesen

BAB-Rasthaus
Ost

Alt Philippinenhof

Heiden-
kopfstraße

Neue Mühle

Hasenhecke
Siedlung

Ernst-Reuter-
Straße

Rotdornweg

Am Hammelsberg

Dornländerweg

Am
Kirschrain

Welleröder Straße

Kirche

Ellenbachstraße

Lüneburger 
Straße

Am Bühl

Wellebachstraße

Im Rosental

Wahlebach-
Siedlung

Försterei

Brandenburger 
Straße

Kongress-
Palais/

Stadthalle

Stein-
bruchweg

Kalk-
bergweg

SWA
Linden-
berg

Unter dem
Steinbruch

Lindenhöher
Weg

Grundschule

Bei den 
Weiden-
bäumen

Scheide-
mannplatz

Obelweg

VW-Haupttor

Kirche
Wolfsanger

Hinter dem
Fasanenhof

Niestetalstraße

Niedervellmar
Mitte

Sandweg

Bildungs-
zentrum

Hotel

Crumbacher Straße

BAB-Rasthaus
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Anlage A2 
 
 
Fahrpläne Straßenbahn, Bus und AST 
 



 

 
 
 
 

Anlage A2 
 
 
Fahrpläne Straßenbahn, Bus und AST 
 
Aus ressourcenschonenden Gründen wird auf die Anlage verzichtet. 
Die Fahrpläne stehen unter folgenden Links auf der Internetseite der KVG zur Verfügung 
 
Straßenbahn: https://www.kvg.de/fahrplan/tram/ 
Bus:   https://www.kvg.de/fahrplan/bus/ 
AST:  https://www.kvg.de/fahrplan/anrufsammeltaxi/ 
 

 1 Vellmar, Nord <> Wilhelmshöhe (Park) 

 2 Baunatal, Bf. Großenritte <> Schulzentrum Brückenhof 

 3 Mattenberg <> Ihringshäuser Straße 

 4 Druseltal <> Lindenberg 

 5 Holländische Straße <> Baunatal, Bf. Großenritte 

 6 Ihringshäuser Straße <> Schulzentrum Brückenhof 

 7 Mattenberg <> Wolfsanger 

 8 Hessenschanze <> Lindenberg (Papierfabrik) 

 E diverse Einzelfahrten Tram nach aktuellem Bedarf 
 

 10 Rasenallee <> Auestadion 

 11 Vellmar, Dörnbergstraße / Holländische Straße <> DEZ-Einkaufszentrum 

 12 Weserspitze <> Leipziger Platz 

 13 Weserspitze <> Auestadion 

 14 Am Kubergraben <> Königsplatz/Mauerstraße 

 16 Rothenberg <> Auestadion 

 17 Fraunhofer Institut <> Brückenhof 

 17E Schulverkehr Fuldabrück 

 21 Druseltal <> Schulzentrum Brückenhof 

 22 Druseltal <> Habichtswald-Dörnberg/Ehlen 

 23 Herkules <> Wilhelmshöhe (Park) 

 25 Auestadion <> Rathaus/Fünffensterstraße 

 26 Hasenhecke <> Wolfsgraben (Weserspitze) 

 27 Ihringshäuser Straße <> Wolfsgraben 

 28 Warteberg <> Holländische Straße 

 29 Leipziger Platz <> Gartenstadt Eichwald 

 EB diverse Einzelfahrten Bus nach aktuellem Bedarf (u.a. Schulverkehr) 
 

 AST91 Oberzwehren Mitte <> Oberzwehren West 

 AST92 Oberzwehren Mitte <> Niederzwehren 

 AST93 Platz der Deutschen Einheit <> Lossewerk 

 AST94 Rasenallee <> Ahnatalstraße 

 AST95 Lindenberg <> Forstbachweg 

 AST96 Fasanenhof <> Wolfsgraben 

 AST97 Bergshäuser Straße <> Breslauer Straße 
 

https://www.kvg.de/fahrplan/tram/
https://www.kvg.de/fahrplan/bus/
https://www.kvg.de/fahrplan/anrufsammeltaxi/
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Gleis- und Weichenplan 
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Fahrstromversorgung und Unterwerke 
 





 

 
 
 
 

Anlage A5 
 
 
Nahverkehrsspuren 
 
 



Ab Brücke A44: RBK-Strecke

Ab Brücke A44: RBK-Strecke

Ab Gleichrichter Leipziger Straße: RBK-Strecke

180 m 
Bf. - Rolandstraße

580 m Bf. - Walther-Schücking-Platz

240 m Bf. - Graf-Bernadotte-Platz

220 m 
Haltestelle Teichstraße

140 m Haltestelle Dennhäuser Straße

510 m Haltestelle Wiener Straße - 
Kreuzung Eisenschmiede

1620 m Obere Königsstraße/Kreuzung Rathaus - 
Haltestelle Auestadion

50 m 
Friedrichsstraße 

- Rathaus

80 m 
Haltestelle 
Ständeplatz

430 m 
Rathaus -
Wilhelmsstr.

210 m Haltestelle Leipziger Platz

560 m Katzensprung - Weserspitze

160 m Weserspitze
 - Mittelring

      250 m 
Kreuzung 

    Erzbergerstr.
 - Lutherplatz

80 m 
Haltestelle Erzbergerstr.

420 m Platz der Dt. Einheit - Sandershäuser Straße

825 m Altmarkt - Platz der Dt. Einheit

435 m Stern - 
     Altmarkt

   350 m Stern - 
Holländischer Platz

250
 m Ster

n - 

    L
utherp
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150 m 
Haltestelle 
Stadtmitte

  300 m Wilhelmsstr. - 
Kreuzung Kölnische Str.

Kassel, 9. Oktober 2018
PI, Lometsch

Nahverkehrsspuren
Schematischer Liniennetzplan der Nahverkehrsspuren

Nahverkehrsspuren
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Anlage A6 
 
 
Haltestellen mit DFI 
 



Übersicht Haltestellen mit dynamischer Fahrgastinformation

Haltestellenname Standort

Ahnatalstraße Stadtgebiet Kassel

Albert-Einstein-Straße Baunatalstrecke

Alte Stadtgrenze Stadtgebiet Kassel

Altenbaunaer Straße / Europaschule Stadtgebiet Kassel

Altmarkt Stadtgebiet Kassel

Am Fasanenhof Stadtgebiet Kassel

Am Kupferhammer Stadtgebiet Kassel

Am Stern Stadtgebiet Kassel

Am Weinberg Stadtgebiet Kassel

Annastraße Stadtgebiet Kassel

Arnimstraße Stadtgebiet Kassel

Aschrottstraße Stadtgebiet Kassel

Auebad Stadtgebiet Kassel

Auestadion Stadtgebiet Kassel

Baunatal Stadtmitte Baunatalstrecke

Baunsberg Baunatalstrecke

Bebelplatz Stadtgebiet Kassel

Berlepschstraße Stadtgebiet Kassel

Berliner Straße Vellmar

Bf. Wilhelmshöhe Stadtgebiet Kassel

Brabanter Straße Stadtgebiet Kassel

Breitscheidstraße Stadtgebiet Kassel

Brüder-Grimm-Straße Stadtgebiet Kassel

Christuskirche Stadtgebiet Kassel

Dennhäuser Straße Stadtgebiet Kassel

DEZ-Einkaufszentrum Stadtgebiet Kassel

Dörnbergstraße Vellmar

Druseltal Stadtgebiet Kassel

Eisenschmiede Stadtgebiet Kassel

Festplatz Vellmar

Forstfeldstraße Stadtgebiet Kassel

Friedenskirche Stadtgebiet Kassel

Friedrichsplatz Stadtgebiet Kassel

Goethestraße Stadtgebiet Kassel

Hasselweg Stadtgebiet Kassel

Hauptbahnhof Stadtgebiet Kassel

Hauptfriedhof Stadtgebiet Kassel

Hegelsbergstraße Stadtgebiet Kassel

Heinrich-Heine-Straße / Universität Stadtgebiet Kassel

Heinrich-Plett-Straße Stadtgebiet Kassel

Heinrich-Schütz-Allee Stadtgebiet Kassel

Helleböhn Stadtgebiet Kassel

Helleböhnweg Stadtgebiet Kassel

Hessenschanze Stadtgebiet Kassel

Hessischer Rundfunk Stadtgebiet Kassel

Holländischer Platz Stadtgebiet Kassel

Holländischer Straße Stadtgebiet Kassel

1



Haltestellenname Standort

Hugo-Preuß-Straße Stadtgebiet Kassel

Hünstein Baunatalstrecke

Ihringshäuser Straße Stadtgebiet Kassel

Karthäuserstraße Stadtgebiet Kassel

Katzensprung Stadtgebiet Kassel

Kaulbachstraße Stadtgebiet Kassel

Keilsbergstraße Stadtgebiet Kassel

Kirche Kirchditmold Stadtgebiet Kassel

Kirche Wolfsanger Stadtgebiet Kassel

Kirchgasse Stadtgebiet Kassel

Kirchweg Stadtgebiet Kassel

Kleingartenverein Baunatalstrecke

Klinikum Kasssel Stadtgebiet Kassel

Koboldstraße Stadtgebiet Kassel

Kongress Palais - Stadthalle Stadtgebiet Kassel

Königsplatz Stadtgebiet Kassel

Königsplatz/Mauerstraße Stadtgebiet Kassel

Korbacher Straße / Universität Stadtgebiet Kassel

Kunoldstraße Stadtgebiet Kassel

Kurhessen-Therme Stadtgebiet Kassel

Leipziger Platz Stadtgebiet Kassel

Leipziger Straße Stadtgebiet Kassel

Leuschnerstraße Stadtgebiet Kassel

Lindenberg Stadtgebiet Kassel

Lutherplatz Stadtgebiet Kassel

Marbachshöhe Stadtgebiet Kassel

Mattenberg Stadtgebiet Kassel

Mattenberg Siedlung Stadtgebiet Kassel

Mittelring Stadtgebiet Kassel

Mombachstraße Stadtgebiet Kassel

Murhardstraße Stadtgebiet Kassel

Musikerviertel Vellmar

Nordstraße Vellmar

Oberzwehren Mitte Stadtgebiet Kassel

Platz d. D. Einheit Stadtgebiet Kassel

Prinzenquelle Stadtgebiet Kassel

Querallee Stadtgebiet Kassel

Rathaus Stadtgebiet Kassel

Rathaus/Fünffensterstraße Stadtgebiet Kassel

Rhönplatz Stadtgebiet Kassel

Riedwiesen Stadtgebiet Kassel

Rotes Kreuz Stadtgebiet Kassel

Sandershäuser Straße Stadtgebiet Kassel

Scheidemannplatz Stadtgebiet Kassel

Schulzentrum Brückenhof Stadtgebiet Kassel

Simmershäuser Straße Stadtgebiet Kassel

Stadtmitte Vellmar

Stahlbergstraße Stadtgebiet Kassel

Ständeplatz Stadtgebiet Kassel
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Haltestellenname Standort

Süsterfeld Stadtgebiet Kassel

Teichstraße Stadtgebiet Kassel

Triftstraße Vellmar

Unterneustädter Kirchplatz Stadtgebiet Kassel

Vellmar Nord Vellmar

VW-Werk Baunatalstrecke

Waldmannstraße Stadtgebiet Kassel

Waldorfschule Stadtgebiet Kassel

Walther-Schücking-Platz Stadtgebiet Kassel

Weigelstraße Stadtgebiet Kassel

Weserspitze Stadtgebiet Kassel

Wiener Straße Stadtgebiet Kassel

Wigandstraße Stadtgebiet Kassel

Wilhelmshöhe Park Stadtgebiet Kassel

Wilhelmsstraße Stadtgebiet Kassel

Wintershall Stadtgebiet Kassel

Wolfsanger Stadtgebiet Kassel

Wolfsgraben Stadtgebiet Kassel

3
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Anlage 2 zur Betrauung 

Anreizsystem für Wirtschaftlichkeit und Qualität 

1 Vorgaben der VO 1370/2007 und Ausgestaltung in de r 
Praxis 

1.1 Vorgaben der VO 1370/2007 

Nach Ziffer 7 des Anhangs zur Verordnung 1370/2007 ist die Aufnahme eines sog. An-

reizsystems in den öffentlichen Dienstleistungsauftrag erforderlich. 

In Ziffer 7 des Anhangs zur VO 1370/2007 heißt es: 

„Das Verfahren zur Gewährung der Ausgleichsleistung muss einen An-
reiz geben zur Aufrechterhaltung oder Entwicklung 

-  einer wirtschaftlichen Geschäftsführung des Betreibers eines öffent-
lichen Dienstes, die objektiv nachprüfbar ist, 

und 

-  der Erbringung von Personenverkehrsdiensten ausreichend hoher 
Qualität." 

Wie der Anreiz für Wirtschaftlichkeit und Qualität konkret auszugestalten ist, regelt die VO 

1370/2007 hingegen nicht. Die zuständige Behörde muss sich im Vorfeld einer Direktverga-

be mit der Wirtschaftlichkeit der Betriebsführung und den Qualitätsanforderungen konkret be-

fassen. Insoweit steht der zuständigen Behörde ein weiter Gestaltungsspielraum zu. Die 

wirtschaftliche Geschäftsführung, zu der der Betreiber angehalten werden soll, muss objektiv 

nachprüfbar sein. Eine Prüfung durch einen unabhängigen Dritten ist nicht erforderlich, kann 

aber vorgesehen werden.  

Das Anreizsystem für Wirtschaftlichkeit und Qualität sollte insbesondere folgende Vorgaben 

enthalten: 

� Definition der Wirtschaftlichkeitskriterien, 

� Definition der Qualitätskriterien, 

� Festlegung der Messmethoden zur Überprüfung, ob die vorgenannten Kriterien erfüllt 

worden sind, 

� Festlegung und Bemessung der einzelnen Anreizregelungen. 
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1.2 Ausgestaltung in der Praxis 

Hintergrund des Anreizsystems ist es, im Falle einer Direktvergabe an den internen Betreiber 

sicherzustellen, dass der interne Betreiber, der nicht im Wettbewerb mit anderen Betreibern 

steht, eine Motivation erhält, eine wirtschaftliche Geschäftsführung sowie eine Verkehrsleis-

tungserbringung in ausreichend hoher Qualität zu gewährleisten.  

Bei öffentlichen Dienstleistungsaufträgen, die im Rahmen wettbewerblicher Vergabeverfah-

ren abgeschlossen werden, wird dieses Ziel häufig durch eine Bonus-Malus-Regelung um-

gesetzt. Der Anreiz zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit und Qualität kann durch einen 

zusätzlichen Bonus gesetzt werden. Bei Nichterreichung dieser Ziele erfolgt hingegen eine 

(anteilige) Kürzung der Ausgleichszahlungen. Hierfür ist im Vorfeld eine objektive Berech-

nungsmethode festzulegen. Die Bonus-Malus-Regelung erscheint allerdings uneinge-

schränkt nur für private Unternehmen geeignet, da bei öffentlichen Unternehmen die zustän-

dige Behörde auch die Gesellschafterstellung innehat. Die Bonus-Malus-Regelung ist daher 

vor diesem Hintergrund anzupassen. Schließlich ist innerhalb der Kasseler Verkehrs-

Gesellschaft AG1 (nachfolgend „KVG“) eine Regelung zu treffen, für welchen Zweck der er-

haltene Bonus zu verwenden ist.  

2 Beschreibung des Anreizsystems 

2.1 Sicherung der Wirtschaftlichkeit 

Nach dem öffentlichen Dienstleistungsauftrag wird jährlich im Voraus ein Wirtschaftsplan 

aufgestellt und hieraus eine Plan-Spartenrechnung für die betraute gemeinwirtschaftliche 

Verpflichtung abgeleitet, aus der sich der vorläufige Soll-Ausgleich ergibt. Für jedes abgelau-

fene Geschäftsjahr erstellt die KVG wiederum eine Ist-Rechnung, die aus der testierten Ge-

winn- und Verlustrechnung der KVG abgeleitet wird. Ziel des Anreizsystems für eine wirt-

schaftliche Geschäftsführung ist es, 

• eine Überschreitung des vorläufigen Soll-Ausgleichs zu verhindern und 

• einen Anreiz zu setzen, dass der vorläufige Soll-Ausgleich unterschritten wird. 

Außerdem werden vor jedem Geschäftsjahr regelmäßig zwei bis vier weitere Wirtschaftlich-

keitsziele festgelegt, die die KVG und der Aufgabenträger als wichtig eingestuft haben und 

für deren Erreichung daher ebenfalls Boni gewährt werden sollen. Da die KVG nicht nur wirt-

schaftlich, sondern auch ökologisch nachhaltig agieren möchte, kann es sich dabei auch um 

Ziele handeln, die nicht nur zu einer höheren Wirtschaftlichkeit, sondern auch zu einer öko-

logischen Unternehmensführung beitragen. 

 

                                                 
1  Interner Betreiber ist auch die Kasseler Verkehrs- und Versorgungs-GmbH (KVV). Da aber die Qualität und 

Wirtschaftlichkeit der Verkehrsleistungserbringung lediglich von der KVG zu beeinflussen sind, sind die ent-
sprechenden Anreize bei der KVG zu setzen.  
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Die KVG wird zur Erreichung dieser Ziele ein Bonussystem einführen. Die KVG wird dabei 

jedes Jahr bei Erreichung der in untenstehender Tabelle definierten Ziele einen Bonus in 

Höhe von maximal 5% der Planaufwendungen erhalten. 

 

Ziel Bonusbetrag 

Erreichung der Ziele im Wirtschaftsplan 50.000 € 

Übererfüllung der Ziele im Wirtschaftsplan Je 100.000 € besserem Unternehmenser-

gebnis als geplant ein Betrag in Höhe von 

10.000 €. Bis zu maximal 50.000 € in Sum-

me 

Maßnahmen (regelmäßig zwei bis vier Maß-

nahmen, beispielsweise Senkung des Ge-

samtenergieverbrauchs, Senkung des Treib-

stoffverbrauchs, Umsetzung von Maßnah-

men zur Minderung von Luftschadstoff- oder 

Lärmemissionen, Einhaltung von Effizienz-

kennzahlen) 

Je Zielerreichung ein Betrag in Höhe von 

30.000 € 

Sofern das testierte Jahresergebnis der KVG aufgrund geänderter bilanzrechtlicher Vor-

schriften negativ beeinflusst wird, bleiben diese ergebnisbeeinträchtigenden Effekte bei der 

Ermittlung des hier zugrunde zu legenden Vergleichs zwischen Ist-Ergebnis und Ergebnis 

laut Wirtschaftsplan unberücksichtigt. 

2.2 Sicherung der Qualität 

Der KVG geht es darum, die bestehende hohe Qualität der Verkehrsleistungserbringung bei-

zubehalten und nach Möglichkeit noch zu verbessern. Die Erreichung der unter Ziff. 2.1 defi-

nierten Wirtschaftlichkeitsziele soll durch Effizienzsteigerungen und nicht durch eine Minimie-

rung der Qualität erreicht werden. Um dies sicherzustellen, werden bei Nichterreichung der 

Qualitätsziele von den unter Ziff. 2.1 festgelegten Bonusbeträgen die in der untenstehenden 

Tabelle festgelegten Beträge abgezogen. Gleichzeitig wird bei Überschreitung der Qualitäts-

vorgaben ein Bonus gewährt. Die Qualitätsvorgaben können einvernehmlich durch ver-

gleichbare andere Qualitätsvorgaben in der Vertragslaufzeit ersetzt werden. Die gewährten 

Bonus-/Malusbeträge bleiben dabei aber in Summe unverändert. 

Für jedes der in der folgenden Tabelle dargelegten Qualitätskriterien wird je nach Über- oder 

Unterschreitung der dort festgelegten Kennzahlen ein Malus oder Bonus von 75.000 € be-

rechnet. Die in der folgenden Tabelle genannten Kennziffern können einvernehmlich ange-

passt werden, sofern sich zeigt, dass diese die Kundenerwartungen nicht mehr adäquat ab-

bilden. Bei unterschiedlichen Einschätzungen dazu können von der Behördengruppe oder 

der Unternehmensgruppe externe Sachverständige mit der entsprechenden Bewertung be-
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auftragt werden. Sollte keine einvernehmliche Einschätzung dazu erzielt werden können, ist 

ein geeignetes Schiedsverfahren einzuleiten. 

 

Zielkategorie Malusbetrag Bonusbetrag 

Gesamtzufriedenheit gemäß Kundenba-

rometer 

 < 3,80 > 4,1 

Qualität der Sparte Tram gemäß Quali-

tätsbarometer 

Unterschreitung des  

Mittelwertes  um mehr 

als 2,5%-Punkte 

Überschreitung des 

Mittelwertes  um mehr 

als 2,5%-Punkte 

Pünktlichkeitsquote Tram < 90% > 95% 

Ausfallquote Tram > 2,5% < 1,0% 

Pünktlichkeitsquote Bus < 87% > 92% 

Ausfallquote Bus > 1,5% < 1,0% 

 

Für die Ermittlung der Kennzahlen ist Folgendes zu beachten: 

Gesamtzufriedenheit gemäß Kundenbarometer 

Die KVG führt seit 1999 im Abstand von zwei Jahren eine  Erhebung durch, die an ein bun-

desweit durchgeführtes Kundenbarometer angelehnt ist. Die Erhebungssystematik besteht 

aus einer standardisierten, repräsentativen Kundenbefragung durch geschultes Personal. 

Derzeit beteiligen sich an diesem Kundenbarometer 39 Verkehrsunternehmen in Deutsch-

land. Die Erhebungssystematik und die Methodik der Auswertung sind über alle Unterneh-

men vereinheitlicht. Die Auswertung der Ergebnisse und die Ermittlung der Kennzahlen er-

folgt durch ein externes Beratungsunternehmen. Das festgestellte Ergebnis wird auf die Bo-

nus-/Malusregelung im Jahr der Feststellung der Kennzahl und im Folgejahr angewendet. 

Sollte die Erhebung des Kundenbarometers nach der aktuellen Systematik eingestellt wer-

den oder die KVG aus anderen Gründen daran nicht mehr teilnehmen, verständigen sich die 

Stadt Kassel, der NVV und die KVG über eine möglichst vergleichbare alternative Qualitäts-

kennzahl. 

Mittelwert Sparte Tram gemäß Qualitätsbarometer 

Die KVG nimmt seit 2008 im Abstand von zwei Jahren an einem bundesweit durchgeführten 

Qualitätsbarometer teil. Die Erhebungssystematik besteht aus einer Erhebung vorab definier-

ter Qualitätsmerkmale durch geschultes Testpersonal. Derzeit beteiligen sich an diesem 

Qualitätsbarometer 11 Verkehrsunternehmen in Deutschland. Die Erhebungssystematik und 

die Methodik der Auswertung sind über alle Unternehmen vereinheitlicht. Die Auswertung 
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der Ergebnisse und die Ermittlung der Kennzahlen erfolgt durch ein externes Beratungsun-

ternehmen. Das festgestellte Ergebnis wird auf die Bonus-/Malusregelung im Jahr der Fest-

stellung der Kennzahl und im Folgejahr angewendet. Sollte die Erhebung des Qualitätsba-

rometers nach der aktuellen Systematik eingestellt werden oder die KVG aus anderen Grün-

den daran nicht mehr teilnehmen, verständigen sich die Stadt Kassel, der NVV und die KVG 

über eine möglichst vergleichbare alternative Qualitätskennzahl. 

Pünktlichkeitsquote 

Die Pünktlichkeitsquote wird aus dem Soll-/Ist-Vergleich der Messungen der Fahrplanlage 

ermittelt. Als unpünktlich ermittelte Werte (Abweichung von mehr als 5 Minuten vom Fahr-

plan) werden kategorisiert nach solchen, die in der Einflusssphäre der KVG liegen und sol-

chen, die nicht von der KVG verursacht wurden. Bei der Ermittlung der Kennzahl werden nur 

solche berücksichtigt, bei denen die Verursachung im Verantwortungsbereich der KVG liegt. 

Ausfallquote 

Die Ausfallquote wird aus dem Soll-/Ist-Vergleich der Planfahrten und der tatsächlich durch-

geführten Fahrten ermittelt. Ausgefallene Fahrten  werden kategorisiert nach solchen, die in 

der Einflusssphäre der KVG liegen und solchen, die nicht von der KVG verursacht wurden. 

Bei der Ermittlung der Kennzahl werden nur solche berücksichtigt, bei denen die Verursa-

chung im Verantwortungsbereich der KVG liegt. Eine Fahrt gilt auch dann als ausgefallen, 

wenn nur ein Teil der fahrplanmäßigen Strecke nicht bedient wird. 

2.3 Berechnungsmethode, Dokumentation und Überprüfu ng, zustän-
dige Stelle 

Bonusbeträge werden mit Malusbeträgen verrechnet. Die Herleitung erfolgt auf Basis der je-

weiligen Kennzahlen aus dem Vorjahr. Der jeweils entstehende Saldo wird in das Folgejahr 

übertragen. Im Folgejahr wird dieser Saldo mit dem Saldo aus Bonus- und Malusbeträgen 

des Folgejahres verrechnet. Der so entstehende Saldo wird wiederum in das Folgejahr über-

tragen. Nach Ablauf von jeweils drei Jahren erfolgt eine Auszahlung des Saldos  zwischen 

KVV und KVG. Im jeweils vierten Jahr beginnt die Berechnung des Saldos von neuem für 

den nächsten Zeitraum von drei Jahren.  

Zur Umsetzung des Anreizsystems wird eine Nebenrechnung als Anlage zur Ist-

Trennungsrechnung erstellt und in die Prüfung der Ist-Trennungsrechnung einbezogen. 

Zuständige Stelle für die Durchführung und das Controlling dieses Anreizsystems ist das Be-

teiligungsmanagement der Stadt Kassel. Die schriftlichen Dokumentationen zu diesem An-

reizsystem sind vertraulich zu behandeln.  

Das Anreizsystem wird erstmals im Geschäftsjahr 2020 umgesetzt. 
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Anlage 3 zur Betrauung 
 

Kooperationsvertrag 
 
 
 zwischen  
 

Kasseler Verkehrs- und Versorgungs-GmbH 
- im Folgenden: KVV - 

Vertreten durch die Geschäftsführung 
 
 
und   
 
 
Kasseler Verkehrs-Gesellschaft AG 

- im Folgenden: KVG - 
Vertreten durch den Vorstand 
 

 
− gemeinsam auch „Parteien“ genannt − 

 
 

Präambel 
 

Die Parteien sollen gemeinsam auf Grundlage eines öffentlichen 
Dienstleistungsauftrags (öDA) durch die Stadt Kassel und den NVV als 
Behördengruppe im Wege einer Direktvergabe gemäß der EU-Verordnung 
1370/2007 mit der Erbringungen von Leistungen im ÖPNV betraut werden. Sie 
kooperieren daher als interner Betreiber der Behördengruppe und erbringen die 
durch diesen öDA bzw. die zugrundeliegenden Nahverkehrspläne festgelegten 
Nahverkehrsleistungen gemeinsam. Die Parteien bilden keine Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts. Die durch den öDA übernommenen Rechte und Pflichten 
werden wie folgt aufgeteilt.  

 
 

§ 1 Leistungen der KVG 
 
Die KVG trägt alle Verpflichtungen mit Ausnahme der ausdrücklich der KVV 
zugewiesenen Verpflichtungen. Die KVG ist insbesondere für die 
Verkehrsleistungserbringung und den Betrieb, Bau und Erhalt der Tram- und 
Businfrastruktur zuständig. 

 
§ 2 Leistungen der KVV 

 
Der KVV sind durch die Freistellungserklärung vom 23.12.2002 wesentliche 
Verpflichtungen im Zusammenhang mit der Altersversorgung des KVG-Personals 
zugewiesen. Die KVV hat damit die KVG von sämtlichen bestehenden und 
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zukünftig eintretenden Rentenverpflichtungen sowie sonstigen Ansprüchen ihrer 
Betriebsangehörigen aus der Betriebsvereinbarung vom 07.12.1992 freigestellt. 
In diesem Zusammenhang wird unter anderem die Höhe der neu zu bildenden 
oder gegebenenfalls aufzulösenden Rückstellungen in jedem Geschäftsjahr neu 
bestimmt. Diese Rückstellungsverpflichtungen und die weiteren Verpflichtungen 
aus diesem Vertrag übernimmt auch weiterhin die KVV.  

 
§ 3 Vertragsdauer, Kündigung 

 
Der Vertrag tritt mit Unterzeichnung durch beide Parteien in Kraft und ist an die 
Laufzeit des  vorbezeichneten öDA der Behördengruppe gebunden.  

 
§ 4 Schriftform 

 
Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. Das 
gilt auch für eine Änderung der Schriftformklausel. Mündliche Nebenabreden sind 
ungültig.  
 

§ 5 Schlussbestimmungen 
 

Soweit einzelne Teile dieser Vereinbarung unwirksam sein sollten oder 
unwirksam werden, wird die Wirksamkeit der Vereinbarung insgesamt nicht 
beeinträchtigt. Beide Parteien vereinbaren schon jetzt, dass sie in diesem Falle 
die unwirksame Bestimmung durch eine wirksame ersetzen, die dem 
wirtschaftlichen Zweck der unwirksamen Bestimmung nahekommt oder 
entspricht.  

 
 

Kassel, den  
 
 
 
 
_________________________              ____________________________ 
KVG     KVG 
Dr. Micheal Maxelon   Dr. Thorsten Ebert 
 
 
 
 
__________________________             ____________________________ 
KVV     KVV 

 Dr. Michael Maxelon   ppa. Dr. Mark Eppe 
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